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Vorwort. 


Mit  Genehmigung  der  Fakultät  kommt  hier  nur  ein  Teil 
(Einleitung;  3.  Kapitel  I,  1;  4.  Kapitel)  der  unter  dem  Titel: 
„Zur  Geschichte  der  kurkölnischen  Landtage  im  Zeitalter  der 
französischen  Revolution  1790—1797“  eingereichten  Arbeit  zum 
Abdruck.  Die  ganze  Arbeit  wird  in  den  „Geschichtlichen  Unter- 
suchungen“, herausgegeben  von  Karl  Lamprecht,  bei  Friedrich 
Andreas  Perthes,  A.-G. , in  Gotha  erscheinen;  zur  Orientierung 
lasse  ich  den  Plan  des  Ganzen  folgen: 

Einleitung. 

Vorbemerkung:  Das  Quellenmaterial. 

1.  Kapitel.  Die  landständische  Verfassung  in  der  letzten  Zeit  des 

Kölner  Erzstifts. 

I.  Die  vier  Landstände  und  ihre  Zusammensetzung: 

1.  Domkapitel. 

[Exkurs : Die  Zusammensetzung  der  nicht  landtagsfähigen 
Geistlichkeit.] 

2.  Grafenstahd. 

3.  Ritterschaft. 

4.  Städtekollegium. 

II.  Die  Form  der  landständischen  Verhandlungen: 

1.  Berufung  und  Zusammentritt  der  Stände. 

2.  Der  Gang  der  eigentlichen  Verhandlungen. 

3.  Landtagsschlufs  und  Fortsetzung  der  landständischen  Tätig- 
keit in  den  Quartal-Konventionen. 

2.  Kapitel.  Die  landständische  Steuer  in  Kurköln  am  Ausgang 

des  18.  Jahrhunderts. 

I.  Die  Stellung  der  landständischen  Steuer  im  Finanzwesen  des 
Territoriums. 
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II.  Das  Steuersystem. 

1.  Die  Steuertechnik. 

a.  Die  Natur  der  Steuer. 

b.  Deskription  und  Steuerfufs. 

2.  Die  steuerpolitische  Behandlung  der  landständischen  Ab- 
gaben. 

a.  Die  Ausdehnung  der  Steuer  bei  den  ordentlichen 
Landeslasten, 

a.  die  Sonderstellung  des  adligen, 
ß.  die  des  geistlichen  Grundbesitzes. 

b.  Die  Ausdehnung  bei  aufserordentlichen  Erfordernissen. 

3.  Kapitel.  Die  Kämpfe  um  die  Steuerexemptionen  von  Adel  und 

Klerus  im  alten  Kurstaat  (1790 — 1794). 

I.  Die  Angriffe  in  landständischen  Verhandlungen  und  auf 
prozessualischem  Wege. 

1.  Der  Versuch,  den  „modus  ]>er  totum“  für  immer  und 
für  alle  Landeslasten  einzufüliren  (17  90  ff.). 

2.  Der  „modus  per  totum“  für  die  aufserordentlichen  Lasten 
des  Reichskriegs  (1792 — 1794). 

II.  Das  Verhalten  der  Publizistik  gegenüber  der  „modus  per 
totum“  - Frage. 

1.  Das  Versagen  der  lokalen  und  der  grofsen  deutschen 
Presse. 

2.  Der  Niederschlag  der  Bewegung  in  zwei  Flugschriften: 

a.  in  den  „juristisch-philosoi)hischen  betrachtungen  etc.“ 
(1790), 

b.  in  der  „an  die  churkölnische  landstände“  gerichteten 
Druckschrift  (1793). 

4.  Kapitel.  Der  „modus  per  totum“  im  Jahre  1797. 

I.  Das  Erzstift  unter  französischer  Militärherrschaft  (17  94—17 97). 

II.  Die  Verhandlungen  zwischen  den  Landtagsstädten  und  dem 
Klerus  wegen  des  modus  per  totum. 

1.  Veranlassung. 

2.  Vorverhandlungen. 

3.  Abschlufs  der  Union. 

ITT.  Die  Einwirkung  der  Vergleichsunterhandlungen 

1.  auf  die  Vorder- Stände, 

2.  auf  die  kurfürstliche  Regierung  in  Mergentheim. 

IV.  Das  Schicksal  der  Union. 
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5.  Kapitel.  Die  Bedeutung  der  Verhandlungen. 

I,  (Für  die  politische  Geschichte:)  Der  Ständekampf  ein  Mafs- 
stab  für  den  Einflufs  der  französischen  Revolution  auf  die 
Stiftslande 

1.  in  seiner  Entstehung, 

2.  in  seinem  Verlauf. 

II.  (Für  die  Verfassungsgeschichte:)  Die  Verhandlungen  ein  Bei- 
trag zur  Beurteilung  der  ständischen  Verfassung. 

Sie  beleuchten  die  Wirksamkeit  der  erzstiftischen  Stände 

1.  im  Verkehr  miteinander  (die  Geschäftsführung  der 
Landtage), 

2.  in  ihrem  Verhältnis  zum  Landesherrn, 

3.  in  ihrem  Verhältnis  zum  Volk. 

Schlafs. 


Abkürzungen. 


Ddf.  = Staatsarchiv  Düsseldorf. 

dk.  L.  Pr.  = domkapitularisches  Landtagsprotokoll  (Ddf.,  Abteilung: 
Köln,  Domstift,  Akten:  Nr.  450 — 452). 

gr.  L.  Pr.  = gräfliches  Landtagsprotokoll  (Archiv  des  Schlosses  Dyck, 
Abteilung  Akten:  ßd.  19 — 21). 

r.  L.  Pr.  = ritterschaftliches  Landtagsprotokoll  (Ddf.,  Abteilung:  Köln, 
Erzstift,  Akten:  III,  B,  46 — 48;  79 — 88). 

st.  L.  Pr.  = städtisches  Landtagsprotokoll  (Stadtarchiv  Neufs:  B.  I. 
c.  2;  Stadtarchiv  Bonn,  kurfürstliche  Abteilung  B,  1). 

Wenn  sich  hei  den  Aktenzitaten  weder  Archiv  noch  Archivabteilung 
angegeben  findet,  so  ist  Ddf.,  Abteilung:  Köln,  Erzstift, 
Akten  gemeint. 
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Einleitung. 

Die  rheinische  Geschichte  der  Neuzeit  hat  nur  wenige  Er- 
eignisse zu  verzeichnen,  die  sich  an  tiefeingreifender  Wirkung 
messen  könnten  mit  der  französischen  Okkupation  am  Ausgang 
des  18.  Jahrhunderts.  Die  französische  Herrschaft  hat  mit  der 
Kleinstaaterei  am  Rheine  aufgeräumt,  sie  hat  all  die  gröfseren  und 
kleineren  territorialen  Gebilde  zusammengeschweifst  und  als  Ganzes 
einem  grofsen  Staatskörper  eingefügt.  Als  Glied  des  französischen 
Reiches  sind  die  Rheinlande  zum  ersten  Male  nach  den  Grund- 
sätzen modernen  Staatslebens  behandelt  worden;  erst  unter  der 
Fremdherrschaft  fielen  die  Schranken  der  alten  Geburtsstände,  trat 
an  die  Stelle  der  Privilegien  einzelner  Individuen  und  ganzer 
Gruppen  gleichmäfsiges  Recht  und  Gesetz  für  alle. 

Freilich  mufsten  diese  Segnungen  teuer  erkauft  werden.  Auf 
lange  Zeit  hinaus  gingen  die  Gebiete  dem  deutschen  Reiche  ver- 
loren, sie  blieben  für  zwei  Jahrzehnte  die  Beute  fremder  Eroberer, 
und  schwer  drückten  die  Lasten,  die  ihnen  in  den  ersten  Jahren 
die  systematische  Aussaugungspolitik  der  militärischen  Machthaber 
auferlegt  hatte.  Aber  war  der  Preis  zu  hoch  ? Hätten  die  rheini- 
schen Territorien  auch  aus  eigener  Kraft  das  erreichen  können, 
was  sie  so  der  Fremdherrschaft  zu  verdanken  haben? 

Gewifs,  Ansätze  zum  Besseren  waren  unverkennbar  schon  vor 
der  Okkupation  vorhanden.  Das  gilt  wie  für  die  Rheinlande  im 
allgemeinen,  so  im  besonderen  auch  für  das  Erzstift  Köln. 

Gröfstenteils  auf  dem  linken  Ufer  des  Stroms  gelegen,  er- 
streckte sich  dies  Territorium  in  mäfsiger  Breite  etwa  von  Rees 
im  Norden  bis  nach  Andernach  im  Süden,  wurde  aber  durch 
fremdes  Gebiet  — so  durch  die  Grafschaft  Mörs  am  Unterrhein 
und  durch  Jülicher  Land  an  der  Ahr  — in  mehrere  nicht  zu- 
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sammenhängende  Stücke  zerrissen  ; mit  ihm  waren  unter  dem 
Kölner  Kurhute  das  „Vest“  Recklinghausen  und  das  Herzogtum 
Westfalen  vereinigt.  Der  letzte  Behtirrscher  dieser  Gebiete  war 
ein  Sprofs  des  Hauses  Österreich,  Maria  Theresias  jüngster  Sohn 
Maximilian  Franz;  nach  allem,  was  bisher  von  ihm  bekannt  ge- 
worden ist,  ein  Regent,  der  als  politischer  Schüler  seines  kaiser- 
lichen Bruders  Joseph  II.  für  aufklärerische  Zeitanschauungen 
nicht  unzugänglich  war  und  durch  eine  reformierende  Tätigkeit 
im  Inneren  sein  Land  einer  besseren  Zukunft  entgegenzuführen 
sich  bemühte 

Aber  nicht  nur  von  oben,  von  der  Regierung,  gingen  Neue- 
rungsbestrebungen aus.  Im  Jahre  1790  legte  die  Kurie  der  Land- 
tagsstädte der  zu  Bonn  tagenden  kurkölnischen  Ständeversamm- 
lung einen  Antrag  vor,  der  gegen  eins  der  wichtigsten  Privilegien 
von  Adel  und  Geistlichkeit,  gegen  deren  Steuerfreiheit,  seine  Spitze 
kehrte.  Von  da  ab  verschwand  der  Streit  um  die  Exemptionen 
nicht  mehr  aus  den  Verhandlungen  der  Bonner  Landtage,  und 
auch  die  Fremdherrschaft  vermochte  ihn  zunächst  nicht  zur  Ruhe 
zu  bringen,  vielmehr  veranlafste  die  Frage  der  Gleichheit  aller  vor 
der  Steuer  noch  1797,  ungefähr  drei  Jahre  nach  dem  Ende  des 
letzten  erzstiftischen  Landtags,  lebhafte  Auseinandersetzungen 
zwischen  den  Städten  und  den  Privilegierten. 

Ob  es  sich  dabei  um  eine  lebensfähige,  stofskräftige  Bewegung 
gegen  die  modernen  Staatsanschauungen  widersprechende  Un- 
gleichheit in  der  Lasten  Verteilung  handelte  oder  nicht,  wird  eine 
Darstellung  der  Steuerdebatten  zeigen. 

1)  Die  genauen  Grenzen  finden  sich  angegeben  bei  F.  Walter,  Das  alte 
Erzstift  und  die  Reichsstadt  Köln.  Bonn  186d,  S.  22  f. 

2)  Über  ihn  vgl.  H.  Hüffer  in  der  Allgemeinen  Deutschen  Biographie, 
Bd.  XXI,  (1885),  S.  56  ff. 

3)  „Kurkölnisch“  erscheint  fast  stets  als  gleichbedeutend  mit  „erzstiftisch“. 
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Die  Kämpfe  um  die  Steuerexemptionen  von  Adel 
und  Klerus  im  alten  Kurstaat  (1790  ff.). 


Am  9.  Februar  eröfPnete  der  Kurfürst  Max  Franz  mit 
den  hergebrachten  Feierlichkeiten  in  Gegenwart  seines  Schwagers, 
des  Herzogs  Albert  von  Sachsen  - Teschen  und  seiner  Schwester 
Maria  Christina,  „ gubernantin  “ der  österreichischen  Niederlande, 
den  Landtag  des  Jahres  1790  0-  Fast  zwei  Wochen  lang  nahmen 
die  Verhandlungen  ihren  gewöhnlichen  Verlauf,  nirgendwo  deuten 
die  offiziellen  Protokolle  an,  dafs  sich  etwas  Aufserge wöhnliches 
vorbereite.  Und  doch  war  schon  seit  Beginn  des  Jahres  eine  Be- 
wegung im  Gange,  die  den  vierten  Landstand  veranlassen  wollte, 
zur  adligen  und  geistlichen  Steuerfreiheit  Stellung  zu  nehmen 
und  die  Einführung  einer  gleichmäfsigen,  gerechten  Besteuerungs- 
art zu  beantragen. 

Im  Januar  1790  erschien  eine  von  einem  ungenannten 
,,  menschenfreund  dem  städtischen  Kollegium  gewidmete  Flug- 
schrift 2),  die,  gestützt  auf  naturrechtliche  Theorien  und  die  Lehre 
vom  Subjektionsvertrag,  den  Exemptionen  der  privilegierten  Stände 
jede  Berechtigung  absprach  und  mit  dem  Hinweis  auf  den  jetzt 
besonders  geeigneten  Zeitpunkt  die  Städte  an  ihre  Pflicht  gemahnte, 
die  Abschaffung  der  Steuerfreiheiten,  eine  gleichmäfsige  Konkurrenz 
in  allen  Abgaben  zu  verlangen.  Die  Aufforderung  fiel  auf  frucht- 
baren Boden;  tatsächlich  wurde  bald  nach  dem  Zusammentritt 
der  Stände  die  angeregte  Frage,  wenn  auch  noch  nicht  in  der 

1)  gr.  L.  Pr.  179ü  Februar  9;  vgl.  auch  A.  Wolf,  Marie  Christine,  Erz- 
herzogin von  Österreich.  Bd.  II,  Wien  1863,  S.  35  ff. 

2)  „Juristisch- philosophische  betrachtungen  über  die  landesherrlichen  steuer- 
rechte  und  die  rechte  des  gemeinen  Volkes.“  Ohne  Ort.  Anonym. 
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Form  offizieller  Anträge,  erörtert  ‘);  auch  an  Agitation  fehlte  es 
nicht.  „Vor  einigen  tagen,“  so  bericlitete  der  gräflich  Salmische 
Deputierte  Kley,  „hat  man  zettulger  auf  den  strafsen  gefunden, 
des  innhalts:  ihr  städtische  bürgermeister,  lafset  den  adel  und  die 
geistlichen  simpeln  bezalen  wie  den  baur 

Aber  erst  am  22.  Februar  wurde  im  städtischen  Kollegium 
„nach  reiflicher  Überlegung  einstimmig  beschlofsen“,  auf  Einfüh- 
rung „einer  durchgehenden  gleichheit  des  simpelsfufses“,  „auf  den 
modus  per  totum“  bei  den  Mitständen  anzutragen  ^). 

Woher  die  von  den  Städten  gebrauchte  Bezeichnung  „modus 
per  totum“  oder  „modus  per  totum  contribuendi“  stammt,  ob  sie 
etwa  dem  Reichssteuer  wesen  entlehnt  ist,  konnte  ich  nicht  fest- 
stellen. Dagegen  ist  ganz  klar,  was  darunter  verstanden  wurde. 
Ob  man  nun  „modus  per  totum“  als  den  „gemeinen  durchaus- 
anschlag“  verdeutschte  oder  etwa  bestimmte,  dafs  der  Anschlag 
in  modo  per  totum  so  einzurichten  sei,  dafs  jeder  von  seinen  Be- 
sitzungen ohne  die  geringste  Ausnahme,  ohne  jeden  Abzug  morgen- 
weise beitrage^);  der  mafsgebende  Gedanke  war  immer,  alle  im 
Erzstift  liegenden  Güter  in  vollem  Umfang  und  gleich  stark  zur 
Steuer  heranzuziehen,  oder,  negativ  ausgesprochen,  alle  Steuer- 
exemptionen zu  beseitigen,  „indem  der  begriff  des  modus  per  totum 
der  natur  der  Sache  nach  alle  freiheiten  und  begünstigungen  noth- 
wendig  ausschliefset“  ®). 

Schon  die  Fassung  des  städtischen  Antrags:  „auf  den  modus 
per  totum“  und  das  Fehlen  jeglicher  Erklärung  des  Ausdrucks 
zeigt,  dafs  die  Städte  den  Begriff  des  modus  per  totum  als  bekannt 
voraussetzten.  So  finden  sich  denn  auch  nicht  nur  allgemein  ge- 
haltene Hinweise  darauf,  dafs  man  bereits  früher  diesen  die  adlige 
und  geistliche  Steuerfreiheit  ausschliefscüiden  Steuerfufs  zur  Sprache 
gebracht  habe  ^),  sondern  es  werden  auch  im  weiteren  Verlauf  derVer- 

1)  Dyck.,  Abt.  Akten,  Bd.  19,  Brief  von  1790  Februar  23. 

2)  Ebenda.  3)  st.  L.  Pr.  1790  Februar  22. 

4)  III,  D,  31;  „Nähere  bestimmungen“  zu  den  zwischen  den  Städten  und 
dem  Klerus  aufgesetzten  Vergleichspunkten. 

5)  III,  D,  76;  (nicht  veröffentlichte)  kurfürstliche  Verordnung  von  1794 
August  12. 

6)  st.  L.  Pr.  1794  April  7. 

7)  III,  D,  31;  Votum  des  Domkapitularen  C.  v.  Clauspruch  (1797);  ferner 
Bonner  Eatsprotokoll  (Stadtarchiv)  1790  Fehmar  23. 
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handlungen  direkt  Fälle  angeführt,  in  denen  darüber  beraten 
worden  sei  ^). 

Bis  weit  ins  17.  Jahrhundert  hinein  lassen  sich  diese  Fälle 
zurück  verfolgen.  So  erfahren  wir,  es  sei  1651  „ein  förmlicher 
schlufs  gefafst  worden,  dafs  zur  Unterhaltung  der  kriegsvöleker  eine 
durchgehende  gleichheit  durch  das  ganze  land  gehalten  . . . werden 
solle“,  und  ebenso  wird  in  unseren  Landtagsverhandlungen  an 
einen  1675  vorgeschlagenen  und  damals  vom  Kurfürsten  genehmigten 
modus  per  totum  erinnert.  Andeutungen  über  diesen  Fufs  bringen 
aufserdem  der  „ Gegenbericht  “ und  die  1711  von  den  Grafen  und 
Rittern  gegen  diese  Schrift  des  Domkapitels  beim  Reichshofrat 
eingereichte  „Wiederlegung“  -^).  Schon  1675  empfand  man  den 
modus  per  totum  als  eine  jeder  Steuerfreiheit  „höchst  nachtheilige 
normam“,  ebenso  wie  später,  als  er  am  Ausgang  des  Jahrhunderts 
(1690)  und  während  des  Siebenjährigen  Krieges  wiederum  in  Vor- 
schlag kam.  Von  1757  bis  1759  war  er  Gegenstand  der  Landtags- 
verhandlungeu , ohne  dafs  aus  dem  Niederschlag  der  Beratungen 
in  den  Protokollen  zu  entnehmen  wäre,  ob  ein  positives  Ergebnis 
erzielt  wurde  oder  nicht  Ein  zwischen  dem  Kurfürsten  Klemens 
August  einerseits  sowie  Hofrat  und  Ständen  anderseits  geführter 
Schriftwechsel  ^)  zeigt  freilich,  dafs  mit  kurfürstlicher  Genehmigung 
für  die  aufserordentlichen  Landeslasten  ein  aufser ordentlicher  Fufs 
festgesetzt,  dafs  die  Einrichtung  des  modus  per  totum  und  daneben 
für  die  durch  die  Grundsteuer  nicht  Betroffenen  eine  „Capitation“ 
angeordnet  wurde. 

All  diese  Beratungen  sind  für  uns  in  ihrer  Gesamtheit  wert- 
voll, insofern  als  sie  beweisen,  dafs  der  städtische  Antrag  gegen 
die  Steuerfreiheit  der  privilegierten  Stände  an  einen  früher  schon 
erörterten  Gedanken  anknüpfte.  Die  einzelnen  Phasen  der  Ver- 
handlungen aber  kommen  für  unsere  Zwecke  weniger  in  Betracht; 


1)  So  st.  L.  Pr.  1790  Februar  22:  modus  per  totum  von  1651;  r.  L.  Pr. 
1794  März  19,  Vortrag  der  Deputierten:  m.  p.  t.  1675;  st.  L.  Pr.  1790  März  30: 
.m.  p.  t.  1690;  ebenda  und  r.  L.  Pr.  1794  März  19,  Vortrag  der  Deputierten: 
ra.  p.  t.  1757 — 1759;  st.  L.  Pr.  1790  März  30:  m.  p.  t.  1777. 

2)  Gegenbericht,  S.  17;  Wiederlegung,  S.  32.  (Beide  Schriften  betreffen 
die  während  des  spanischen  Erbfolgekriegs  geplante  Abänderung  des  Steuer- 
fufses.)  Die  genauen  Titel  dieser  Schriften  gibt  Walter,  S.  193,  Anm.  6 u.  7. 

3)  Vgl.  r.  L.  Pr.  1757—1759. 

4)  III,  D,  67  ; besonders  kurfürstliches  Reskript  1759  Mai  11. 


es  sei  denn,  dafs  sie  die  damalige  Haltung  des  städtischen  KoUe- 
giums  beleuchten.  Und  da  ergibt  sich,  dafs  die  Städte,  die  1790 
als  „newerer“  den  Vorder-Ständen  entgegentraten,  noch  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  hinein  sich  zu  den  Verteidigern 
des  alten  Steuersystems  hielten.  Während  des  Siebenjährigen  Kriegs 
Ü758)  lehnten  sieden  modus  per  totum  ab,  weil  er  „den  bürgeren 
und  platten  lands  eingesefsenen  so  wohl,  alfs  denen  pofsefsoren 
geist-  und  adlicher  güter  zu  last  falle  . . . “ i),  und  wenn  sie  doch 
gegen  Ende  des  Landtags  1759  dem  Domkapitel  als  dem  eifrigsten 
Vorkämpfer  für  den  modus  per  totum  beitraten,  so  geschah  dies 
nicht,  weil  sie  in  der  Sache  selbst  eine  prinzipiell  andere  Stellung 
einnahmen,  sondern  weil  sie  es  für  „bedencklich“  hielten,  sich 
von  dem  vornehmsten  Landstand  zu  „separiren“  -).  Erst  für  1777 
wird  uns  bezeugt,  dafs  die  Städte  ihrerseits  die  Einführung  des 
modus  per  totum  beantragten  ■’). 

In  den  genannten  Fällen  handelte  es  sich  um  die  Abtragung 
einer  „extraordinairen“  Landeslast,  nicht  um  die  Regelung  des  ge- 
wöhnlichen Abgabewesens,  daher  denn  auch  der  modus  per  totum 
als  ein  „extraordinairer“  Fufs,  ohne  Präjudiz  und  Konsequenz 
tür  die  Zukunft  in  Anwendung  kommen  sollte. 

1790  dagegen  wurde  ein  immerwährender,  auch  für  alle  ordent- 
lichen Abgaben  einzuführender  modus  per  totum  beantragt.  So 
war  dieser  Kampf  gegen  die  adlige  und  geistliche  Steuerfreiheit 
seinem  Umfang  nach  von  seinen  Vorläufern  verschieden,  in  ihm 
waren  aber  auch  die  Rollen  von  Angnüfern  und  Verteidigern  unter 
die  Kurien  anders  verteilt  als  in  den  meisten  der  früheren  Fälle. 
Denn  wenn  man  von  einzelnen,  hier  und  da  bei  den  Privilegierten 
laut  werdenden  städtefreundlichen  Stimmen  absieht,  so  waren  und 
blieben  jetzt  die  Städte  der  einzige  Landstand,  der  für  den  modus 
per  totum  „pro  semper“  eintrat. 

Aufser  dem  eigentlichen  Antrag  überreichte  er  nach  Beschlufs 
vom  22.  Februar  den  übrigen  Kurien  auch  einen  ausführlichen 
Schriftsatz,  der  die  Aufmerksamkeit  der  Vorder- Stände  auf  soziale 
Mifsstände  lenken  sollte.  Zu  diesem  Zweck  wurde  hinverwiesen 
auf  die  ungünstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bei  Bürger  und 
Landmann,  insbesondere  auf  die  durch  Mifswachs,  Mangel  an  Ab- 
satz und  übermäfsig  hohen  Steueranschlag  verursachte  schlechte 


1)  r.  L.  Pr.  1758  April  15. 
3)  st.  L.  Pr.  1790  März  30. 


2)  r.  L,  Pr.  1759  März  17. 
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Lage  der  Weinbauern  ^),  Mifsstände,  die  sich  bei  den  bevorstehenden 
aufserordentlichen  Landeslasten  ')  in  verstärktem  Mafse  fühlbar 
machen  würden.  Wenn  die  städtischen  Deputierten  damit  sich 
nicht  blofs  für  ihre  Gemeinwesen,  sondern  auch  für  den  Bauern- 
stand verwandten,  so  vergafsen  sie  deshalb  doch  nicht,  schon  hier 
das  eigentlich  städtische  Interesse  in  den  Vordergrund  zu  rücken. 
Ganz  im  Sinne  der  physiokratischen  Schule  betonten  sie,  das  quan- 
tuni intra  muros  werde  von  einem  „nichts  producirenden  fond“ 
erhoben,  und  glaubten  dieser  Steuer  deshalb  ebensosehr  ihre  Be- 
rechtigung absprechen  zu  müssen  wie  mit  Rücksicht  auf  den  un- 
verkennbaren wirtschaftlichen  Niedergang  der  erzstiftischen  Städte. 

Doch  es  galt  nicht  allein,  die  Veranlassung  zum  Vorgehen 
des  Kollegiums  zu  schildern,  sondern  auch  eine  innere  Begründung 
des  Schrittes  zu  geben.  Aus  dieser  ersehen  wir,  dafs  im  Städte- 
Küllegium  bei  der  Formulierung  des  Antrags  Ansichten  wirksam 
gewesen  sein  müssen,  wie  sie  die  Anhänger  der  sogenannten  „Aqui- 
valenztheorie“  vertraten;  denn  als  ein  aus  Gründen  natürlicher 
Billigkeit  zu  erstrebendes  Ziel  wurde  hingestellt,  dafs  diejenigen, 
die  vom  Staat  gleichen  Schutz,  gleichen  Vorteil  genössen,  auch  in 
gleichem  Verhältnis  die  Staatslasten  trügen.  Nach  kurzem  Hin- 
weis auf  ehemals  (1651 !)  schon  gefafste  Beschlüsse  über  Gleich- 
mäfsigkeit  in  der  Steuerverteilung  suchten  die  Städte  dann  sich 
dagegen  zu  schützen,  dafs  ihnen  der  V^iderspruch  zwischen  der 
jetzigen  und  der  früheren  Haltung  ihrer  Kurie  nachgewiesen  und 
daraus  eine  Waffe  gegen  sie  geschmiedet  würde.  Städtischerseits 
hat  man,  so  behaupteten  sie  daher,  gegen  die  Steuerfreiheit  von 
Adel  und  Klerus  immer  protestiert;  und  wenn  trotzdem  früher 
städtische  Deputierte  für  Beibehaltung  der  Privilegien,  also  zum 
Nachteil  ihrer  Auftraggeber  gestimmt  haben,  so  darf  man  daraus 
keine  Folgerung  für  die  Zukunft  ziehen,  weil  „städte  und  gemein- 
heiten  die  rechte  der  minderjährigen  geniefsen“,  also  Aufserungen, 

1)  Vgl.  auch  (Lang),  Reise  auf  (lern  Rhein  von  Andernach  bis  Düsseldorf. 
Bd.  II,  Koblenz  1790,  S.  204. 

2)  Nach  späteren  Andeutungen  (r.  L.  Pr.  1790  April  11)  zu  urteilen, 
vvaren  die  Kosten  für  die  bevorstehende  Kaiserwahl  und  -Vrönung  gemeint 
(Joseph  II.  t 1790  Februar  20,  vgl.  K.  Th.  v.  Heigel  Deutsche  Geschichte  vom 
Tode  Friedrichs  d.  Gr.  bis  zur  Auflösung  des  alten  Reiches.  Bd.  I , Stuttgart 
1899,  S.  232). 

3)  K.  Th.  Eheberg,  Artikel:  Steuer  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften VI  (1901),  S.  1130. 
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die  gegen  ihren  eigenen  Vorteil  sprechen,  als  völlig  unverbindlich 

zu  gelten  haben. 

• # 

Überhaupt  schienen  sich  die  Städte  in  ihrer  Angriffsstellung 
nicht  ganz  sicher  zu  fühlen.  Nur  etwa  eine  Woche,  bevor  sie 
sich  gegen  die  Steuerprivilegien  der  vorderen  Stände  wandten, 
hatten  sie  sich  ja  nachdrücklichst  für  die  Beibehaltung  von  alten 
Gerechtsamen  ausgesprochen  und  gegen  die  der  Andernacher  Bürger- 
schaft gewährte  Einsicht  in  die  Stadtrechnungen  protestiert  ^);  aus 
diesem  Grunde  wohl  trafen  sie  am  23.  Februar  die  Zusatzbestim- 
mung, dafs  sie  unter  altem  Herbringeii  nur  ein  „wohlbegründetes 
und  nie  widersprochenes  herbringen“  verstanden  wissen  wollten  -). 
Je  weniger  sie  sich  des  Gefühls,  ihren  Gegnern  hier  einen  Angriffs- 
punkt zu  bieten,  erwehren  konnten,  umso  begieriger  ergriffen  sie 
die  ihnen  in  Reichsgesetzen  und  in  Reversalien  der  Kurtursten 
gebotene  Handhabe.  Bekämpften  doch  verschiedene  Reichsabschiede 
die  Steuerprivilegien,  indem  sie  wenigstens  für  die  dem  Reiche  zu- 
gute kommenden  Landeslasten  „eine  durchgehende  gleichheit  und 
die  Schonung  des  armen  mannes“  vorschrieben  ; und  wie  in 
kurfürstlichen  Reversalien  die  bewilligte  Summe  nur  als  subsidium 
charitativum  betrachtet  wurde,  so  erklärten  diese  auch  „die  descrip- 
tion  und  auf  dieselbe  gemachte  exemptiones“  „für  keine  Schuldig- 
keit“, sondern  für  eine  provisorische,  einen  rechtmäfsigen  Besitz- 
stand nicht  begründende  Einrichtung^).  Nochmals  verlangte  das 
Kollegium  daher  nachdrücklich  die  Abschaffung  der  bisherigen 
Ungleichheiten,  gestützt  auf  diese  theoretischen  Bestimmungen  und 
auf  die  Tatsache,  dafs  auch  Ausgaben  für  allgemeinnützliche  Ein- 
richtungen wie  die  Rheinbauten  und  die  im  Interesse  des  ganzen 
Landes  aufgenommenen  Kriegsschulden  mit  Hilfe  der  ständischen 
Steuer  bezahlt  würden.  Mit  einem  Appell  an  die  Menschenfreund- 
lichkeit, Vaterlandsliebe  und  das  Gerechtigkeitsgefühl  der  anderen 
Stände,  mit  dem  Hinweis  auf  die  Vortdle,  die  auch  ihnen  aus  der 
neuen  Einrichtung  erwachsen  könnten,  schlossen  die  Ausführungen. 

Schon  am  23.  Februar  waren  auch  aufserhalb  der  vierten 
Kurie  die  Gemüter  damit  beschäftigt.  Zu  Bonn  erschien  der  städ- 
tische Antrag  auf  der  Tagesordnung  der  Ratsversammlung,  und 
die  Verhandlungen  darüber  hatten  das  Ergebnis,  dafs  den  Bonner 

1)  Vgl.  1.  Kapitel  I,  4.  2)  st.  L.  l’r.  1790  Februar  23. 

3)  Vgl.  2.  Kapitel  II,  2,  b. 

4)  Vgl.  aas  bei  Walter,  S.  185 f.  angeführte  Eeversale  von  1605. 
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Landtagsdeputierten  anempfohlen  wurde,  den  modus  per  totum 
„aufs  möglichste  zu  beförderen“  i);  am  selben  Tage  noch  berichtete 
der  gräflich  Salmische  Deputierte  brieflich  über  die  Angelegenheit  -). 

I Nach  dem  Einlaufen  der  städtischen  Vorstellung  betraute  dann 

' zwar  die  Ritterschaft  eine  aus  vieren  ihrer  Mitglieder  bestehende 

(Kommission  mit  der  Untersuchung  der  „priora“  und  beschlofs, 
wegen  der  gleichen  Interessen  mit  den  Grafen  gemeinsame  Sache 
zu  machen^);  aber  der  Monat  Februar  ging  zu  Ende,  ohne  dafs 
ein  entscheidender  Schritt  getan  worden  wäre  und  wir  erkennen 
könnten,  wie  der  Antrag  aufgenommen  wurde  und  ob  er  aut  Er- 
1 ^ folg  rechnen  durfte.  Wiederum  ist  es  ein  Brief  des  Abgeordneten 

! Kley,  der  hier,  wo  die  offiziellen  Protokolle  schweigen,  uns  einige 

Klarheit  schafft,  insofern  er  die  Aussichten  tür  den  städtischen 
i Antrag  erörtert.  Nicht  nur  vermutete  Kley  beim  Kurfürsten  Sym- 

I pathien  für  die  neue  Steuereinrichtung,  sondern  er  stellte  es  auch 

* als  sicher  hin,  dafs  mancher  Angehörige  der  vorderen  Stände  dem 

. Landesherrn  zu  Gefallen,  aus  Gründen  der  Billigkeit  oder  auch 

i mit  Rücksicht  auf  den  eigenen  Vorteil  den  Städten  beipflichten 

werde  ■*). 

Eine  offizielle  Erklärung  aus  den  Reihen  der  vorderen  Stände 
I erfolgte  jedoch  noch  nicht,  und  eine  dringende  Aufforderung  der 

Städte  an  die  Ritterschaft,  zur  modus  per  totum -Frage  Stellung 
I zu  nehmen,  blieb  ebenso  ohne  W^irkung  wie  die  städtischerseits 

* gegebene  Andeutung,  dafs  die  dem  „unvermögenden“  Bürger  und 

Bauern  „unerträgliche  bürde“  Unruhen  im  Lande  hervorrufen 

I könnte  ^).  Nur  einige  allgemein  gehaltenen  Schriftsätze  wurden 

, gewechselt,  in  denen  die  vorderen  Stände  jede  Umänderung  der 

bisherigen  Landesverfassung  als  dem  Lande  schädlich  abweisen  zu 
i müssen  erklärten  *’). 

, ' Hier  knüpfte  die  den  modus  per  totum  selbst  betreffende 

Antwort  der  Ritterschaft  an.  Vorher  hatte  die  Kommission  die 
adlige  Steuerfreiheit  als  eine  wohlbegründete  Einrichtung  zu  er- 
^ weisen  gesucht;  dem  entsprechend  verlangte  jetzt  das  Kollegium 

' nicht  nur  deren  Weiterbestehen,  sondern  überhaupt  die  Aufrecht- 

S — 

1)  Bonner  Eatsprotokoll  1790  Februar  23. 

2)  Dyck.,  Abt.  Akten,  Bd.  19:  Brief  von  1790  Februar  23. 

3)  r.  L.  Pr.  1790  Februar  24  und  25. 

4)  Kley  an  die  Eeichsgräfin  von  Salm  1790  Februar  25. 

5)  st.  L.  Pr.  1790  März  7.  6)  r.  L.  Pr.  1790  März  9,  12,  14. 

!- 
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erhaltung  der  „staatsfördernden“  Ruhe  und,  zum  Schutz  gegen 
den  in  anderen  Staaten  jetzt  regierenden  Geist  der  Zwietracht, 
Beseitigung  aller  „newerungen“.  Kein  Wunder,  wenn  da  auch 
der  von  den  Städten  aufgestellte  „neuere  satz“,  dafs  sie  die  Rechte 
von  Minderjährigen  geniefsen  müfsten,  als  unberechtigt  und  ge- 
fährlich abgelehnt  wurde;  gefährlich  schon  deswegen,  weil  da,  wo 
er  gelte,  jeder  Landtagsbeschlufs  von  einer  Kurie  später  wieder 
umgestofsen  werden  und  bei  solcher  Uneinigkeit  der  Stände  der 
Landesherr  leicht  zum  Schaden  der  ständischen  Gerechtsamen 
eingreifen  könne  '). 

Diese  Ablehnung  ihres  Antrags  beantworteten  die  Städte  mit 
einem  scharfen  Gegenschlag ; sie  erklärt»3n : nicht  eher  werden  wir 
uns  „in  puncto  principali“  äufsern,  als  bis  die  unsrerseits  vor- 
geschlagene Gleichheit  im  Abgabewesen  die  Billigung  aller  Kurien 
gefunden  hat  -).  Durch  dieses  schroffe  Vorgehen  wurde  die  Spannung 
zwischen  den  Städten  und  ihren  Gegnern  nur  vergröfsert.  Hatte 
man  bisher  einen  sachlichen , persönliche  Spitzen  vermeidenden 
Schriftwechsel  geführt,  so  nahmen  die  V(3rhandlungen  jetzt  eine  ge- 
reizte Sprache  an.  Als  unüberlegt  und  gcdährlich,  als  blindes  Jagen 
nach  der  „chimaere  von  einzuführender  gleichheit“  bezeichneten 
die  Grafen  die  Handlungsweise  der  Städte  während  diese  solche 
„beleidigende  und  unanständige  spötteleyen“  mit  dem  Vorwurf 
zurückw’iesen , dafs  die  Grafen  mehr  an  Diäten  bezögen  als  sie 
zu  den  Landeserfordernissen  beitrügen  ‘ ). 

Eine  weitere  Wirkung  aber  war  das  nunmehr  einmütige  Vor- 
gehen der  drei  vorderen  Stände.  Das  Grafenkollegium  schlofs 
sich  völlig  der  ritterschaftlichen  Erklärung  an  und  brachte  für 
den  Fall,  dafs  die  vierte  Kurie  ihren  Standpunkt  nicht  ändere, 
eine  richterliche  Entscheidung  des  Falles  in  Vorschlag  -');  auch 
griff  jetzt  das  Domkapitel  ein,  um  seinerseits  die  Berechtigung 
seiner  Steuerprivilegien  und  die  Schädlichkeit  aller  Neuerungen 
zu  betonen  ”).  Freilich  ging  sein  Antrag,  in  der  Steuerfrage  die 
Verhandlungen  mit  den  Städten  abzubrechen  und  ohne  sie  das 
Einwilligungsgeschäft  vorzunehmen,  nicht  durch;  auf  Vorschlag 
der  Grafen  wurden  die  Beratungen  vorläufig  fortgesetzt  ^).  Aber 

1)  r.  L.  Pr.  1790  März  16.  2)  st.  L.  Pr.  1790  März  20. 

3)  r.  L.  Pr.  1790  März  21.  4)  r.  L.  Pr.  1790  März  22. 

ö)  gr.  L.  Pr.  1790  März  20.  6)  st.  ]j.  Pr.  1790  März  27. 

7)  r.  L.  Pr.  1790  März  27. 
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an  der  Tatsache,  dafs  die  Einführung  des  modus  per  totum  mit 
der  Gegnerschaft  aller  drei  vorderen  Stände  zu  rechnen  hatte,  liefs 
sich  nichts  ändern;  auch  dann  nicht,  als  die  Städte  nochmals  im 


Sinne  ihres  Antrags  vom  22.  Februar  das  Wort  ergriffen  und 
etwa  folgendes  ausführten: 

Mafsstab  für  jede  Handlungsweise  mufs  die  persönliche  Über- 


zeugung des  einzelnen  sein.  Städtische  Deputierte  haben  über  ihre 
Rechte  und  Pflichten  andere  Anschauungen  als  ihre  Vorfahren, 


sie  würden  sich  also  strafbar  machen,  wenn  sie  trotzdem  jetzt  den 
Standpunkt  ihrer  Vorfahren  einnehmen  wollten.  Ihrer  Ansicht 
nach  entbehren  die  Exemptionen  von  Geistlichkeit  und  Adel  jeg- 
licher Begründung  und  können  auch  nicht  mit  den  1669  getroffenen 
Bestimmungen  gerechtfertigt  werden.  Damals  lagen  die  Verhält- 
nisse anders  als  heute,  es  war  noch  nicht  vorauszusehen,  dafs  der 
persönliche  Kriegsdienst  des  Adels  für  immer  aufhören  w’erde. 
Obendrein  ist  damals  schon  bestimmt  worden,  dafs  ein  einzelner 


] Stand  den  Steuermodus  aufheben  könne,  wenn  von  irgendeiner 

* Seite  der  Beitrag  verweigert  würde.  Tatsächlich  haben  nach  der 

Überzeugung  der  Städte  Domkapitel  und  Klerus  sich  dem  deskrip- 
I tionsmäfsigen  Beitrag  entzogen.  Folglich  ist  es  die  Pflicht  der 

J vierten  Kurie,  den  Steuerfufs  von  1669  zu  „cassieren“,  zumal  das 

Kollegium  damit  den  Boden  der  Landesverfassung  nicht  verläfst. 

Trotz  allem  erwog  die  Ritterschaft  schon  die  Möglichkeit,  die 
Entscheidung  des  Reichshofrats  anzurufen  -) , beharrte  das  Dom- 
kapitel, ohne  das  geringste  nachzugeben,  aut  seiner  Meinung  -^). 
Eine  Einigung  erschien  so  als  ganz  unmöglich,  verschiedene  städtische 
j Deputierten  trugen  sich  deshalb  mit  dem  Gedanken,  schon  jetzt, 

also  noch  vor  Erledigung  des  „punctum  principale“,  den  Landtag 
zu  verlassen  ^).  Dahin  kam  es  freilich  nicht,  schliefslich  fanden 
I sich  sogar  Abgeordnete  aller  Stände  zu  einer  gemeinsamen  Kon- 

' ferenz  zusammen  ^),  aber  da  traten  wiederum  die  entgegengesetzten 

Anschauungen  offen  zutage : F esthalten  an  den  althergebrachten 
Freiheiten  ist  zunächst  und  vor  allem  erforderlich,  erklärte  man 
auf  der  einen  Seite,  und  die  andere  vertrat  die  Ansicht,  Privilegien, 
die  ihre  Berechtigung  verloren  haben , müssen  beseitigt  werden. 


1)  8t.  L.  Pr.  1790  März  30.  2)  r.  L.  Pr.  1790  April  5. 

3)  st.  L.  Pr,  1790  April  7.  4)  Bonner  Ratsprotokoll  1790  April  8. 

5)  Am  8.  April,  das  „protocollum  commune“  bei  r.  L.  Pr.  1790  April  9. 
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Zahl  und  Stärke  der  Städtegegner  liefsen  es  als  sehr  fraglich  er- 
scheinen, ob  sich  dieser  letztere  Standpunkt  durchsetzen  werde; 
mochten  auch  einzelne  Mitglieder  der  Vorder -Stände  mehr  der 
städtischen  Meinung  zuneigen,  mochte  auch  der  herzoglich  Ahrem- 
bergische  Deputierte  die  Instruktion  erhalten  haben,  „zu  günsten 
der  Städten,  soviel  thunliche  gleichheit  betritt,  zu  stimmen“  i); 
entscheidend  war  doch  die  Haltung  der  Kurien.  — Da  erhielt 
die  Angelegenheit  eine  neue  Wendung  durch  das  Eingreifen  des 
Hofes. 

Schon  einmal  hatte  dieser  durch  den  Landtagskommissar, 
Staatsminister  Freiherrn  von  Waldenfels,  den  Ständen  die  Mahnung 
zugehen  lassen,  bei  den  jetzigen  unruhigen  Zeiten  in  gutem  Ein- 
vernehmen zu  bleiben  und  das  Vertrauen  untereinander,  sowie 
zwischen  dem  Landtag  und  dem  Kurfürsten  aufrecht  zu  erhalten  -). 
Jetzt  nahm  sich  Max  Franz,  der  mit  Bedauern  von  der  zwischen  den 
Landständen  ausgebrochenen  Uneinigkeit  gehört  hatte,  persönlich 
der  Steuerfrage  an.  Er  beschied  die  Syndici  aller  Kurien  zu  sich, 
riet  zu  Einigkeit  und  Frieden  und  liefs  ihnen  dann  durch  seinen 
Staatsminister  Vermittlungsvorschläge  machen  Der  Erkenntnis, 
dafs  die  wirtschafthche  Lage  des  Bürger-  und  Bauernstandes  Be- 
rücksichtigung verdiene,  verschlofs  er  sich  keineswegs,  und  auch 
das  Kapitel  seiner  Domkirche  schien  zu  einer  ähnlichen  Einsicht 
gekommen  zu  sein,  da  es  jetzt  für  die  etwaigen  aufserordentlichen 
Landeslasten  dieses  einen  Jahres  1790  den  modus  per  totum  an- 
gewandt wissen  wollte  Der  adligen  und  geistlichen  Steuer- 
freiheit taten  die  Mafsnahmen,  deren  Anwendung  der  Kurfürst  für 
alle  Zukunft  beantragte,  nicht  allzu  viel  Abbruch,  und  so  erkann- 
ten denn  auch  Stimmen  aus  den  Reihen  der  vorderen  Stände  ihren 
gemäfsigten  Charakter  durchaus  an  ^).  An  den  Städten  war  es 
jetzt,  zu  der  landesherrlichen  Erklärung  Stellung  zu  nehmen. 

Das  Eingreifen  des  Kurfürsten  erfolgte  in  einem  Augenblick, 
wo  die  Kraft  des  städtischen  Angriffs  zu  erlahmen  drohte.  Bereits 
am  8.  April  hatte  der  Bonner  „senatus“  dazu  geraten,  mit  den 
vorderen  Ständen  eine  Einigung  herbeizuführen,  ihnen  zu  diesem 
Zweck  einige  Steuerfreiheiten  einzuräumen,  und  wenig  zuversicht- 

1)  gr.  L.  Pr.  1790  April  10.  2)  gr.  Pr.  1790  März  1. 

3)  gr.  und  r.  L.  Pr.  1790  April  11. 

4)  dk.  L.  Pr.  1790  April  11. 

5)  Dyck.,  Abt.  Akten,  Bd.  19:  Brief  von  1790  Aprü  16. 
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lieh  erklärt,  dafs  „der  gleichen  [!J  beitrag  wohl  nie  zu  stände 
kommen  würde  . . .“  ^).  Nun  war  ein  wenig  zielbewufstes  Vor- 
gehen für  das  Verfahren  des  gesamten  Landtags  überhaupt  charak- 
teristisch, am  meisten  aber  traf  doch  die  Städte  der  Vorwurf, 
„ . . . dafs  man  heute  den  schritt  zurückzohe , den  man  gestern 
voran  gemacht  hatte  . . .“  -).  Gegenüber  der  Aufforderung  des 
Kurfürsten,  bei  Strafe  seiner  Ungnade  die  von  ihm  gemachten 
Vorschläge  anzunehmen,  sprachen  sie  sich  einstimmig  für  die  un- 
veränderte Beibehaltung  des  Antrags  auf  eine  allgemein  - gleiche 
Steuer  aus=^);  als  sie  aber  ihre  „letzte  entschliefsung“  übergaben, 
da  ging  diese  wohl  in  wesentlichen  Punkten  über  des  Kurfürsten 
Vorschläge  hinaus,  der  Grundsatz,  dafs  ohne  Rücksicht  auf  irgend- 
welche Exemptionen  der  Beitrag  festzusetzen  sei,  wurde  jedoch 
nicht  beibehalten ; gewisse  Steuerfreiheiten  wurden  den  Privilegierten 
vielmehr  auch  von  den  Städten  zugestanden  ^).  Eine  Gegenüber- 
stellung der  kurfürstlichen  Erklärung  und  der  städtischen  Puuk- 
tation  mag  dies  zeigen: 


Vorschläge  des  Kurfürsten 
vom  1 1.  April. 

1.  Unrichtigkeiten  im  Anschlag 
sind  abzustellen,  „suspensa“ 
zu  berichtigen. 

2.  Das  Domkapitel  versteuert  die 
Hälfte  seiner  Güter. 


3.  Grafen  und  Ritter  versteuern 
die  Hälfte  ihrer  Liegenschaf- 
ten. 

4.  Novalia  sind  anzuschlagen. 


Gegenerklärung  der  Städte 
vom  21.  April. 

1.  Eine  neue  Deskription  ist  vor- 
zunehmen. 

2.  Domkapitel  versteuert  drei 
Viertel  seiner  Gründe;  die  in 
seinem  Besitz  befindlichen  „ge- 
meinen“ Güter  werden  per 
totum  angeschlagen. 

3.  Vom  gräflichen  und  ritter- 
schaftlichen  Besitz  werden  die 
„passierten  “ Sitze  zu  drei  Vier- 
teln , alles  übrige  wird  per 
totum  angeschlagen. 

4.  Novalia  sind  per  totum  an- 
zuschlagen. 


1)  Bonner  Eatsprotokoll  1790  April  8. 

2)  Dyck.,  a.  a.  0.:  Brief  von  1790  Mai  5. 

3)  st.  L.  Pr.  1790  April  16. 

4)  st.  L.  Pr.  1790  April  21. 
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5.  Weingüter  sind  zu  erleichtern. 

6.  Quantum  murale  fällt  fort, 
Städte  werden  vermessen  und 
mit  6 Albus  per  Morgen  an- 
geschlagen. 

7.  Dörfer  ebenso. 

8.  Clerussecundariuset  tertiarius 
hat  per  totum  zu  zahlen. 

9.  Der  Abzug  der  „quarta“  bei 
den  Höfen  von  50  und  mehr 
Morgen  fällt  fort. 

Damit  war  die  Grundlage  für  weiter«}  Verhandlungen  gegeben; 
in  obigen  Punkten  eine  möglichst  einheitliche  Entschliefsung  aller 
Stände  herbeizuführen,  mufste  jetzt  als  die  Aufgabe  der  Beratungen 
erscheinen. 

Wenig  verheifsungsvoll  liefsen  sich  die  nächstfolgenden  Sit- 
zungen an.  Das  Domkapitel  lehnte  die  städtischen  Vorschläge  rund- 
weg ab  ^),  und  eine  ritterschaftliche  Erklärung,  dafs  es  hinsicht- 
lich der  adligen  Steuerfreiheit  völlig  beim  alten  bleiben  müsse 
veranlafste  das  Städtekollegium,  die  seinerseits  angebotene  Steuer- 
freiheit von  einem  Viertel  bei  den  „jiassierten“  Sitzen  wieder 
zurückzunehmen  ^). 

Bald  besserten  sich  freilich  die  Aussichten  für  einen  Vergleich, 
insofern  sich  Domkapitel,  Grafen  und  Kitter  nach  mehreren  ge- 
meinsamen Konferenzen  zunächst  wenigstens  über  ihre  Stellung  zu 
den  verschiedenen  Punkten  der  städtischen  Gegenerklärung  einig- 
ten, und  der  Vorschlag  des  Domkapitels,  auch  die  kurfürstlichen 
Tafelgüter  zur  Steuer  heranzuziehen,  Anklang  fand  ^).  Auch  zeig- 
ten sich  die  Städte  nachgiebiger;  ihren  Plan,  die  adligen  Sitze  ohne 
Rücksicht  auf  deren  bisherige  Steuereigenschaft  ganz  oder  gröfsten- 
teils  zu  belasten,  liefsen  sie  nach  anfänglichem  Widerstand  auf  drin- 
gendes Zureden  des  Landtagskommissars  hin  fallen  und  erklärten 
sich,  wenn  auch  unter  Vorbehalt  richterlicher  Entscheidung,  zu- 


5.  Der  Steueranschlag  im  ganzen 
Lande  mufs  herabgesetzt,  | 

6.  die  Weinbauern,  j 

7.  die  Städte  müssen  hinsichtlich  | 
des  quanti  muralis  erleichtert 
werden. 


1)  dk.  L.  Pr.  1790  April  24. 
3)  st.  L.  Pr.  1790  April  25. 


2)  r.  L.  Pr.  1790  April  24. 
4)  r.  L Pr.  1790  Mai  3-6. 
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nächst  mit  den  Bestimmungen  von  1669  einverstanden  ^).  An- 
derseits konnte  der  Antrag  der  Städte  auf  eine  neue  Landes- 
ausmessung auf  Erfolg  rechnen  2),  und  den  Abzug  der  quarta  bei 
den  grofsen  Höfen  abzuschaffen,  des  Weinbauern  Steuerlast  zu  er- 
leichtern und  den  Anschlag  der  Dörfer  durch  Besteuerung  der  seit 
1669  neu  erbauten  Häuser  zu  rektifizieren,  wurde  gleichfalls  ein- 
stimmig von  allen  vier  Kurien  beschlossen  '^). 

Nur  in  wenigen  Fragen,  so,  in  welchem  Verhältnis  das  Dom- 
kapitel und  die  übrige  Geistlichkeit  belastet,  wie  die  Novalien- 
besteuerung gehandhabt  und  das  quantum  murale  festgesetzt  werden 
sollte,  war  noch  keine  Verständigung  zu  erzielen.  Und  doch  sollte 
die  Hoffnung  auf  das  Zustandekommen  eines  Vergleichs  sich  nicht 
erfüllen ; sie  scheiterte  daran,  dafs  die  vorderen  Stände  die  Klausel 
aufstellten,  nur  dann  einen  Vergleich  eingehen  zu  wollen,  wenn 
die  Städte  ein  für  allemal  auf  eine  gerichtliche  Entscheidung  der 
Frage  der  adligen  Steuerfreiheit  verzichteten  ^). 

Das  Städtekollegium  war  nicht  gewillt,  sich  die  Möglichkeit 
einer  Bekämpfung  dieser  Exemptionen  auf  immer  rauben  zu  lassen, 
und  nahm  daher  seine  früheren  weitergehenden  Forderungen  wieder 
auf  ^).  So  standen  sich  die  Städte  und  die  Vorder-Stände  wiederum 
als  unversöhnte  Feinde  gegenüber;  selbst  der  Kurfürst  vermochte 
daran  nichts  mehr  zu  ändern;  er  machte  den  Vorschlag,  zur  Be- 
schleunigung der  übrigen  noch  zu  erledigenden  Geschäfte  die  Ent- 
scheidung auf  den  nächsten  Landtag  zu  verschieben,  und  erklärte 
sich,  um  sein  Interesse  an  dem  wirklichen  Zustandekommen  einer 
Steuerreform  zu  bekunden,  bereit,  seine  Tafelgüter  „salva  liqui- 
datione  wie  das  domkapitel“  künftig  anschlagen  zu  lassen  *’). 

Alle  Vergleichsverhandlungen  wurden  jetzt  abgebrochen ; wenn 
auch  die  städtischen  Deputierten  noch  einmal  mit  den  übrigen 
Ständen  anzuknüpfen  versuchten  und  die  Notwendigkeit  ihrer  Re- 
formvorschläge damit  rechtfertigten,  dafs  sie,  wenn  der  alte  Steuer- 
fufs  bestehen  bliebe,  „ihre  persohnen  und  güter  der  dringenden 
gefahr  des  volckes  ausstellen“  würden^),  die  modus  per  totum- 
Frage  trat  jetzt  zurück  und  die  Verhandlungen  über  das  Ein- 
willigungsgeschäft rückten  in  den  Vordergrund. 

1)  st.  L.  Pr.  1790  Mai  10  und  12. 

3)  st.  L.  Pr.  1790  Mai  12. 

5)  st.  L.  Pr.  1790  Mai  19. 

7)  Ebenda,  Mai  25. 


I 


2)  r.  L.  Pr.  1790  Mai  15. 
4)  r.  L.  Pr.  1790  Mai  15. 
6)  Ebenda,  Mai  21. 
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Auch  hier  machte  sich  der  (jegensatz  zwischen  der  vierten 
Kurie  und  den  drei  oberen  Ständen  fühlbar;  als  die  städtischen 
Deputierten  sich  nicht  rechtzeitig  zur  Relation  in  puncto  principali 
bei  der  Ritterschaft  einfanden,  verhandelte  diese  zusammen  mit 
den  Grafen  ohne  Zuziehung  der  Städteboten  beim  Domkapitel 
über  die  Steuerbewilligung  i).  Trotzdem  beteiligten  sich  die  Städte 
beim  Landtagsabschied  und  schrieben  auch  die  Simpeln  mit  aus, 
liefsen  sich  aber  ein  Reversale  darüber  ausstellen,  dafs  deshalb  ihre 
Rechte  nicht  geschmälert  würden  und  ihre  Erklärung,  an  den 
bisherigen  Steuerfufs  nicht  gebunden  sein  zu  wollen,  bestehen  bleibe. 
Gegen  alles  einseitige  Verfahren  ihrer  Gegner  protestierten  sie  und 
fafsten  in  ihrer  letzten  Sitzung  „die  ganz  ernstliche  entschliefsung“, 
dafs  sie,  falls  bis  zum  nächsten  Landtag  kein  neuer  Modus  zustande 
komme,  alsdann  „in  keinem  punkte,  weder  in  der  haupteinwilli- 
gung  . . . noch  in  einige  landtagsverhandlungen,  wie  sie  immer 
namen  haben,  sich  einlafsen'^  würden  -). 

Am  29.  Mai  wurde  der  „lange?  und  verdriefsliche^'  '5)  Landtag 

geschlossen.  Über  drei  Monate  lang  war  ohne  Erfolg  verhandelt 
worden. 

Trotzdem  liefsen  die  Städte  von  ihrem  Vorhaben  nicht  ab; 
so  kam  es  auf  der  vorletzten  Quartal-Konvention  des  Jahres  aber- 
mals zum  Zusammenstofs  mit  den  Vorder-Ständen.  Als  die  Arbeiten 
für  die  Rheinbauten  „vergantet“'  werden  sollten,  erklärten  die 
städtischen  Vertreter,  durch  die  Stromwerke  würden  die  steuer- 
freien Grundstücke  ebensogut  gegen  Überschwemmungen  geschützt 
wie  die  nicht  befreiten ; es  sei  also  nicht  mehr  als  billig,  dafs  auch 
die  freien  Gründe  zu  den  Kosten  der  Bauten  beitrügen ; sie  suchten 
die  sonst  übliche  Art  der  Vergantung  zu  hintertreiben  und  wei- 
gerten sich  nicht  nur,  Geld  beizusteuern,  sondern  schreckten  auch 
durch  die  Versicherung,  für  Bezahlung  nicht  haften  zu  wollen,  die 
„entreprenneurs^^  ab 

Ihr  beim  Ausgang  des  letzten  Landtags  gefafster  Beschliifs 
war  — das  konnte  man  daraus  ersehen  — nicht  blofs  eine  leere 


1)  r.  L.  Pr.  1790  Mai  2G.  2)  st.  L.  Pr.  1790  Mai  27  und  29. 

3)  So  gr.  L.  Pr.  1790  Mai  29. 

4)  III,  D,  30:  Vordere  Stände  an  den  Kurfürsten  (1791  Februar  23); 
ferner  vgl.  r.  L.  Pr.  1793  Juni  22,  Vortrag  der  Deputierten,  § 24  und  Bonner 
Katsprotokoll  1790  Juli  13.  Die  Deputationstagsprotokolle  (III,  C,  23—27)  er- 
wähnen die  Vorgänge  nicht. 


Drohung.  Daher  wandten  sich  die  anderen  Stände,  die  sich  ja 
schon  auf  dem  Landtag  für  alle  Fälle  gerichtliche  Mafsnahmen 
Vorbehalten  hatten,  mit  Berufung  auf  eine  Rechtfertigungsurkunde 
von  1790  Dezember  20  an  den  Reichshofrat  in  Wien  und  baten, 
gegen  die  „faktischen  anmafsungen“  der  Städte  einzuschreiten. 
Bei  der  nach  der  Meinung  der  Grafen  und  Ritter  offenkundigen  Ab- 
sicht, „ganz  in  dem  geiste  der  unruhigen  nachbaren  traurige  Un- 
einigkeiten über  unser  Vaterland  zu  verbreiten“,  forderten  die 
( Städtegegner  „Manutenenz“  der  Landesdeskription  und  des  darauf 
sich  gründenden  Steuerfufses ; umso  mehr,  als  sie  mit  einem  Urteil 
des  Reichshofrates  von  1712  und  einem  kaiserlichen  Mandat  von 
1734  beweisen  zu  können  glaubten,  dafs  der  Simpelsfufs  für  alle 

Zeiten  beibehalten  werden  müsse  ^). 

Die  Eingabe  beim  Reichshofrat  hatte  aber  keinen  Erfolg; 
dieser  erklärte  sich  für  nicht  zuständig  und  kam  am  13.  Januar 
1791  zu  dem  „conclusum“:  „...  hat  das  begehren  hier  orts  nicht 
statt,  und  wird  der  implorantischer  [!]  teil  zuvorderst  an  den  herren 

kurfürsten  als  landesherren  verwiesen  . . . “ “). 

Der  Weg  Rechtens,  der  nunmehr  in  der  Frage  der  für  immer 
einzuführenden  gleichen  Besteuerung  eingeschlagen  worden  war, 
sollte  von  jetzt  an  nicht  mehr  verlassen  werden.  Trotzdem  wurde 
über  den  modus  per  totum  nach  wie  vor  auch  von  den  Land- 
ständen beraten;  politische  und  prozessuale  Verhandlungen  liefen 
nebeneinander  her.  Schon  dies,  mehr  aber  noch  der  Umstand, 
dafs  öfters  die  Entscheidung  eines  juristischen  Kollegiums  den  Be- 
ratungsgegenstand für  eine  der  landständischen  Kurien  bildete,  liefs 
es  als  untunlich  erscheinen,  in  der  Darstellung  die  Mafsnahmen 
der  Stände  und  die  der  Gerichte  zu  trennen. 

Die  Vorgänge  auf  der  Q,uartal- Konvention  sprachen  dafür, 
dafs  auch  der  neue  Landtag  sich  mit  der  städtischen  Forderung 
zu  befassen  haben  werde.  Und  so  kam  es  auch;  zwei  Tage  nach 
der  Landtagseröfinung  begann  die  vierte  Kurie  damit,  neue  Ver- 
handlungen über  den  modus  per  totum  vorzubereiten  ^).  Schon 
vor  dem  Zusammentritt  der  Stände  aber  hatten  sich  Domicapitel, 
Grafen  und  Ritter  an  den  Kurfürsten  gewandt  ^).  Der  Inhalt 

1)  Die  nach  Wien  gesandten  Eingaben  bei  r.  L.  Pr.  1791  März  4. 

J 2)  So  st.  L.  Pr.  1791  April  9.  3)  st.  L.  Pr.  1791  März  3. 

4)  III,  D,  30;  Vorstellung  der  vorderen  Stände  an  den  Kurfürsten  (1791 

Februar  23). 
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ihrer  ausführlichen,  dem  kurfürstlichen  Hofrat  überreichten  Vor- 
stellung deckte  sich  im  wesentlichen  mit  dem  der  Rechtfertigungs- 
urkunde von  Ende  1790  5 die  Erklärung  der  Städte,  dafs  sie  den 
bisherigen  Steuerfufs  als  kassiert  ansähen,  wurde  als  ein  höchst 
eigenmächtiges  Vorgehen,  ihr  Verhalten  auf  der  Quartal-Konvention 
als  verbotene  Selbsthilfe  bezeichnet;  gestützt  auf  die  schon  er- 
wähnten kaiserlichen  Mandate,  baten  die  Vorder-Stände  den  Kur- 
fürsten, die  Städte  in  die  Grenzen  diesei*  „obristrichterlichen  und 
zu  keiner  ferneren  erkenntnifse  geeigneten  judicate  gnädigst  hin- 
zuverweisen . . So  mufste  im  letzten  Grunde  eine  Entscheidung 
darüber  herbeigeführt  werden : War  ein  Stand  berechtigt,  den  Modus 
von  1669  aufzuheben  oder  nicht? 

Natürlich  schwiegen  auch  die  Städte  nicht.  In  ihrer  Eingabe 
legten  sie  besonderes  Gewicht  darauf,  dafs  die  angezogenen  kaiser- 
lichen judicata  nicht  mafsgebend  sein  könnten,  weil  die  durch  sie 
entschiedenen  Fälle  ganz  anderer  Natur  gewesen  seien  als  der  vor- 
liegende: Nicht  darum,  ob  ein  einzelner  Stand  den  bisher  ange- 
wandten Steuerfufs  aufheben  könne,  wurde  1712  und  1734  gestritten, 
sondern  es  fragte  sich  damals  nur,  ob  dieser  gewöhnliche  Fufs 
auch  in  extraordinariis  statthaben  solle  ^).  Diesem  Gedankengang 
schlofs  sich  die  kurfürstliche  geheime  Staatskonferenz,  an  die  der 
Hofrat  die  Vorstellung  der  vorderen  Stände  eingeschickt  hatte, 
völlig  an.  Auch  sie  erklärte,  dafs  von  der  Vollstreckung  bereits 
rechtskräftig  gewordener  Urteile  nicht  die  Rede  sein  könne,  und 
bestimmte  daher,  dafs  der  Hofrat  den  Fall  im  Wege  Rechtens  ent- 
scheiden müsse,  wenn  dem  Wunsche  des  Kurfürsten  nicht  ent- 
sprochen und  der  Streit  nicht  durch  einen  Vergleich  beigelegt 
werden  sollte  -). 

Um  nichts  unversucht  zu  lassen,  arbeitete  man  zunächst  ver- 
schiedene Punktationen  aus,  mit  der  Absicht,  sie  zu  benutzen,  um 
auf  Grund  davon  zwischen  beiden  Parteien  zu  vermitteln.  So 
stammen  aus  dieser  Zeit  mehrere  Entwürfe  von  der  Hand  des  Dom- 
kapitularen Joseph  Grafen  zu  Zeyl-Wurzach»).  Vielleicht,  dafs  dieser 

1)  III,  D,  30;  Vorstellung  der  Städte  (1791  März  11  der  Staatskonferenz 
überreicht);  nach  III,  D,  30;  kurf.  Schreiben  von  1791  März  11  handelte  es 
sich  1712  um  aufserordentliche,  durch  Einquartierungen  entstandene  Landeslasten. 

2)  Protokoll  der  Staatskonferenz  1791  März  11  (die  Staatskonferenzproto- 
kolle befinden  sich  in  Ddf.,  benutzt  wurden  die  von  1790—1794). 

3)  III,  B,  90;  Drei  Entwürfe,  der  erste  von  1791  März  14. 
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für  den  Hof  verschiedene  Vorschläge  auszuarbeiten  hatte;  jeden- 
falls schlofs  sich  die  Punktation,  die  später  die  Regierung  durch 
V.  Waldenfels  beim  Landtag  einreichen  liefs,  völlig  dem  Vor- 
schlag des  Domkapitularen  an,|  der  die  adlige  und  geistliche  Steuer- 
freiheit am  meisten  schonte  ^). 

Trotzdem  wiesen  die  vorderen  Stände  nach  längerer  Beratung 
jeden  Vergleich  von  sich  wiewohl  die  Entwürfe  nur  solche  Mifs- 
stände  beseitigen  wollten,  deren  Abstellung  auf  gerichtlichem  Wege 
wohl  hätte  erzwungen  werden  können  ^). 

Die  Streitsache  wurde  also  nun  doch  dem  Bonner  Hofrate 
zur  Entscheidung  vorgelegt  ^),  und  die  Städte  setzten  alles  daran, 
um  auch  hier  ihre  Sache  mit  Nachdruck  vertreten  zu  können.  Die 
Stadt  Bonn  erklärte  sich  bereit,  zur  Bestreitung  der  Prozefsunkosten 
ein  Kapital  vorzuschiefsen  und  nachdem  allmählich  von  allen 
städtischen  Körperschaften  Vollmachten  eingetrotfen  waren,  wurde 
am  18.  April  die  Obligation  von  sämtlichen  Deputierten  unterzeichnet. 

Doch  da  hatte  sich  schon  die  Sachlage  insofern  geändert,  als 
Domkapitel,  Grafen  und  Ritter,  durch  des  Hofrats  Mafsnahmen 
nicht  zufriedengestellt,  abermals  in  Wien  vorstellig  geworden  waren. 
Während  nämlich  das  Städtekollegium  den  Beschlufs  fafste,  auch 
in  diesem  Jahre  die  für  die  Landesausgaben  nötigen  Gelder  zwar 
zu  bewilligen,  aber  nur,  wenn  das  unbeschadet  seiner  Rechte  und 
ohne  nachteilige  Folgen  für  die  Zukunft  geschehen  könne,  hatte  der 
kurfürstliche  Hofrat  in  der  ihm  unterbreiteten  Sache  die  ersten 
Schritte  getan.  Ein  Konklusum  vom  4.  April  **)  verlangte  von 
den  Privilegierten  zunächst  den  Beweis  dafür,  dafs  die  Städte  sich 
weigerten,  ihre  Beiträge  nach  dem  bisherigen  Kollektationsfufs  zu 
entrichten;  dagegen  erging  kein  Mandat,  das  die  Städtekurie  zur 
Befolgung  kaiserlicher  Befehle  aufforderte.  Entgegen  der  von 
den  Vorder-Ständen  vertretenen  Auffassung,  dafs  entweder  ein  sol- 
ches Mandat  ergehen  oder  aber  dem  Kaiser  die  Vollstreckung 
seiner  judicata  überlassen  werden  müsse,  sah  der  Hofrat  in  der 
modus  per  totum- Frage  einen  bisher  noch  nicht  entschiedenen 

1)  r.  L.  Pr.  1791  März  16.  2)  r.  L.  Pr.  1791  März  29. 

3)  Vgl.  auch  Dyck.,  Abt.  Akten,  Bd.  19:  Brief  von  1791  März  22. 

4)  Kurfürstliches  Schreiben  von  1791  April  1 bei  st.  L.  Pr.  1791  April  3. 

5)  st.  L.  Pr.  1791  April  18;  die  Obligation  in  Bonn.,  kurf.  Abt.  B,  4. 

6)  Hofratsprotokoll  1791  (Abt.  A)  April  4 und  8.  [Die  Hofratsprotokolle 
in  Ddf.,  Kurköln,  Protokollbücher,  Hofrat,  Nr.  178 — 181.] 
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Streitfall  und  wollte  augenscheinlich  selbst  erst  hier  eine  Entschei- 
dung treffen  ^).  Der  Beschlufs  der  Vordei’-Stände,  von  dem  Hofrats- 
konklusum  nach  Wien  zu  appellieren  -),  sollte  da  Wandel  schaffen. 

Indes  wurde  die  Hoffnung  der  Privilegierten,  von  Wien  aus 
besseren  Schutz  für  ihre  Gerechtsame  zu  tsrhalten,  jetzt  nicht  minder 
enttäuscht  als  im  verflossenen  Jahre.  Noch  bevor  im  Frühjahr 
1792  die  Landstände  wiederum  zusammentraten , entschied  der 
Reichshofrat  zugunsten  der  Städte. 

Diese  hatten  in  einem  an  den  Kaisfsr  gerichteten  Schriftstück 
ihre  Gegner  zu  widerlegen  gesucht  und  den  eigenen  Standpunkt 
klargelegt:  Adel  und  Geistlichkeit  haben  sich  dem  deskriptions- 
mäfsigen  Beitrag  entzogen,  da  bei  manchem  Gütern  des  Domkapitels 
die  Simpelszahlung  zu  Unrecht  suspendiert,  vom  Besitze  des  übrigen 
Klerus  nur  die  quarta  colonica  durch  die  Halbwinner  entrichtet 
worden  ist,  und  Grafen  wie  Ritter  eine  grofse  Zahl  von  Lände- 
reien aufser  den  „ passierten ‘‘  Sitzen  befreit  haben.  Somit  findet 
jene  Bestimmung  von  1669,  wonach  ein  Stand  den  Steuerfufs  auf- 
heben  kann,  wenn  von  irgendeiner  Seite  der  Beitrag  ausbleibt, 
hier  Anwendung.  Dem  entsprechend  hat  das  Städtekollegium  den 
Fufs  von  1669  kassiert,  und  die  Existenz  der  kaiserlichen  Man- 
date von  1712  und  1734  kann  daran  nichts  ändern,  weil  diese 
Urteile  einen  ganz  anderen  Fall  behandeln.  Da  es  sich  als  un- 
möglich erwiesen  hat,  einen  Vergleich  zwischen  den  streitenden 
Parteien  zustande  zu  bringen,  so  mufs  ICntscheidung  durch  richter- 
lichen Spruch  eintreten  und  der  Prozefs  an  den  kurfürstlichen 
Hofrat  als  die  allein  kompetente  Gerichtsstelle  verwiesen  werden  s). 

Triumphierend  konnte  nunmehr  der  städtische  Syndikus  bald 
nach  der  Eröffnung  des  neuen  Landtags  seinem  Kollegium  mit- 
teilen,  durch  Urteil  vom  1.  Dezember  1791  sei  abermals  das  „sämmt- 
liche  mandate-  und  rescripts-gesuch  der  kurköllnischen  vorderen 
stände abgewiesen  und  der  Bonner  Hofrat  für  die  zuständige  In- 
stanz erklärt  worden  ^). 

Gleichsam  ermutigt  durch  diesen  Ikfolg,  beschlofs  die  Kurie 
noch  am  selben  Tage,  jetzt  auch  gegen  die  Steuerfreiheit  der  auf 

1)  Vgl.  die  am  7.  April  (r.  L.  Pr.)  beschk  ssene  Antwort  der  Vorderstände 
auf  den  Hofratsbescheid  vom  4.  AprU. 

2)  r.  L.  Pr.  1791  April  19. 

3)  Eingabe  an  den  Kaiser  bei  st.  L.  Pr.  1 792  April  14. 

4)  st.  L.  Pr.  1792  April  14. 


dem  Landtag  nicht  vertretenen  Geistlichkeit  gerichtlich  vorzugehen, 
und  so  stand  schon  bald  beim  Hofrat  ein  neuer  Prozefs,  die  Klage 
der  Städte  gegen  den  clerus  secundarius  et  tertiarius  zur  Ver- 
handlung ^). 

Wie  sich  dieser  bisher  bei  den  Angriffen  der  Städte  verhalten, 
inwieweit  er  Gegenmafsregeln  ergriffen  hatte,  ist  nicht  klar  zu  er- 
kennen. Doch  spricht  vieles  dafür,  dafs  er  dem  städtischen  An- 
trag von  Anfang  an  starken  Widerstand  entgegensetzte.  Schon 
vor  dem  9.  Mai  1790  hatte  er  den  landesherrlichen  Schutz  gegen 
das  Verfahren  der  vierten  Kurie  angerufen  und  unter  diesem  Datum 
die  Zusicherung  erhalten,  dafs  der  Kurfürst  ihn  möglichst  im  Be- 
sitze seiner  alten  Freiheiten  „handhaben“  wolle,  war  aber  gleich- 
zeitig angewiesen  worden,  zum  Zweck  von  Vergleichsverhandlungen 
verschiedene  seiner  Glieder  nach  Hof  zu  deputieren  -).  Dieser  Auf- 
forderung wurde  nach  einer  Notiz  des  gräflichen  Landtagsproto- 
kolls am  9.  Mai  selbst  noch  entsprochen  ^).  Sonst  aber  schweigen 
die  Akten  über  das  Verhalten  des  Klerus  bis  1792,  bis  die  Städte 
gegen  ihn  beim  Hofrat  Klage  erhoben. 

Äufserungen  von  prinzipieller  Bedeutung  erfahren  wir  aber 
auch  dann  weder  von  der  Geistlichkeit  noch  von  ihren  Gegnern. 
Es  wurde  weniger  über  die  Sache  selbst  als  über  Formalitäten 
im  Prozefsgang  verhandelt;  so,  wenn  der  clerus  extraneus  den  Hof- 
rat ersuchte,  keinen  der  Geistlichkeit  nachteiligen  Schritt  zu  tun, 
da  eine  „legale  coramunication“  der  städtischen  Klage  noch  nicht 
erfolgt  sei  ^). 

Überhaupt  verlief,  nach  den  Aufzeichnungen  in  den  Landtags- 
protokollen zu  urteilen,  1792  der  Kampf  um  die  Steuerfreiheiten 
ruhiger  als  früher ; trotz  des  abermaligen  Mifserfolges  der  vorderen 
Stände  wurde  der  Angriff  von  den  Städten  mit  weniger  Nachdruck 
geführt.  Nur  einmal  traten  sie  mit  der  Forderung,  dafs  bei  der 
bedrängten  Lage  des  gemeinen  Kontribuenten  auch  Geistlichkeit 
und  Adel  „belangt“  werden  sollten,  hervor  &)  und  begnügten  sich 

1)  Hofratsprotokoll  1792  (Abt.  A)  April  20. 

2)  III,  D,  30:  Max  Franz  an  den  clerus  secundarius  et  tertiarius  1790 
Mai  9;  ferner  Staatskonferenzprotokoll  1790  Mai  9. 

3)  gr.  L.  Pr.  1790  Mai  9. 

4)  Hofratsprotokoll  1792  (Abt.  A)  Juni  20  und  III,  D,  73:  Relatio  in 
Sachen  Städte  gegen  Geistlichkeit;  vgl.  ferner  Hofratsprotokoll  Mai  22,  Juni  19 
August  28,  September  4,  Oktober  2. 

5)  st.  L.  Pr.  1792  Mai  17. 
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nach  der  Ablehnung  dieses  Antrags  im  übrigen  damit,  gegen  Ende 
des  Landtags,  bei  der  Behandlung  des  „punctum  principale“,  ihr 
nun  schon  seit  zwei  Jahren  geübtes  Verfahren  zu  wiederholen  i). 

Doch  es  war  nur  die  Ruhe  vor  dem  Sturm.  Wie  wir  schon 
öfters  ein  beständiges  Schwanken  zwischen  entschlossenem  Vor- 
gehen und  kleinmütigem  Ab  weichen  von  den  vorher  verteidigten 
Prinzipien  als  Merkmal  der  städtischen  l^olitik  feststellen  konnten, 
so  verkehrte  sich  noch  im  selben  Jahre  1792  das  Verhalten  der 
vierten  Kurie  in  sein  Gegenteil. 

Was  die  Städte  veranlafst  hatte,  b(ji  der  Quartal-Konvention 
vom  1.  Dezember  sich  erneut  scharf  gegen  die  Steuerfreiheiten  zu 
erklären  -)  und  deren  völlige  Abschaffung  zu  verlangen,  darüber 
konnte  nach  Ansicht  der  privilegierten  Stände  kein  Zweifel  be- 
stehen. An  mehreren  Stellen  und  aus  verschiedenen  Kreisen 
begegnet  uns  die  Behauptung,  die  Städte  hätten  die  durch  die 
Nähe  der  französischen  Herre  gefährdete  Lage  von  Adel  und  Klerus 
ausnutzen  wollen,  um  in  der  Eile  das  zu  erreichen,  was  sie  in 
langem  Kampf  seit  drei  Jahren  vergebens  erstrebt  hätten. 

In  der  Tat  waren  ja  gerade  1792  politische  Ereignisse  ein- 
getreten, die  nicht  ohne  Grund  den  Verlust  der  Westmarken  des 
Reichs  als  unabwendbar  erscheinen  liefsen.  Mit  raschem  Gegen- 
stofs hatten  die  französischen  Truppen  auf  das  zögernde  und  energie- 
lose Vorrücken  der  Preufsen  und  Österreicher  geantwortet.  Speyer 
und  Worms  waren  von  Custine  mit  leichter  Mühe  besetzt  worden, 
am  21.  Oktober  hatte  Mainz  dem  Feinde  die  Tore  geöffnet  und 
zwei  Wochen  später  die  Niederlage  bei  Jemappes  die  österreichi- 
schen Niederlande,  vorläufig  wenigstens,  dem  Feinde  ausgeliefert  ^). 
Tief  war  in  den  Rheinlanden  der  Eindruck  dieser  rasch  auf- 
einander folgenden  Katastrophen,  Furcht  und  Schrecken  verbreiteten 
sie  in  den  Kreisen  von  Klerus  und  Adel  sowie  an  den  Höfen  der 

1)  st.  L.  Pr.  1792  Juni  1. 

2)  Deputationstagsprotokoll  1792  Dezember  1.  Der  städtische  Antrag  ist 
abgedruckt  in  der  Flugschrift  „An  die  cburkölnische  landstände  über  die  frage 
des  modi  contribuendi  bey  bevorstehendem  landfag  1793.“  Ohne  Ort.  Anonym. 
S.  105 ff. ; daraus  stammt  L.  Enneu,  Frankreich  und  der  Niederrhein.  Köln 
und  Neufs  1855,  1856.  II,  S.  449  ff. 

3)  So  r.  L.  Pr.  1793  Juni  22,  Vortrag  der  Deputierten,  § 36;  Flugschrift 
1793,  S.  101;  Denkschrift  des  clerus  intraneus  II  (r.  L.  Pr.  1793),  § 1. 

4)  A.  Chuquet,  Les  guerres  de  la  revolution,  IV  (Parisl890),  S.  101  ff. ; 
VI  (Paris  1892),  S.  55  ff.,  S.  96  ff. 
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rheinischen  Fürsten;  wie  viele  andere  flüchtete  auch  Max  Franz 
aus  seinem  Lande  ^). 

Ein  gegen  Adel  und  Geistlichkeit  und  deieu  Piivilegien  ge- 
richtetes Unternehmen  konnte  also  jetzt  am  ehesten  auf  Erfolg 
rechnen.  Die  Gunst  der  Lage  war  den  erzstiftischeu  Städten  auch 
keineswegs  entgangen,  sonst  hätte  man  den  Antrag  wohl  erst  aut 
dem  nächsten  Landtag  eingebracht;  es  könne  „bei  der  dermaligen 
läge  zu  bezweckung  des  billigen  modi  per  totum  der  ton  wohl 
etwas  ernsthafter  [als  es  in  dem  vorgelegten  Antrag  geschah]  ge- 
stimmt werden  . . entschied  nach  der  Durchsicht  der  für  die 
Quartal- Konvention  vom  1.  Dezember  bestimmten  Eingabe  der 

Bonner  „seuatus“ 

Andere  von  städtischer  Seite  herrührende  Aufserungen  über 
die  Eingabe,  über  die  Veranlassung  dazu  liegen  uns  nicht  vor. 
Aber  wenn  das  erwähnte  Stadtratskonklusura  fortfuhr;  „...ohne 
sich  jedoch  den  tadel  eines  forcirten  gesinnens  vernünftiger  weise 
zuziehen  [zu  wollen]“,  so  spricht  schon  das  gegen  das  Vorhanden- 
sein von  revolutionären  Absichten  und  gegen  die  Autfassung,  als 
hätten  die  Städte  in  Übereinstimmung  mit  der  bewaffneten  Propa- 
ganda der  Franzosen  und  im  Vertrauen  aut  diese  gehandelt 

Absicht  der  Städte  war  es,  alle  Prozesse  wegen  der  Exemp- 
tionen  niederzuschlagen  und,  falls  die  privilegierten  Stände  auf  ihre 
Freiheiten  verzichteten,  einen  Vergleich  herbeizuführen. 

Was  die  Städteboten  zu  dem  Ende  forderten,  war  nicht  neu, 
ging  über  ihren  Antrag  vom  22.  Februar  1790  nicht  hinaus;  nui’ 
mit  dem  zuletzt  gezeigten  Verhalten  stand  es  im  Widerspruch. 
Keine  Punktation,  die  einzelne  Steuerbefreiungen  anerkannte,  also 
eigentlich  nur  zu  Unrecht  den  „modus  per  totum“  als  ihi  Ziel 
bezeichnen  konnte,  wurde  übergeben,  sondern  ganz  allgemein  wurde 
eine  durchgehende  Gleichheit  im  Abgabewesen  beantragt . 

Einigkeit  der  Stände  unter  sich,  Zufriedenheit  aller  Untertanen 
ist,  zumal  bei  den  dermaligen  gefährlichen  Zeitläuften  unbedingt 
erforderlich,  des  Landes  Wohlfahrt  beruht  auf  ihr.  Abei  sie  „kann . . . 
da  nicht  bestehen  . . .,  wo  die  last  der  abgaben  dem  armen  theil 
der  unterthanen  fast  ganz  allein  aufliegt,  wo  diejenige,  welchen 
gleichen  schütz  und  die  gröfsten  vortheile  im  Staat  geniessen,  zu 

1)  Ennen  II,  S.  442. 

2)  Bonner  Ratsprotokoll  1792  Dezember  1. 

3)  Im  übrigen  vgl.  5,  Kapitel  I,  2. 


nach  der  Ablehnung  dieses  Antrags  im  übrigen  damit,  gegen  Ende 
des  Landtags,  bei  der  Behandlung  des  „punctum  principale‘^,  ihr 
nun  schon  seit  zwei  Jahren  geübtes  Verfahren  zu  wiederholen  ^). 

Doch  es  war  nur  die  Ruhe  vor  dem  Sturm.  Wie  wir  schon 
öfters  ein  beständiges  Schwanken  zwischen  entschlossenem  Vor- 
gehen und  kleinmütigem  Abweichen  von  den  vorher  verteidigten 
Prinzipien  als  Merkmal  der  städtischen  Politik  feststellen  konnten, 
so  verkehrte  sich  noch  im  selben  Jahre  1792  das  Verhalten  der 
vierten  Kurie  in  sein  Gegenteil. 

V as  die  Städte  veranlafst  hatte,  bei  der  Quartal- Konvention 
vom  1.  Dezember  sich  erneut  scharf  gegen  die  Steuerfreiheiten  zu 
erklären  -)  und  deren  völlige  Abschaffung  zu  verlangen,  darüber 
konnte  nach  Ansicht  der  privilegierten  Stände  kein  Zweifel  be- 
stehen. An  mehreren  Stellen  und  aus  verschiedenen  Kreisen 
begegnet  uns  die  Behauptung,  die  Städte  hätten  die  durch  die 
Nähe  der  französischen  Herre  gefährdete  Lage  von  Adel  und  Klerus 
ausnutzen  wollen,  um  in  der  Eile  das  zu  erreichen,  was  sie  in 
langem  Kampf  seit  drei  Jahren  vergebens  erstrebt  hätten. 

In  der  Tat  waren  ja  gerade  1792  politische  Ereignisse  ein- 
getreten, die  nicht  ohne  Grund  den  Verlust  der  Westmarken  des 
Reichs  als  unabwendbar  erscheinen  liefsen.  Mit  raschem  Gegen- 
stofs hatten  die  französischen  Truppen  auf  das  zögernde  und  energie- 
lose Vorrücken  der  Preufsen  und  Österreicher  geantwortet.  Speyer 
und  Worms  waren  von  Custine  mit  leichter  Mühe  besetzt  worden, 
am  21.  Oktober  hatte  Mainz  dem  Feinde  die  Tore  geöffnet  und 
zwei  Wochen  später  die  Niederlage  bei  Jemappes  die  österreichi- 
schen Niederlande,  vorläufig  wenigstens,  dem  Feinde  ausgeliefert 
Tief  war  in  den  Rheinlanden  der  Eindruck  dieser  rasch  auf- 
einander folgenden  Katastrophen,  Furcht  und  Schrecken  verbreiteten 
sie  in  den  Kreisen  von  Klerus  und  Adel  sowie  an  den  Höfen  der 

1)  st.  L.  Pr.  1792  Juni  1. 

2)  Deputationstagsprotokoll  1792  Dezember  1.  Der  städtische  Antrag  ist 
abgedruckt  in  der  Flugschrift  „An  die  churkölnische  landstände  über  die  frage 
des  modi  contribuendi  bey  bevorstehendem  landt.ig  1793.“  Ohne  Ort.  Anonym, 
S.  105  ff. ; daraus  stammt  L.  Ennen,  Frankreich  und  der  Niederrhein.  Köln 
und  Neufs  1855,  1856.  II,  S.  449  ff. 

3)  So  r.  L.  Pr.  1793  Juni  22,  Vortrag  der  Deputierten,  § 36;  Flugschrift 
1793,  S.  101;  Denkschrift  des  clerus  intraneus  II  (r.  L.  Pr.  1793),  § 1. 

4)  A.  Chüquet,  Les  guerres  de  la  revolution,  IV  (Parisl890),  S.  lOlff.; 
VI  (Paris  1892),  S.  55  ff.,  S.  96  ff. 
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rheinischen  Fürsten;  wie  viele  andere  flüchtete  auch  Max  I ranz 
aus  seinem  Lande  ^). 

Ein  gegen  Adel  und  Geistlichkeit  und  deren  Privilegien  ge- 
richtetes Unternehmen  konnte  also  jetzt  am  ehesten  aut  Erfolg 
rechnen.  Die  Gunst  der  Lage  war  den  erzstiftischeu  Städten  auch 
keineswegs  entgangen,  sonst  hätte  man  den  Antrag  wohl  erst  aut 
dem  nächsten  Landtag  eingebracht;  es  könne  „bei  der  dermaligen 
läge  zu  bezweckung  des  billigen  modi  per  totum  der  ton  wohl 
etwas  ernsthafter  [als  es  in  dem  vorgelegten  Antmg  geschah]  ge- 
stimmt werden  . . entschied  nach  der  Durchsicht  der  für  die 
(]^uartal- Konvention  vom  1.  Dezember  bestimmten  Eingabe  der 
Bonner  „seuatus*^  -). 

Andere  von  städtischer  Seite  herrührende  Aufserungen  über 
die  Eingabe,  über  die  Veranlassung  dazu  liegen  uns  nicht  vor. 
Aber  wenn  das  erwähnte  Stadtratskonklusura  forttuhr:  „...ohne 
sich  jedoch  den  tadel  eines  forcirten  gesinnens  vernünftiger  weise 
zuziehen  [zu  wollen]‘‘,  so  spricht  schon  das  gegen  das  Vorhanden- 
sein von  revolutionären  Absichten  und  gegen  die  Auffassung,  als 
hätten  die  Städte  in  Übereinstimmung  mit  der  bewaffneten  Propa- 
ganda der  Franzosen  und  im  Vertrauen  auf  diese  gehandelt  Q. 

Absicht  der  Städte  war  es,  alle  Prozesse  wegen  der  Exemp- 
tionen  niederzuschlagen  und,  falls  die  privilegierten  Stände  auf  ihre 
Freiheiten  verzichteten,  einen  Vergleich  herbeizuführen. 

Was  die  Städteboten  zu  dem  Ende  forderten,  war  nicht  neu, 
ging  über  ihren  Antrag  vom  22.  Februar  1790  nicht  hinaus;  nur 
mit  dem  zuletzt  gezeigten  Verhalten  stand  es  im  Widerspruch. 
Keine  Punktation,  die  einzelne  Steuerbefreiungen  anerkannte,  also 
eigentlich  nur  zu  Unrecht  den  „modus  per  totum»  als  ihr  Ziel 
bezeichnen  konnte,  wurde  übergeben,  sondern  ganz  allgemein  wurde 
eine  durchgehende  Gleichheit  im  Abgabewesen  beantragt: 

Einigkeit  der  Stände  unter  sich,  Zufriedenheit  aller  Untertanen 
ist,  zumal  bei  den  dermaligen  gefährlichen  Zeitläuften  unbedingt 
erforderlich,  des  Landes  Wohlfahrt  beruht  auf  ihr.  Aber  sie  „kann . . . 
da  nicht  bestehen  . . .,  wo  die  last  der  abgaben  dem  armen  theil 
der  unterthanen  fast  ganz  allein  auf  liegt,  wo  diejenige,  welchen 
gleichen  schütz  und  die  gröfsten  vortheile  im  Staat  geniessen , zu 

1)  Ennen  II,  S.  442, 

2)  Bonner  Eatsprotokoll  1792  Dezember  1. 

3)  Im  übrigen  vgl.  5.  Kapitel  I,  2. 
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dessen  vertheidigung  und  aufnahm  entweder  gar  nicht  oder  doch 
nur  ganz  un verhältnismässig  beitragen,  wo  die  nöthigste  Vorkehrungen 
und  die  vortheilhafteste  anstalten  deswegen  unterbleiben  müssen, 
weilen  die  erschöpfte  kräften  des  gemeinen  kontribuenten  keine 
höhere  Spannung  zulassen,  und  wo  es  bei  allem  dem  ganz  offenbar 
an  dem  tage  liegt,  dafs  der  befreite  theil  für  seine  freiheit  weder 
Verträge  noch  einen  sonstigen  rechtsgiltigen  grund  anführen  kann, 
und  dieselbe  niemals  ohne  widersprach  des  belästigten  theils  ge- 
nossen hat  . . Darum  erwartet  man  von  Domkapitel,  Adel  und 
Klerus  „den  einmüthigen  schlufs,  zu  dem  subsidio  caritativo,  den 
übrigen  landesbedürfnissen  und  allen  gemeinnöthigen  und  -nützlichen 
anlagen,  auslagen  und  anstalten  in  gleichem  maafs  wie  die  bürger 
und  bauren“  beitragen  zu  wollen. 

Hatten  die  Städte  gehofft,  dafs  schon  die  Quartal-Konvention 
sich  zu  ihrem  Vortrag  äufsern  werde,  so  täuschten  sie  sich.  Die 
anwesenden  Vertreter  der  vorderen  Stände  hielten  sich  vielmehr 
vorsichtig  zurück,  gaben  nur  ihrer  Freude  Ausdruck  über  die 
Absicht  der  Städte,  alle  Irrungen  wegen  des  Simpelsbeitrags 
auf  gütlichem  Wege  zu  beseitigen,  und  versprachen,  auf  dem 
künftigen  Landtag  in  ihren  Kurien  nacli  Kräften  auf  einen  Ver- 
gleich hinarbeiten  zu  wollen  ^).  Selbst  dann  traten  sie  aus  ihrer 
Zurückhaltung  nicht  heraus,  als  die  städtischen  Deputierten  weiter- 
hin erklärten,  ihre  Mandanten  würden  nur  nach  Annahme  ihres 
Antrags  für  Fouragelieferungen  an  die  kaiserlichen  Truppen  Bei- 
träge zahlen  und  für  die  Abtragung  eines  von  den  Landständen 
aufzunehmenden  Kapitals  mithaften  -). 

Anders  der  erzstiftische  Klerus.  Seiner  Sonderstellung  in  der 
landständischen  Steuer  waren  die  Städte  gerade  am  schärfsten  ent- 
gegengetreten. Des  Klerus  Reichtum  --  so  hatte  der  städtische 
Antrag  betont  — verdankt  seinen  Ursprung  allein  der  Freigebigkeit 
frommer  Stifter,  und  diese  glaubten  mit  ihren  Schenkungen  ebenso- 
sehr für  die  Unterstützung  der  Armen  wie  für  die  „beförderung 
des  gottesdienstes zu  sorgen;  es  war  daher  berechtigt,  wenn  1669 
die  geistlichen  Liegenschaften  ganz  in  Anschlag  gebracht  wurden, 
und  umso  weniger  darf  der  Klerus  sich  eine  Steuerfreiheit  anmafsen, 
als  durch  seine  Steuerverweigerung  dei*  ärmere  Teil  der  Unter- 
tanen hart  gedrückt  wird 

1)  Deputationstagsprotokoll  1792  Dezember  4. 

2)  Ebenda  1793  Januar  21  und  25.  3)  Ebenda  1792  Dezember  1. 
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Dieser  Angriff  gegen  die  geistliche  Abgabenfreiheit  blieb  nicht 
lange  unerwidert.  Kurz  nach  den  geschilderten  Vorgängen  auf  der 
Quartal-Konvention  entstand  nicht  nur  jene  „an  die  churkölnische 
landstände“  gerichtete  Flugschrift,  deren  zweiter  Teil  der  Wider- 
legung der  am  1.  Dezember  1792  von  den  Städten  aufgestellten 
Grundsätze  gewidmet  ist  i),  sondern  zur  selben  Zeit  wurde  auch 
vom  clerus  intraneus  coloniensis  eine  Denkschrift  -)  „aut  das  von 
den  erzstiftischen  städtischen  deputirten  ...  in  conventione  statuum 
übergebene,  wider  die  geistlichkeit  des  kölnischen  erzstiftes  in  nicht 
wenig  empfindlichen  ausdrücken  abgefafste  pro  memoria“  aus- 
gearbeitet. 

Nicht  mit  Unrecht  wurde  hier  als  letztes  Ziel  derer,  die  den 
modus  per  totum  eingeführt  wissen  wollten,  die  Gleichheit  aller 
Staatsbürger,  gleiche  Rechte  und  gleiche  Lasten  für  alle,  erkannt, 
und  so  vermutete  die  Schrift  bei  den  Vorkämpfern  für  den  neuen 
Steuerfufs  dieselben  Grundsätze,  die  auch  die  französische  Revolu- 
tion habe  zum  Siege  führen  wollen.  „Die  heutige  so  genannte 
Philosophie,  welche  alles  darunter  und  darüber  und  unter  einander 
wirft  und  die  ganze  weit  in  gröfste  Verwirrung  bringt,  darf  es  . . . 
noch  nicht  wagen,  alle  die  verführerische  grundsätze  der  freyheit 
und  gleichheit  hier  zu  lande  zu  predigen,“  daher  wird  diesen 
„blendenden  Irrlehren“  zunächst  vorgearbeitet  durch  Umänderung 

der  bestehenden  Verhältnisse  (§  4). 

Die  Einführung  des  modus  per  totum  wäre  gleichbedeutend 

mit  dem  Sturz  der  alten  Verfassung.  Daher  müssen  alle  Staats- 
angehörigen es  als  ihre  erste  und  heiligste  Pflicht  betrachten,  den 
gefährlichen  Hang  zu  Neuerungen,  alle  in  der  Praxis  undurchführ- 
baren „speculative  sätze  und  philosophische  theoremata  zu  be- 
kämpfen, weil  nur,  wenn  alles  beim  alten  bleibt,  wenn  die  bis- 
herige Verfassung  aufrecht  erhalten  wird,  des  Landes  Wohlfahrt 

Bestand  haben  kann  (§  !)• 

Somit  darf  auch  dem  Klerus  seine  Steuerfreiheit  nicht  ge- 
nommen werden,  zumal  diese  wohlbegründet  ist.  Wenn  alle  an- 
deren Stiftsinsassen  behaupten,  so  freie  Leute  zu  sein,  dafs  sie 
ohne  ihre  Einwilligung  zu  keinem  Beitrag  gezwungen  werden 
könnten,  dann  geht  es  auch  nicht  an,  dafs  der  auf  den  Landtagen 


1)  Vgl.  3.  Kapitel  II,  2. 

2)  = Denkschrift  des  clerus  intraneus  I (r.  L.  Pr.  1793). 
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nicht  repräsentierte  Klerus  von  einer  ständischen  Versammlung 
besteuert  wird  (§  2,  § 3).  Zwar  haben  sich  die  Stände  trotzdem 
das  Recht,  die  Geistlichkeit  mit  Abgaben  zu  belegen,  angemafst 
und  sie  durch  Einführung  der  „quarta  colonica“  schwer  bedrückt 
(§  14),  aber  das  darf  lür  die  Zukunit  nicht  zum  Mafsstab  ge- 
nommen werden:  ein  Unrecht  braucht  nicht  ein  zweites  nach  sich 
zu  ziehen. 

Und  in  welchem  Mafse  will  man  denn  das  Kirchengut  zur 
Besteuerung  heranziehen?  Auszuscheiden  sind  doch  zunächst  all 
die  Güter,  deren  Erträge  für  Armen-  und  Krankenunterstützung 
und  fürs  Schulwesen  bestimmt  sind,  die  die  Mittel  zur  Unterhaltung 
der  Kirchengebäude  und  zur  Besoldung  der  Kirchendiener  liefern. 
Nur  die  Liegenschaften  der  Klöster  und  Weltgeistlichen  können 
in  Betracht  kommen.  Da  aber  von  diesen  der  weitaus  gröfste 
Teil  kaum  sein  standesgemäfses  Auskommen  hat,  da  die  für  sie 
bestimmten  gröfseren  Stiftungen  überdies  fast  alle  in  anderen  Ter- 
ritorien liegen,  so  könnte  schliefslich  nur  jene  wenig  zahlreiche 
Klasse  von  Geistlichen  mit  einigem  Recht  der  Steuer  unterworfen 
werden,  denen  ihre  erzstiftischen  Ländereien  aufser  dem  zum  Lebens- 
unterhalt unbedingt  Notwendigen  noch  einen  Überschufs  einbringen 
(§§  8,  10,  11). 

Angenommen  aber,  man  raubt  dem  ganzen  Klerus  seine  Steuer- 
freiheit, nötigt  ihn,  Abgaben  zu  leisten,  so  erfordert  es  die  Billig- 
keit, entspricht  es  durchaus  den  von  den  Städten  aufgestellten 
Grundsätzen,  dafs  den  Verpflichtungen,  die  der  Klerus  dann  über- 
nähme, ein  entsprechendes  Mafs  von  Rechten  entgegengestellt  wird. 
Sollen  ihn  in  Zukunft  die  Landtage  beisteuern,  so  mufs  er  auch 
dort  seine  Stimme  geltend  machen  können,  mufs  er  die  Land- 
standschaft erwerben;  denn  Privilegien  sind,  so  fahrt  die  Schrift 
mit  einer  sehr  bezeichnenden  privatrechtlichen  Motivierung  fort, 
wie  Eigentum  zu  behandeln,  und  kein  Eigentum  darf,  ohne  dafs 
ein  Ersatz  dafür  gegeben  wird,  genommen  werden  (§§  5,  6). 

Nicht  minder  mufs,  wenn  nun  einmal  der  strenge  modus  per 
totum  angewandt  werden  soll,  gefordert  werden,  dafs  auch  die  von 
Handel  und  Industrie  lebenden  Einwohner,  ferner  dafs  die  „feder- 

1)  Die  grofsen  stadtkölnischen  Stifter  z.  B.  besafsen  viele  Ländereien  in 
den  weltlichen  niederrheinischen  Territorien , vgl.  v.  B e 1 o w , Territorium 
und  Stadt  (=  Hist.  Bibi.  XI).  München  und  Leipzig  1900,  S.  188,  Anm.  1. 
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männer“  und  die  Besitzer  von  Waldungen  besteuert,  also  Abgaben 
eingerichtet  werden,  die  dem  Bürger-  und  dem  Bauernstand  kaum 

Erleichterung  bringen  dürften  (§  12). 

Dem  städtischen  Antrag  beipflichten  bedeutet  nichts  anderes 

' als  „den  zündel  zu  weit  aussehenden  unruhen“  anfachen,  „die 
grundsätze  jetziger  religion  und  staaten-ruhe  untergrabender  philo- 
sophie“  als  berechtigt  anerkennen  (§  15).  „ln  Frankreich  fing 
die  revolution  damit  an,  dafs  der  dritte  stand  verlangte,  beede 
vorderstände  selten  auf  ihre  vorzügliche  freyheiten  und  rechte 
renuntiiren  . . . ; kaum  war  dieses  geschehen , so  hat  man  die  un- 
endliche böfse  folgen  davon  erfahren“  (§4)! 

Nach  einer  solch  geharnischten  Erklärung  mufsten  die  fetädte 
1 im  clerus  intraneus  einen  ihrer  heftigsten  Gegner  erblicken , bei 
ihm  konnten  sie  danach  auf  Enfgegenkommen  kaum  lechnen. 
i Allerdings  hegte  nicht  die  ganze  Geistlichkeit  dem  neuen 

Steuerfufs  gegenüber  eine  solch  feindselige  Gesinnung,  wie  sie  die 
^ Denkschrift  zum  Ausdruck  gebracht  hatte.  Denn  wenig  später, 

^ als  der  Domkapitular  Joseph  Graf  zu  Zeyl-Wurzach  allem  An- 

schein nach  im  Aufträge  der  Regierung  — in  Köln  mit  dem  Klerus 
. , Unterhandlungen  führte,  zeigten  sich  einige  Glieder  nicht  ganz 
ungeneigt,  dem  städtischen  Antrag  beizutreten.  Das  Stift  St.  Gereon 
im  Kollegium  des  intraneus  und  der  Prälat  von  Altenberg  unter 
dem  clerus  extraneus  wollten  sich  damit  einverstanden  erkläien, 
dafs  der  modus  per  totum  für  alle  Zeiten  und  für  alle  Landes- 
lasten eingeführt  werde , ja  ihrerseits  den  neuen  Steuerfufs  \ oi 
anderen  Kollegien  in  Vorschlag  bringen,  wenn  ihnen  vom  Hof 
und  von  den  Ständen  die  Erfüllung  billiger  Bedingungen  zu- 
gesichert würde  ^).  Als  solche  nennt  das  Schreiben  des  ,,  Dora 
I grafen“  folgende:  1.  Alle  Ländereien  kontribuieren  nach  dem  modus 
r i per  totum,  Exemptionen  irgendwelcher  Art  haben  nicht  statt. 

2.  Die  geistlichen  Liegenschaften  werden  in  Zukunft  nicht  mehr 
nach  dem  ungerechten  Mafsstab  der  „quarta  colonica“  sondern 
wie  die  umliegenden  weltlichen  Güter  quotisiert.  Die  Beitiäge 
, 1 zur  Bonner  Universität  soll  von  jetzt  ab  das  ganze  Land  übei- 

nehmen.  4.  Die  Zehnten  des  Klerus  bleiben  weiterhin  im  Genufs  der 
geistlichen  Freiheit.  5.  Der  Klerus  wird  als  besonderes  Kollegium 

1)  III,  B,  90 : Joseph  Graf  zu  Zeyl-Wurzach  an  den  Staatsrainister  v.  tV  al- 

denfels,  d.  d.  Köln  1793  März  13. 

2)  Vgl.  2.  Kap.  II,  2,  a,  ß. 


4 


38 


zu  allen  Landtagen  berufen,  er  erhält  das  Recht,  15 — 18  Depu- 
tierte dorthin  zu  entsenden. 

Mit  den  ersten  vier  Bedingungen  erklärte  Max  Franz  sich 
einverstanden ; beim  fünften,  wichtigsten  Punkt  aber  erhob  er  Be- 
denken 1).  Für  die  prinzipielle  Bedeutung  der  geplanten  Neu- 
oiganisation  des  Landtags  zeigte  er  wenig  Verständnis;  er  beurteilte 
die  Sachlage  lediglich  vom  finanziellen  Standpunkt  aus  und  be- 
tonte, dafs  die  Bildung  einer  neuen  Kurie  mit  dem  Zweck  des 
modus  per  totum,  nämlich  den  gemeinen  Kontribuenten  zu  er- 
leichtern, nicht  in  Einklang  zu  bringen  sei,  denn  die  ohnehin  so 
kostspieligen  Landtage  würden  dann  nur  noch  mehr  in  die  Länge 
gezogen,  und  es  müfsten  nur  noch  gröfsere  Summen  für  den 
Unterhalt  der  Stände  aufgebracht  werden.  Allenfalls  wollte 
der  Kurfürst  seine  Zustimmung  geben,  wenn  das  Domkapitel  die 
Vertretung  des  Klerus  auf  den  Landtagen  übernehmen  oder  die 
Geistlichkeit  gleich  den  Vestanern  einige  wenige  Deputierte  ad 
audiendum  et  referendum  nach  Bonn  entsenden  würde. 

Von  diesen  mehr  vertraulichen  Unterhandlungen,  von  der 
Nachgiebigkeit  einiger  Mitglieder  des  Klerus  ist  freilich  in  den 
offiziellen,  mit  der  erzbischöflichen  Regierung  gewechselten  Schrift- 
stücken nichts  zu  spüren.  Hier  wird  vielmehr  derselbe  erregte 
Ton  wie  in  der  gegen  das  städtische  Pro  Memoria  verfafsten  Denk- 
schrift angeschlagen:  Es  ist  eine  kaum  zu  bezweifelnde  Tatsache, 
dafs  die  „zu  dem  bösen  reitz“  des  ,, staaten-ruhe  zerstöhrenden 
newerungs  - geistes  verleitete  städte  defsen  süfses  gift  ganz  ein- 
gesogen haben“,  denn  sie  haben  mit  ihren  Anträgen  nach 
den  französischen  grundsätzen  geistlichkeit  und  adel  mit  den  übrigen 
unterthanen  in  gleichheit  bringen  wollcm  . . Immer  wieder 
wird  in  den  Schriftstücken  die  Besorgnis  zum  Ausdruck  gebracht, 
dafs  durch  das  Vorgehen  der  vierten  Kurie  die  Geistlichkeit  herab- 
gewürdigt und  beim  Volke  verhafst  gemacht  werden  könne,  und 
der  Kurfürst  umso  mehr  um  Gegenmafsregeln  gebeten,  als  die 
Landstände  nur  sich  selbst  und  diejenigen  in  Anschlag  bringen 
könnten,  deren  Repräsentanten  sie  seien 

1)  III,  B,  90 : V.  Waldenfels  an  Joseph  Grafen  zu  Zeyl-Wurzach  1793  März  26. 

2)  lil,  D,  30;  Vorstellung  des  clerus  intraneus  (kurz  nach  1793  März  11). 

Rf»  Dj  JO ! ,,  Wiederholt- demütigste  Vorstellung“  des  intraneus  (kurz 

vor  1793  März  16);  darüber  verhandelte  der  Hofrat  am  22.  März,  vgl.  das  Hof- 
ratsprotokoll von  diesem  Tage. 
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Aber  nicht  nur  an  die  Regierung  und  ihre  Kollegien,  auch 
an  die  Stände  selbst  wandte  sich  die  Geistlichkeit,  um  Schutz  für 
ihre  Privilegien  zu  fordern.  Sowohl  die  Denkschrift  des  intraneus  ^ 
wie  eine  im  Namen  des  gesamten  erzstiftischen  Klerus  abgefafste 
„ protestations-urkunde  “ wurde  beim  Landtag  eingereicht  -). 

Bereits  auf  den  18.  Februar  1793  hatte  Max  Franz  eine  aufser- 
ordentliche  Tagung  einberufen,  die  über  die  schleunigste  Her- 
stellung des  kurkölnischen  Reichs-  und  Kreis-Kontingents  beraten, 
aber  sonst  keinen  anderen  Gegenstand  in  ihre  Verhandlungen 
hineinziehen  sollte  ^).  Noch  immer  weilte  der  Kurfürst  der  Kriegs- 
unruhen wegen  aufser  Landes;  er  hatte  daher  in  der  Person  des 
Domkapitularen  Thomas  Grafen  zu  Zeyl-Wurzach  einen  Statt- 
halter ernannt  und  diesen  mit  der  Führung  aller  Landtagsgeschäfte 
betraut^);  an  des  Kurfürsten  Statt  eröffnete  der  „Domgraf“  denn 
auch  den  Landtag. 

Obwohl  für  diese  aufserordentliche  landständische  Versamm- 
lung das  Feld  der  Tätigkeit  durch  die  kurfürstliche  Bestimmung 
so  eng  umgrenzt  worden  war,  so  suchte  das  Städtekollegium  doch 
auch  hier,  ganz  wie  i\Iax  Franz  in  seinen  für  den  Statthalter  be- 
stimmten Instruktionen  vermutet  hatte  "),  seinen  Antrag  durch- 
zubringen. Kein  Wunder!  Auf  der  Quartal- Konvention  vom  De- 
zember letzten  Jahres  hatten  die  Abgeordneten  der  privilegierten 
Stände  ihre  Gegner  auf  den  nächsten  Landtag  vertröstet  mit  der 
Begründung,  dafs  eine  Konvention  in  wichtigen  Fragen  keine  ent- 
scheidenden Schritte  tun  dürfe  «)•  Jetzt  war  ein  Landtag  zusammen- 
getreten, und  obendrein  mufste  auf  ihm  schon  deswegen,  weil  er 
für  den  Beitrag  zu  den  Kosten  eines  Reichskriegs  zu  sorgen  hatte, 
die  Beseitigung  der  adligen  und  geistlichen  Steuerexemptionen  zur 
Sprache  kommen  "). 

So  beriefen  sich  denn  die  Städte  auf  die  von  den  Deputierten 
der  Vorder-Stände  abgegebene  Erklärung  und  ersuchten  nunmehr 
ihre  Mitstände  um  eine  unumwundene  Erklärung  darüber,  ob  sie 


1)  8t.  L.  Pr.  1793  Februar  22.  2)  r.  L.  Pr.  1793  März  11. 

3)  Landtagsausschreiben  bei  r.  L.  Pr.  1793  Februar  18. 

4)  r.  L.  Pr.  1793  Februar  19. 

5)  III,  B,  90:  Max  Franz  an  den  Grafen  Thomas  zu  Zeyl-Wurzach,  d.  d. 
Münster  1793  Februar  9. 

6)  Deputationstagsprotokoll  1792  Dezember  4. 

7)  Vgl.  2.  Kap.  II,  2,  b. 
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einen  „allgemein-gleichen  modus  contribuendi“  für  alle  Zeiten  an- 
zunehmen bereit  seien  oder  nicht  i). 

GrÖfser  denn  je  schien  die  Entschlossenheit  im  Kollegium  zu 
sein.  Nehmen  die  anderen  Kurien  jetzt  nicht  den  städtischen  An- 
trag in  seinem  vollen  Umfang  an,  dann  wird  man  „nicht  anderst 
als  auf  den  einzuführenden  allgemeinen  gleichen  steur-fufs  zahlen 
und  so  gar  die  execution  über  sich  kommen  lafsen  . . so  lautete 
der  Bericht  an  den  Bonner  Stadtrat  über  die  Stimmung  in  der 
vierten  Kurie,  und  die  Deputierten  fügten  hinzu,  dafs  alle  Glieder 
des  Kollegiums  bereit  seien,  sich  durch  eigenhändige  Unterschrift 
zum  Festhalten  an  ihrem  Beschlufs  zu  verpflichten 

In  der  Tat  suchten  die  Städte,  kaum  dafs  sich  ihnen  eine 
Gelegenheit  dazu  bot,  ihrem  Vorgehen  Nachdruck  zu  verleihen. 
Als  ein  kurfürstliches  Reskript  (Münster  1793  Januar  19)  eintraf, 
des  Inhalts,  dafs,  wenn  etwa  ein  Ort  des  Erzstifts  zu  den  Kriegs- 
kontributionen herangezogen  würde,  das  ganze  Land  dafür  auf- 
kommen  sollte,  da  erklärte  die  vierte  Kurie,  diese  Bestimmung 
könne  bei  Adel  und  Geistlichkeit  nur  dann  Anwendung  finden, 
falls  diese  den  modus  per  totum  ein  für  allemal  annehmen  würden 

Indes  alle  Bemühungen,  über  eine  für  alle  Zukunft  festzu- 
setzende Gleichstellung  der  Steuern  eine  Aussprache  herbeizuführen, 
waren  vergeblich.  Geschickt  benutzten  die  Vorder  - Stände  die 
ihnen  in  dem  kurfürstlichen  Landtagsausschreiben  gebotene  Hand- 
habe und  erklärten,  nur  zur  Regelung  des  Kontingentsgeschäftes 
sei  dieser  Landtag  einberufen  worden,  über  andere  Gegenstände 
könne  also  nicht  verhandelt  werden  ^).  So  erreichten  sie,  dafs 
trotz  aller  Protestationen  der  Städte  dei’en  Antrag  zurückgestellt 
wurde;  ja,  nunmehr  wagten  sie  selbst  einen  Verstofs  gegen  die 
kurfürstliche  Anordnung,  insofern  sie  am  Schlufs  dieses  aufser- 
ordentlichen  Landtags  gegen  die  Stimmen  des  vierten  Standes  sich 
für  die  Ausschreibung  von  acht  Simpeln  aussprachen  s).  Den 
Städten  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  die  „eifrigste“  Fortsetzung 
der  Prozesse  zu  beschliefsen  und  dafür  zu  sorgen,  dafs  auf  dem 

1)  r.  L.  Pr.  1793  Februar  19. 

2)  Bonner  Katsprotokoll  1793  Februar  19. 

3)  st.  L.  Pr.  1793  Februar  22. 

4)  Protocollum  commune  einer  gemeinsamen  Konferenz  der  Vorderstände 
vom  21.  Februar  bei  r.  L.  Pr.  1793  Februar  22. 

5)  Protocollum  commune  vom  11.  März  bei  r.  L.  Pr.  1793  März  12. 
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ordentlichen  Landtag  des  Jahres  wenigstens  gleich  von  Anfang  an 
auf  das  Ziel  hingearbeitet  werde,  das  man  bisher  nicht  hatte  er- 
reichen können  ; nur  solche  Deputierten  sollten  daher  erscheinen, 
die  bereits  bei  der  aufserordentlichen  Versammlung  mitgetagt 


hatten  ^). 

Unter  wenig  günstigen  Umständen  traten  die  Städte  kurz  nach 
Eröffnung  des  ordentlichen  Landtags  erneut  mit  ihrem  schon  der 
Quartal  - Konvention  am  1.  Dezember  1792  überreichten  Antrag 
hervor  ^).  Der  ohne  ihre  Zuziehung  im  März  von  den  oberen 
^ Ständen  gefafste  Beschlufs,  acht  Simpeln  auszuschreiben,  war  durch- 
4 geführt  worden.  Unerquickliche  Auseinandersetzungen  waren  die 
Folge  davon  ^).  Aber  nicht  nur  zwischen  den  Städten  und  ihren 
Mitständen  herrschte  ein  gespanntes  Verhältnis;  es  kam  hinzu,  dafs 
der  clerus  intraneus  bei  seiner  städtefeindlichen  Gesinnung  ver- 
harrte. In  diesen  Tagen  wandte  er  sich  zum  zweiten  Male  gegen 
* die  Städte  in  einer  Denkschrift  “),  die  eine  noch  erregtere  und  ge- 
reiztere Sprache  führte  als  ihre  Vorgängerin  vom  Februar. 

ISie  blieb  nicht  dabei  stehen,  den  städtischen  Antrag  mit  der 
in  der  französischen  Notabelnversammlung  von  1787  und  der 
von  den  Lütticher  Revolutionären  ')  erhobenen  Forderung  in  eine 
Linie  zu  stellen,  sondern  glaubte  sich  sogar  zu  dem  Schlufs  be- 
rechtigt, dafs  die  Städte  auf  den  Umsturz  aller  bestehenden  Staats- 
einrichtungen hinarbeiteten  (§§  1,  2).  Nichts  kennzeichnet  besser 
den  Standpunkt,  von  dem  aus  der  intraneus  die  Sachlage  be- 
trachtete. Kein  Wunder,  wenn  alles  aufgeboten  wurde,  um  das 
Vorgehen  der  Städte  als  ein  für  Staat  und  Gesellschaft  höchst 
gefährliches  Unternehmen  zu  erweisen. 

Ausgangspunkt  war  dabei  die  von  städtischer  Seite  herrührende 
Erklärung,  ein  jeder  sei  verpflichtet,  seine  persönliche  Überzeugung 
zum  Mafsstab  seines  Handelns  zu  machen  ^).  „.  . . Gantz  mit  allen 

vieren“  sind  die  Städte  „drein  geplatzet  und  haben  diesen  satz 

1)  st.  L.  Pr.  1793  März  12. 

2)  Ob  letzteres  wirklich  geschah,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis,  da  für 
den  grofsen  Landtag  1793  ein  städtisches  Protokoll  nicht  vorliegt. 

3)  r.  L.  Pr.  1793  Mai  4. 

4)  Das  Genauere  darüber  vgl.  3 Kapitel  I,  2. 

5)  = Denkschrift  des  clerus  intraneus  II. 

6)  Vgl.  A.  Wahl,  Vorgeschichte  der  französischen  Revolution.  Bd.  II, 
Tübingen  1907,  S.  22  ff. 

7)  Vgl.  V.  Heigel  I,  S.  212.  8)  st.  L.  Pr.  1790  März  30. 
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als  ein  haupt-princip  . . voraus  gesetzt.  “ Und  doch  läfst  sich  mit 
diesem  Prinzipe  alles,  auch  Revolution  und  Fürstenmord,  recht- 
fertigen.  Denn  wo  man  diesem  Grundsatz  anhängt,  da  haben  die 
Untertanen,  wenn  sie  über  ihre  Rechte  und  Pflichten  anders  denken 
als  ihre  Vorfahren,  wenn  sie,  von  den  Rechten  der  Menschheit 
und  den  Grundsätzen  der  Freiheit  und  Gleichheit  eingenommen, 
die  fürstliche  Gewalt  als  Usurpation  ansehen,  pflichtgemäfs  „ . . . die 
volcks-souverainität  nach  dem  beyspiel  der  Franzosen  und  Lüttiger 
..  herzustellen“  (§  2). 

Auch  sonst  sind  die  Städte  nach  Ansicht  des  Klerus  bei  der 
Begründung  ihrer  Handlungsweise  zum  mindesten  unüberlegt  vor- 
gegangen. Sie  behaupten,  dem  vom  Staate  allen  seinen  Gliedern 
gleichmäfsig  gewährten  Schutz  müsse  ein  gleich  hoher  Beitrag  aller 
zu  den  Landeslasten  entsprechen,  bedenken  aber  nicht,  dafs  von 
alters  her  durch  Verträge  und  andere  rechtliche  Abmachungen  ver- 
schiedene Klassen  von  Staatsbürgern  geschaffen  worden  sind ; 
Klassen,  die  alle  in  ihrer  Art,  nur  nicht  alle  in  derselben  Art  dem 
Staate  dienen,  so  wie  auch  die  Glieder  des  menschlichen  Körpers 
auf  verschiedene  Weise  zu  dessen  Erhaltung  beitragen.  Diese 
Klassenunterschiede  müfsten  erst  beseitigt,  also  eine  Revolution 
herbeigeführt  werden,  ehe  man  auf  die  städtischen  Forderungen 
eingehen  kann  (§  3). 

Mag  die  vierte  Kurie  ruhig  behaupten,  der  Klerus  habe  sich 
dem  deskriptionsmäfsigen  Beitrag  entzogen,  mag  sie  sich  auch  für 
berechtigt  halten,  den  alten  Steuerfufs  zu  kassieren ; als  unumstöfs- 
liche  Tatsache  bleibt  doch  bestehen,  dafs  die  weltlichen  Stände 
die  Geistlichkeit  nicht  quotisieren  können,  und  die  Privilegien  be- 
halten ihre  Geltung  trotz  der  Kassierung  (§  5).  Privilegien  sind 
so  gut  wie  Mobiliar-  oder  Immobiliar  - Eigentum , alles  Eigentum 
aber  hat  der  Staat  nach  Kräften  zu  schützen  (§§  3,  6).  Und  haben 
nicht  auch  die  Städte  ihre  Privilegien,  die  sie  nicht  opfern  wollen  ? 
„Wie  leicht  kann  man  sich  die  nase  zerstofsen,  wenn  man  will 
auf  andere  anprellen!“  (§  6). 

Somit  kann  nichts  als  Neuerungssucht  die  Städte  zu  ihrem 
Angriff  gegen  die  Steuerexemptionen  angetrieben  haben,  nichts  als 
Staats-  und  Gesellschaftsumwälzung  ihr  Ziel  sein.  Umso  mehr 
mufs  jeder,  der  nicht  zu  den  Anhängern  der  Umsturzpartei,  zu 
den  Revolutionspredigern  zählen  will,  für  das  Weiterbestehen  der 
althergebrachten  Einrichtungen  sorgen,  mufs  der  Regent  für  die 
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Aufrechterhaltung  der  Ruhe  im  Staate  eintreten.  Dafs  man  den 
Fürsten  selbst  noch  nicht  angreift,  geschieht  nur  deshalb,  weil  man 
seine  Macht  noch  fürchtet;  ebenso  wurde  der  französische  König 
1789,  beim  Einzug  in  Paris,  vom  Grafen  Lally  noch  mit  schmeicheln- 
den Worten  begrüfst,  später,  als  von  seiner  Seite  nichts  mehr  zu 
befürchten  war,  änderte  sich  die  Haltung  der  Pariser  ihm  gegen- 
über nur  zu  rasch  (§  4).  „Felix  quem  faciunt  aliena  pericula 
cautum!“  (§  6). 

Die  Streitigkeiten  wegen  der  Simpelsausschreibung  und  das 
Verhalten  des  Klerus  liefsen  kaum  eine  Hoffnung  auf  eine  fried- 
liche Lösung  der  Streitfrage  aufkommen.  Mehr  denn  je  schien 
ein  Vergleich  in  die  Ferne  gerückt  zu  sein.  Aber  es  schien  nur 
so.  Kaum  hatte  der  ordentliche  Landtag  die  Erledigung  seiner 
Geschäfte  begonnen,  da  legten  zwei  von  den  vorderen  Ständen  — 
allem,  was  vorher  sich  ereignet  hatte,  zum  Trotz  — eine  ver- 
söhnliche Gesinnung  an  den  Tag.  Domkapitel  und  Grafenstand 
erklärten  sich  bereit,  den  schwebenden  Prozefs  durch  Vergleich 
niederzuschlagen  ^).  Zwar  konnten  sich  die  Ritter,  wie  sie  immer 
als  die  entschiedensten  Städtegegner  aufgetreten  waren,  zunächst 
nicht  zur  Aufgabe  ihrer  ablehnenden  Haltung  verstehen;  sie  ver- 
wahrten sich  vielmehr  gegen  alle  „unziemlichen  drohungen“  der 
Städte  und  gegen  alle  „einseitige  bestreb ung  für  einführung  eines 
durchgehends-gleichen  simpelfufses  “ -);  schliefslich  aber  traten  sie 
doch  der  gräflichen  und  domkapitularischen  Ansicht  bei,  „um  die 
unter  vorderen  ständen  so  lange  bestandene  gute  eintracht  ferner 
beyzubehalten  “ ^). 

So  war  der  Landtag  wenigstens  einig  in  dem  Wunsch,  den 
nun  schon  über  drei  Jahre  währenden  Streit  in  Güte  beizulegen. 
Dagegen  mufs  es  als  zweifelhaft  erscheinen,  ob  wirklich,  wie  ein 
Neufser  Deputierter  in  Erfahrung  gebracht  haben  wollte  ^),  auch 
der  „ clerus  secundarius  . . . sich  anerbothen , den  raodus  per 
totum  unter  gewissen  bedingnifsen  anzunehraen  “ . . . Dafür  war 
kurz  vorher  von  geistlicher  Seite,  in  der  zweiten  Denkschrift  des 
intraneus,  das  alte  System  zu  hartnäckig  verteidigt,  jede  Reform 
zu  schroff  zurückgewiesen  worden. 

1)  gr.  L.  Pr.  1793  Mai  6 und  r.  L.  Pr.  1793  Mai  6. 

2)  r.  L.  Pr.  1793  Mai  8.  3)  Ebenda. 

4)  Nenfs.,  B.  I.  c.  21 : Hausmann  an  den  Neufser  Stadtrat  1793  Mai  16. 
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Jedenfalls  setzten  die  Städte  — ob  irrtümlich  oder  nicht,  bleibe 
dahingestellt  — auch  beim  Klerus  eine  versöhnliche  Gesinnung 
voraus  und  baten  den  Kurfürsten,  einige  Abgesandte  der  Geistlichkeit 
zum  Landtag  „zu  befördern“^).  Damit  kamen  sie  den  Wünschen 
des  Hofs  durchaus  entgegen,  denn  dieser  trieb  immer  noch  Ver- 
söhnungspolitik. Das  Gesuch  der  vierten  Kurie,  auf  eine  schleu- 
m’ge,  vor  allen  anderen  Landtagsgegenständen  vorzunehmende  Er- 
ledigung der  Steuerfrage  bei  den  Ständen  hinzuwirken,  beantwor- 
tete die  geheime  Staatskonferenz  damit,  dafs  sie  dem  Domkapitel 
wie  Grafen  und  Rittern  einen  Vergleich  anriet  und  die  Bittsteller 
aufforderte,  „über  die  art  des  beitrags . . . in  gemäfsigten  aus- 
drücken  . ihre  Ansicht  auszusprechen 

Mäfsig  genug  waren  denn  auch  die  Forderungen,  mit  denen 
die  Städte  endlich  an  ihre  Mitstände  herantraten ; selbst  die  Ritter- 
schaft mufste  das  anerkennen  ^).  Die  Stadt  Neufs,  deren  Instruk- 
tion an  ihre  Abgeordneten  gelautet  hatte : „ . . . magistratus  bestehet 
fest  und  unabänderlich  bei  dem  modus  ptjr  totum  contribuendi , . “), 

war  mit  ihrem  Standpunkt  nicht  durcligedrungen.  In  der  Punk- 
tation, die  das  Kollegium  an  die  übrigen  Kurien  gelangen  zu  lassen 
beschlofs,  war  von  einem  wirklichen  modus  per  totum,  also  einer 
Bekämpfung  aller  Exemptionen  keine  Rede  mehr. 

Gewifs,  nicht  unbedeutende  Reformen  wurden  auch  hier  er- 
strebt; die  Besserungsvorschläge  setzten  an  denselben  Punkten  wie 
1790  ein,  nur  übertraf  das  Mafs  von  Steuerfreiheiten,  das  die 
Städte  jetzt  den  Privilegierten  einzuräumen  geneigt  waren,  noch 
die  Zugeständnisse  von  damals.  So  erwartete  man  vom  Domkapitel, 
dafs  es  durch  eine  befriedigende  Erklärung  den  Vergleich  werde 
befördern  helfen,  wollte  von  den  „passierten“  adligen  Sitzen  jeden 
zur  Halbscheid  befreien  und  zur  Halbscheid  anschlagen.  Und  doch 
hätten  die  Städte,  wären  sie  weniger  zaghaft  vorgegangen,  gerade 
jetzt  vielleicht  mehr  erreichen  können.  Der  günstige  Zeitpunkt 
blieb  unausgenutzt. 


1)  Vgl.  Anm.  4 auf  S.  68. 

2)  Staatskonferenzprotokoll  1793  Mai  17. 

3)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  4. 

4)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  22,  Vortrag  der  Deputierten,  §§  41,  45. 

5)  B.  I.  c.  21:  „lnstr\ictio  für  die  NeuTsiHche  herren  landtags-deputierten  “ , 
1793  Mai  20. 

6)  st.  L.  Pr.  1790  April  21  und  folgende  Tage;  vgl.  oben  S.  48 f. 
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Ohne  eine  irgendwie  bindende  Erklärung  abzugeben,  brachte 
die  Ritterschaft  wiederum  jenes  zeitraubende  Verfahren  in  An- 
wendung, dafs  sie  den  städtischen  „Vortrag“  einer  Kommission 
vorlegte  und  diese  mit  der  Ausarbeitung  eines  Gutachtens  be- 
traute 1).  Dadurch  verschwand  der  modus  per  totum  für  längere 
Zeit  aus  den  Beratungen  des  Landtags;  denn  erst  am  22.  Juni, 
nachdem  sowohl  das  Städtekollegium  wie  der  Landtagskommissar 
um  raschere  Erledigung  der  Angelegenheit  ersucht  hatten  -),  legten 
die  Kommissionsmitglieder  ihre  Ausarbeitungen  dem  Plenum  vor  ^). 

Freilich,  gründlich  und  umständlich  genug  waren  sie  zu  Werke 
gegangen.  Weit  ausholend,  gaben  sie  zunächst  einen  Überblick 
über  den  bisherigen  Verlauf  des  Kampfes  (§  1 — 41),  um  dann 
die  städtischen  Vorschläge  von  Punkt  zu  Punkt  durchzugehen 
und  ihre  eigene  Ansicht  klarzulegen  (§  50 — 85). 

Zwar  konnten  sie  den  Forderungen  der  Städte  einen  durchaus 
gemäfsigten  Charakter  nicht  absprechen,  fanden  aber  doch  noch 
vieles  daran  abzustreichen.  So  machten  sie  gegenüber  dem  An 
trag  auf  eine  neue  Vermessung  des  Landes  die  hohen  Kosten  eines 
solchen  Unternehmens  geltend  und  erklärten  ferner,  von  den  No- 
valien seien  lediglich  die  nichtadligen  ganz  anzuschlagen,  die  gräf- 
lichen und  ritterschaftlichen  könnten  dagegen  nach  dem  Grundsatz: 
accessorium  sequitur  principale  nur  im  Verhältnis  der  Hauptgüter, 
zu  denen  sie  gehörten,  besteuert  werden.  Für  die  adligen  Sitze 
selbst  verlangten  sie  das  Fortbestehen  des  1669  festgesetzten  Be- 
steuerungsverfahrens,  vor  allem  deswegen,  weil  jede  Abänderung  die 
notwendige  Folge  haben  müsse,  dafs  jeder,  der  einen  adligen  Sitz  als 
steuerfreies  Gut  käuflich  erworben  habe,  jetzt,  wenn  er  zur  Steuer 
herangezogen  werde,  gegen  den  Verkäufer  sofort  eine  „Eviktions- 
klage“ erheben  werde.  Ebenso  wollten  sie  bei  der  Veranschlagung 
der  50  und  mehr  Morgen  grofsen  Höfe  sowie  der  Besteuerung  des 
städtischen  Gewinns  und  Gewerbes  nichts  neu  gestaltet  sehen. 
Gegenüber  dem  Plan,  auch  die  domkapitularischen  Ländereien 
und  die  kurfürstlichen  Tafelgüter  zur  Steuer  heranzuziehen,  rieten 
sie  ihrem  Kollegium  eine  zunächst  abwartende  Haltung  an.  Ander- 
seits sollten  auch  nach  ihrem  Vorschlag  die  Weingüter  erleichtert. 


1)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  4. 

2)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  17  und  21. 

3)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  22. 
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die  Liegenschaften  des  Klerus  besteuert  werden,  wiederum  aber 
nicht  in  dem  von  den  Städten  gewünschten  Umfang. 

Kurzum,  dafs  die  Zahl  der  Steuerobjekte  stark  vermehrt  und 
der  Betrag  eines  Simpels  bedeutend  vergröfsert  werden  würde, 
war  kaum  mehr  zu  erhoffen,  wenn  auch  nicht  geleugnet  werden 
kann,  dafs  eine  gewisse  Erleichterung  des  gemeinen  Kontribuenten 
doch  auch  das  Ziel  der  ritterschaftlichen  Deputierten  war:  Die 
Bürger-  und  Bauernländereien  tragen,  so  bestimmte  die  umfang- 
reiche Schrift  zum  Schlufs  (§  87),  auch  weiterhin  ruhig  denselben 
Steueranschlag  wie  bisher,  dafür  soll  die  Summe,  die  jährlich  durch 
die  Novalienbesteuerung,  den  zu  erhoffenden  Beitrag  des  Dom- 
kapitels und  die  Abgabe  der  geistlichen  Güter  einkommt,  zur  all- 
mählichen Tilgung  der  Landesschulden  verwandt  werden ; ein  Teil 
der  jährlichen  Erfordernisse  fällt  dadurch  fort,  und  so  kann  die 
Zahl  der  auszuschreibenden  Simpeln  vermindert  werden. 

Die  Bewegung,  die  sich  einst  die  unterschiedslose  Aufhebung 
aller  Steuerexemptionen  zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  lief  immer 
mehr  auf  eine  Steuerrektifikation  hinaus,  die  mit  möglichster  Scho- 
nung der  privilegierten  Stände  nur  an  einigen  Punkten  Besserung 
bringen  sollte.  „Wie  gehet  es  mit  dem  modus  per  totum?  Ich 
hoffe,  es  wird  wohl  alles  beim  alten  bleiben“,  schrieb  der  General- 
einnehmer V.  Geyr  unterm  26  Juni  an  den  domkapitularischen 
Syndikus  BoUich  ^).  Und  als  jene  schon  öfters  erwähnte,  „an  die 
churkölnische  landstände  . . gerichtete!  Flugschrift  in  vielen  Exem- 
plaren an  alle  landständische  Kollegien  und  die  kurfürstlichen 
Dikasterien  gesandt  wurde,  da  fand  ihr  Verfasser,  der  zwar  zu- 
nächst die  adlige  und  geistliche  Steuei  freiheit  als  berechtigt  nach- 
weisen  wollte,  dann  aber  die  Privilegierten  zur  freiwilligen  An- 
nahme des  strengen  modus  per  totum  aufforderte,  weder  bei  Hof 
noch  bei  den  Ständen  Beifall  -).  Allgemein  schien  jetzt  nur  der 
Gesichtspunkt  mafsgebend  zu  sein,  dafs  alles  auf  gütlichem  Wege 
erreicht  werden  müsse,  nichts  das  gute  Einvernehmen  zwischen 
allen  interessierten  Kreisen  stören  dürfe;  nach  langem  Kampf 
machte  sich  das  Bedürfnis  nach  Frieden  geltend.  Selbst  die  Ritter- 
schaft trat  nunmehr  für  einen  Vergleich  ein,  forderte  in  ihrer 


1)  ni,  D,  95. 

2)  Neuis.,  B.  I.  c.  21 : Hausmann  an  den  Neufser  Stadtrat  1793  Juni  9 ; 
vgl.  ferner  3.  Kap.  II,  2. 
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Antwort  auf  die  zweite  Denkschrift  des  clerus  intraneus  diesen 
auf,  Deputierte  zu  entsenden  und  mit  den  Ständen  in  friedliche 
Verhandlungen  einzutreten  ^). 

Auf  dem  Landtag  selbst  bildete  der  vom  Kollegium  einstimmig 
genehmigte  „Vortrag“  der  ritterschaftlichen  Deputierten  die  Grund- 
lage, auf  der  die  vorderen  Stände  zu  einer  gemeinsam  an  die  Städte 
abzugebenden  Antwort  zu  gelangen  suchten.  Als  eine  solche  nach 
langen  Beratungen,  in  denen  die  ritterschaftliche  Meinung  nur  in 
wenigen  Punkten  eine  Abänderung  erfuhr,  zustande  kam  ^),  und 
die  Städte  in  einer  Gegenäufserung  dazu  Stellung  nahmen  ^),  da 
ergab  sich,  dafs  die  vierte  Kurie  gegen  die  Stimmen  der  Stadt 
Neufs , die  abermals  weitergehende  Forderungen  aufstellte  , in 
fast  allen  Punkten  sich  der  Erklärung  ihrer  Mitstände  angeschlossen 
hatte;  nur  hinsichtlich  des  quanti  muralis  und  des  Abzugs  der 
quarta  bei  den  grofsen  Höfen  vertraten  sie  eine  wesentlich  ab- 
weichende Meinung.  Jedenfalls  stellte  die  ritterschaftliche  Kommis- 
sion nach  einer  Prüfung  der  städtischen  Gegenäufserung  „mit 
ungemeinem  vergnügen“  fest,  „dafs  zu  der  jederzeit  von  ihnen 
so  sehr  gewünschten  Vereinigung  immer  mehr  und  mehr  hoffnung 
vorhanden  sey  . . .“  ^). 

Ganz  im  selben  Sinne  spricht  sich  auch  Fischenich,  der  auf 
diesem  Landtag  in  der  Grafenkurie  vertretungsweise  das  Salmische 
Votum  per  Hackenbroich  führte,  in  einem  an  Friedrich  Schiller 
gerichteten  Brief  aus.  Fischenich,  Professor  für  Naturrecht  an  der 
Bonner  Universität  % war  Anfang  1791  nach  Jena  gekommen  und 
hatte  sich  dort  unter  des  Dichters  Anleitung  mit  den  Gedanken- 
gängen der  Kantschen  Philosophie  vertraut  gemacht  ').  Bande 
innigster  Freundschaft  verknüpften  ihn  seitdem  mit  Schiller  und 
dessen  Gemahlin.  Eine  lebhafte  Korrespondenz  zwischen  Bonn 
und  Jena  bekundet  das.  So  schrieb  er  am  1.  August  1793  an 
den  Dichter : „ . . . Schon  seit  einiger  zeit  blieb  mir  nur  ein  theil 
des  nachmittags  zu  meinen  arbeiten  frei.  Der  hiesige  landtag 


1)  r.  L.  Pr.  1793  Juni  23.  2)  r.  L.  Pr.  1793  Juli  15. 

3)  r.  L.  Pr.  1793  Juli  26. 

4)  Neufs.,  B.  1.  c.  21:  „Resolutiones  auf  die  von  vorderen  ständen  ab- 
gegebene erklärung  in  puncto  raodi  contribuendi,  von  seiten  Neufs,  den  18te“  Julius 
1793“;  ferner  Brief  Hausmanns  an  den  Neufser  Stadtrat  1793  Juli  24, 

5)  r.  L.  Pr.  1793  Juli  27.  6)  Hofkalender  1793  (Bonn.),  S.  121. 

7)  J.H.  Henne  8,  Fischenich  und  Charlotte  von  Schiller.  Frankfurt  1875,  S.  10. 
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hat  in  diesem  jahr  länger  als  gewöhnlich,  drei  monate,  gedauert. 
. . . Weil  ich  einmal  von  dem  landtag  spreche , kann  ich  nicht 
umhin,  bei  dieser  gelegenheit  zu  bemerken,  dafs  der  kurkölnische 
bürgerstand  von  dem  adel  und  der  gcüstlichkeit  gleichheit  der  ab- 
gaben  nach  verhältnifs  ihrer  guter  verlangte.  Der  gröfste  theil 
derselben  widersetzte  sich  und  berief  sich  auf  den  besitzstand  und 
ihre  Privilegien.  Die  repräsentanten  des  bürgerstandes  bestanden 
hartnäckig  auf  ihrer  forderung,  bis  man  endlich  einen  vergleich 
vorzuschlagen  beliebte,  der  nun  wohl  zu  stände  kommen  wird  . . i). 

Nach  all  dem  schien  der  Abschlufs  eines  Vergleichs  nahe 
bevorzustehen.  Aber  der  Landtag  selbst  brachte  keine  endgültige 
Lösung  der  Streitfrage.  Mehrmals  traten  Abgeordnete  aller  Stände 
zu  gemeinsamen  Konferenzen  zusammen  und  berieten  über  die 
noch  strittigen  Punkte  ohne  die  Gegensätze  ausgleichen  zu 
können.  Schliefslich  trennten  sich  die  Kollegien , nachdem  aller- 
seits die  Bestimmung  getroffen  worden  war,  dafs  das  Vergleichs- 
geschäft auf  den  Quartal- Konventionen  seine  Fortsetzung  finden 
sollte 

Mit  dem  erzstiftischen  Klerus  war,  seit  man  den  Streit  güt- 
lich beizulegen  begonnen  hatte,  über  den  Beitrag  zu  den  Landes- 
bedürfnissen noch  gar  nicht  verhandelt  v'orden.  Dafs  er  beizusteuern 
habe,  darin  waren  sich  alle  Stände  einig  geworden.  Deshalb 

suchten  sich  die  deputati  ad  quartales  zunächst  mit  ihm  auseinander- 
zusetzen. 

Auf  Anregung  der  Städte  wurde  er  nochmals  aufgefordert, 
eine  Abordnung  zwecks  Unterhandlungen  abzusenden  Dem 
entsprach  er  denn  auch,  wenigstens  deputierte  der  intraneus  zu 
den  Quartal-Konventionen  den  Abt  von  Brauweiler,  die  Dechanten 
der  Kollegiatstifter  St.  Severin  und  Beatae  Mariae  Virginis  ad 
Gradus  sowie  den  Scholaster  des  Stifts  St.  Gereon  ^).  Ihnen  gegen- 
über sprachen  die  landständischen  Vertreter  die  Hoffnung  aus, 
dafs  der  Klerus  „in  gegenwärtig  allgemeinnützliches  Vergleichs- 
geschäft sich  mit  landständen  gesammter  hand  einlafsen  wird“; 
ihre  Forderungen  fafsten  sie  dahin  zusammen,  dafs  die  Geistlich- 

1)  Hennes,  S.  30 ff. 

2)  r.  L.  Pr.  1793  Juli  29  und  August  4. 

3)  r.  L.  Pr.  1793  August  5. 

4)  Deputationstagsprotokoll  1793  September  18. 

5)  Ebenda  November  27  und  Dezember  10. 
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keit  von  allen  Gütern,  von  denen  bisher  die  quarta  colonica  ent- 
richtet worden  sei,  an  Stelle  dieser  quarta  eine  bestimmte  Quote 
in  jedem  Simpel  zahlen,  ihre  Novalien  wie  jeder  andere  Güter- 
besitzer versteuern  und,  falls  sie  nichtgeistliche  Ländereien  er- 
worben habe,  bei  diesen  den  deskriptionsraäfsigen  Beitrag  beibehalten 
solle  Die  deputati  cleri  versprachen,  darüber  ihren  Auftrag- 
gebern Bericht  erstatten  und  so  bald  wie  möglich  von  diesen  eine 
Erklärung  beibringen  zu  wollen  -). 

Noch  während  der  Quartal-Konvention  äufserte  sich  der  clerus 
intraneus.  Alle  Vergleichsvorschläge  lehnte  er  rundweg  ab  mit 
der  Begründung,  dafs  der  Klerus  sich  nicht  zum  Untertan  der 
Stände  machen  lassen  und  durch  Übernahme  von  Lasten,  die 
lediglich  wegen  weltlicher  Schuldigkeiten  entstanden  seien,  seine 
Privilegien  aufopfern  dürfe 

Nicht  ganz  so  schroff  lautete  die  Erklärung  des  extraneus  *). 
Auch  er  legte  freilich  Verwahrung  ein  gegen  die  Absicht  der 
Landstände,  die  Geistlichkeit  zur  Steuer  heranzuziehen  und  sie 
mit  anderen  Güterbesitzern  auf  eine  Stufe  zu  stellen,  liefs  aber 
doch  in  seinem  Schreiben  durchblicken , dafs  er  sich  mit  einer 
stärkeren  Belastung  seiner  Ländereien  dann  vielleicht  einverstanden 
erklären  könne,  wenn  ihm  für  diese  Übernahme  von  Lasten  ein 
Entgelt  zugesichert  würde  ^). 

Von  jetzt  ab  wird  in  unseren  Akten  über  das  Schicksal  der 
auf  eine  Steuerreform  in  ordinariis  abzielenden  Verhandlungen  nur 
noch  andeutungsweise  berichtet.  So  viel  steht  aber  fest,  dafs  man 
einen  Vergleich,  trotz  aller  Anläufe  dazu,  schliefslich  doch  nicht 
herbeizuführen  vermochte.  Eine  Erklärung  der  Städte,  dafs  sie, 
falls  die  Vorder- Stände  und  der  Klerus  sich  den  modus  per  totum 
gefallen  liefsen,  der  Geistlichkeit  gern  die  Landstandschaft  ein- 
räumen würden  *’),  blieb  ohne  Wirkung;  am  11.  März  1794  zeigte 

1)  Neufs.,  B.  I.  b.  2;  dazu  vgl.  Deputationstagsprotokoll  1793  Dezember 
5 und  7. 

2)  DeputationstagsprotokoU  1793  Dezember  10. 

3)  Das  Pro  Memoria  des  intraneus  bei  r.  L.  Pr.  1794  Februar  26;  vgl. 
dazu  Bonn.,  kurf.  Abt.  B,  3:  Städtischer  Syndikus  Müller  an  den  Bonner  Stadtrat 
1794  Februar  13. 

4)  III,  D,  30:  Schreiben  des  extraneus  von  1794  (Februar?),  der  Ritter- 
schaft vorgelegt  1794  Februar  26. 

5)  Nach  st.  L.  Pr.  1794  März  2 war  die  Landstandschaft  gemeint. 

6)  st.  L.  Pr.  1794  März  2. 
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der  domkapitularische  Syndikus  der  Ritterschaft  an,  dafs  das  Städte- 
kollegium alle  Vergleichsunterhandlungen  mit  den  Privilegierten 
„puncto  modi  collectandi‘^  abgebrochtm  habe  i). 

Im  Mai  1793  hatte  der  kurfürstliche  Hofrat  beschlossen,  au 
die  Geistlichkeit  eine  Ediktalladung  ergehen  zu  lassen  '^) , dann 
aber  diese  in  den  Zeitungen  nicht  publiziert,  weil  eben  zu  der 
Zeit  die  Versuche  einsetzten,  eine  Einigung  herbeizufdhren.  Als 
diese  mifslangen,  da  mufste  die  Gerichtsbehörde  seit  Frühjahr  1794 
den  Prozefs  der  Städte ‘gegen  den  Klerus  wieder  aufnehmen  und 
ebenso  galt  es  jetzt,  in  der  anderen  Streitsache  der  vierten  Kurie, 
über  die  gegen  die  vorderen  Stände  angestrengte  Klage,  eine  Ent- 
scheidung zu  treffen^).  Wie  der  Spruch  des  Hofrats  in  beiden 
Fällen  gelautet  hat,  ob  ein  solcher  überhaupt  noch  erfolgt  ist,  ent- 
zieht sich  unserer  Kenntnis,  da  die  vorhandenen  Hofratsprotokolle 
mit  dem  13.  September  1794  abbrechen. 

1)  r.  L.  Pr.  1794  März  11. 

2)  Hofratsprotokoli  1793  (Abt.  A)  Mai  10. 

3)  III,  D,  73:  Vortrag  eines  Hofratsreferenten  (nach  1794  April  4). 

4)  Dieser  Prozefs  wird  zuletzt  erwähnt:  III,  D,  76  in  einem  Hofratsgut- 
achten (1794  August  7). 
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Der  modus  per  totum  im  Jahre  1797  ‘). 

Im  Herbst  des  Jahres  1794  brach  für  die  linksrheinischen 
Gebiete  des  alten  deutschen  Reiches,  und  somit  auch  für  den 
gröfsten  Teil  des  Kölner  Kurstaates  die  Zeit  der  Fremdherrschaft 
herein.  Denn  bald  nach  dem  Sieg  der  republikanischen  Waffen 
bei  Fleurus  (1794  Juni  26),  der  über  das  Schicksal  der  öster- 
reichischen Kriegsoperationen  entschieden  hatte,  war  Belgien  ge- 
räumt und  weiterhin  auch  die  Rheinlinie  aufgegeben  worden  -j. 

Beim  Anrücken  der  Sieger  verliefs  Max  Franz,  der  nach 
„glücklicher  abwendung  des  von  den  Neu- Franken  gedroheten 
Überfalls*^  am  20.  April  1793  aus  der  selbstgewählten  Verbannung 
zurückgekehrt  war  ^),  abermals  sein  Land  — diesmal  für  immer; 
gleich  ihm  flüchteten  die  meisten  Domkapitulare,  viele  Angehörige 
des  Adels  sowie  ein  Teil  der  Regierungsbehörden,  und  ohne  Wider- 
stand zu  finden,  besetzten  bereits  am  8.  Oktober  mehrere  Abteilungen 
Jourdanscher  Truppen  die  kurfürstliche  Residenzstadt  ^). 

Die  französischen  Machthaber  betrachteten  die  linksrheinischen 
Lande  durchaus  als  erobertes  Gebiet  *')  und  machten  vollends, 
seitdem  gegen  Ende  des  Jahres  zu  Aachen  die  Zentralverwaltung 
der  eroberten  Lande  zwischen  Maas  und  Rhein  eingesetzt,  und 
dementsprechend  auch  die  Verwaltung  des  alten  Kurfürstentums 

1)  Die  Darstellung  beruht  hier,  soweit  handschriftliches  Material  heran- 
gezogen wurde , zum  gröfsten  Teil  auf  den  in  Ddf. , Abt.  Köln , Erzstift , Akten 
unter  III,  D,  31  vereinigten  Schriftstücken.  Die  aus  diesen  Akten  stammenden 
Belegstellen  werden  hier  nur  nach  dem  Datum  zitiert. 

2)  V.  Heigel  H,  S.  138ff. 

3)  Bonner  Eatsprotokoll  1793  April  23. 

4)  CI.  Th.  Perthes,  Politische  Zustände  und  Personen  in  Deutschland 
zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft.  Bd.  I,  Gotha  1862,  S.  204. 

5)  Perthes  I,  S.  206  und  v.  Heigel  II,  S.  156. 

6)  Ebenda ; Näheres  ferner  bei  W.  Hesse,  Geschichte  der  Stadt  Bonn 
während  der  französischen  Herrschaft  (1792 — 1815).  Bonn  1879,  S.  40  ff. 
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umgestaltet  worden  war^),  den  Bewohnern,  auch  denen,  die  nicht 
den  privilegierten  Ständen  angehörten,  durch  zahlreiche  Kequisi- 
tionen  und  durch  die  Belastung  mit  hohen  Kontributionssummen 
das  traurige  Schicksal  des  Besiegüm  fühlbar  2). 

Uber  zwei  Jahre  währte  das  Elend;  da  fiel  Anfang  1797  ein 
Hoffnungsschimmer  in  dieses  Dunkel,  als  nämlich  das  Pariser 
Direktorium  zum  Oberbefehlshaber  der  am  Eheine  stehenden  Truppen 
und  gleichzeitig  zum  Zivilgouverrieur  der  eroberten  Lande  den 
General  Hoche  ernannte.  Im  Gegensatz  zu  seinen  Vorgängern, 
sowohl  den  Kommissaren  wie  den  Generalen,  deren  schonungsloses 
Vorgehen  die  Zahl  der  Anhänger  Frankreichs  nicht  hatte  ver- 
mehren können,  schlug  dieser  die  Bahnen  einer  versöhnlicheren 
Politik  ein,  um  das  Land  zu  beruhigen  und  dadurch  für  sich  zu 
gewinnen.  Denn  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schwebte  ihm  der 
Gedanke  vor,  am  Rhein  eine  ähnliche  Rolle  zu  spielen,  wie  sie  in 
Oberitalien  der  Begründer  der  zisalpinischen  Republik  sich  aus- 
ersehen hatte.  Bald  nach  seiner  Ernennung,  am  18.  März,  setzte 
er  eine  „Commission  intermediaire*'  ein,  die  von  Bonn  als  Zentral- 
ort aus  geordnete  Verhältnisse  im  Lande  herstellen  sollte,  und 
wenige  Tage  später  machte  er  die  bisher  in  der  Verwaltung  voll- 
zogenen Umänderungen  rückgängig  durch  die  Bestimmung,  dafs 
unter  der  Mittelkommission  als  der  obersten  Behörde  alle  alten 
Regierungskollegien,  die  Beamten,  die  Kriminal-  und  Zivilgerichts- 
höfe sowie  die  Handelsgerichte  ihre  Amtsverrichtungen  wieder  auf- 
zunehmen hätten  ^). 

Die  Mafsregel  Hoches  eröffhete  den  Ausblick  auf  eine  bessere 
Zukunft  und  erweckte  überall  neue  Hoffnungen;  nur  war  das 
Ziel  der  Erwartungen  in  den  verschiedenen  Kreisen  des  Volkes 
verschieden.  Glaubten  die  zahlreichen  Anhänger  des  Alten  den 
Tag  nicht  mehr  fern,  an  dem  die  kurfürstliche  Regierung  zurück- 
kehren werde,  so  sah  ein  anderer,  kleinerer  *)  Teil  der  Einwohner, 


1)  Perthes  I,  S.  208. 

2)  Ebenda,  8.  208 f.;  ferner  J.  Venedey,  Die  deutschen  Kepublikaner 
unter  der  französischen  Republik.  Leipzig  1870,  S.  198. 

3)  Ddf.,  Akten  der  Lande  zwischen  Maas  und  Rhein,  Nr.  1055:  Gedruckte 
Verordnung  Hoches  (ohne  Datum)  des  Inhalts,  dafs  vom  21.  März  an  die  alten 
Behörden  wieder  eingesetzt  werden  sollen. 

4)  Dafs  die  Zisrhenanen  trotz  eifriger  Agitation  den  Anhängern  der  alten 
Herrschaft  gegenüber  in  der  Minderzahl  blieben,  bezeugt  Perthes  I,  S.  259. 
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die  Gegner  der  geistlichen  Regierung,  seine  auf  Gründung  einer 
zisrhenanischen  Republik  abzielenden  Wünsche  der  Erfüllung 
nahe.  Das  Ideal  dieser  „Freiheitsfreunde“  war  ein  selbständiger, 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland  eingeschobener  rheinischer 
Freistaat,  für  ihn  suchten  sie  überall  im  Lande  Anhänger  zu 
werben,  zumal  jetzt,  wo  ihrer  Ansicht  nach  die  Errichtung  der 
Mittelkommission  und  die  Wiederherstellung  der  alten  Behörden 
den  Beweis  dafür  brachte,  dafs  man  in  Paris  keineswegs  eine 
völlige  Annexion  des  linken  Rheinufers  plane.  Sie  wollten  nicht, 
wie  ihre  Gegner  vielfach  behaupteten , die  Einverleibung  der 
Rheinlande  in  die  grofse  französische  Republik  befördern  helfen, 
sondern  eher  im  Gegenteil  diesen  Gebieten  ihre  Unabhängigkeit 
sichern  und  sie  vor  dem  Schicksal,  von  dem  fremden  Staatskörper 
gänzlich  aufgesogen  zu  werden,  bewahren  ^).  So  begegneten  sich 
die  Verteidiger  der  alten  Ordnung  und  die  „Freiheitsfreunde“, 
mochten  ihre  Ziele  und  die  dazu  führenden  Wege  auch  noch  so 
verschiedenartig  sein , schliefslich  doch  in  der  Feindschaft  gegen 
alle  Bestrebungen,  die  den  Rhein  zu  Frankreichs  Grenze  machen 
wollten. 

In  dieser  Zeit  des  neuen  Höffens  regte  sich  auch  die  ständische 
Organisation  des  Kurstaates  noch  einmal,  und  auch  die  Frage  des 
modus  per  totum  kam  wieder  in  Flufs;  freilich,  es  war  nur  ein 
letztes  Aufflackern,  ein  kurzes  Zwischenspiel. 

Der  Obergeneral  hatte  in  demselben  Dekret,  in  dem  er  die 
alten  Behörden  wiederherzustellen  befahl,  auch  die  bisherigen  Kon- 
tributionen für  aufgehoben  erklärt  und  bestimmt,  dafs  die  alten 
Abgaben  wieder  eingeführt  werden  sollten  Das  bewog  die  zu 
Bonn  tagende  Regierung  des  kölnischen  Landes  ")  dazu,  die  im 
Lande  anwesenden  Domkapitulare,  Grafen  und  Ritter  sowie  Ver- 
treter der  vier  Hauptstädte  aufzufordern,  sich  an  den  Beratungen 
über  das  Abgabewesen  zu  beteiligen  ^);  denn  billigerweise  müssen, 
so  eröffnete  die  Regierung  am  30.  März  den  erschienenen  Mit- 

1)  V.  Heij^el  II,  S.  319  f.;  vgl.  ferner  für  die  deutsclie  Tendenz  der  Be- 
wegung J.  Hashagen,  Das  Rheinland  und  die  französische  Herrschaft.  Bei- 
träge zur  Charakteristik  ihres  Gegensatzes.  Bonn  1908,  S.  321  ff. 

2)  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  1055. 

3)  Unter  ihren  Mitgliedern  befand  sich  auch  Fischenich. 

4)  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  1055:  Die  Regierung  an  die  Stadträte  von  An- 
dernach, Neufs,  Bonn,  Ahrweiler,  d.  d.  Bonn  1797  März  24  (Konzept). 
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gliedern  der  alten  Landstände,  bei  der  Verteilung  der  Steuern  die- 
jenigen „personen“  gehört  werden  , „welche  in  vorigen  Zeiten  in 
den  wichtigsten  angelegenheiten  dem  lande  zur  allgemeinen  Zu- 
friedenheit vorgestanden"  haben  i).  Für  die  zweite  Hälfte  des 
Jahres  V wurde  den  Ländern  zwischen  Maas,  Rhein  und  Mosel 
eine  Kontribution  in  der  Gesamthöhe  von  12  000000  livres 
auferlegt,  und  ein  arrete  vom  11.  messidor  (29.  Juni)  wies 
dem  kölnischen  Gebiete  1 751  680  livres  als  Zahlungsanteil  zu; 
583  893  livres  mufsten  in  bar  gezahlt,  für  den  Rest  Lebensmittel 
geliefert  werden  Aber  lange  bevor  noch  die  Höhe  der  kölni- 
schen Quote  endgültig  festgesetzt  worden  war,  beriet  die  Bonner 
Regierung  über  Mafsregeln,  die  bei  der  drohenden  Neubelastung 
im  Interesse  des  schon  genugsam  bedrängten  Landes  zu  treffen 
seien;  sie  erwog  den  Gedanken,  ob  nicht  durch  eine  nach  Paris  zu 
entsendende  Deputation  um  Herabsetzung  der  Kontributionssumme 
nachgesucht  werden  solle.  Zu  diesen  Beratungen  wollte  sie  auch 
die  ehemaligen  Landtagsstädte  hinzugezogen  wissen  und  berief 
daher  deren  Abgeordnete  auf  den  3.  Juni  nach  Bonn,  konnte  sie 
freilich  bald  wieder  nach  Hause  schicken  da  inzwischen  Hoche 
selbst  in  die  Angelegenheit  eingegriffen  hatte.  Nicht  eine  Ver- 
minderung der  Steuersumme  hatte  dieser  dabei  im  Auge,  wohl 
aber  wollte  er  einen  Weg  schaffem,  auf  dem  die  Abgaben  mit 
gröfstmöglicher  Schonung  des  gemeinen  Kontribuenten  eingezogen 
werden  konnten. 

V ie  er  schon  in  den  mehrfach  erwähnten  Bestimmungen 
über  die  Verwaltungsorganisation  die  Abgaben  „ohne  rücksicht 
auf  Privilegien"  „gleichförmig  unter  alle  mitglieder  der  staats- 
gesellschaft " zu  verteilen  befohlen  hatte  Q,  so  bestimmte  er  jetzt, 
dafs  die  kölnische  Geistlichkeit,  deren  Einnahmen  bisher  mit  Be- 
schlag belegt  worden  waren,  wieder  in  den  Genufs  ihrer  Güter 
einzusetzen  sei,  dafür  aber  „dans  la  proportion  de  ses  facultes  et 

1)  Ebenda;  Eegierungsprotokoll  1797  März  30. 

2)  BerioM  des  Geheimrats  Johann  Jakob  Schmitz,  d.  d.  Mergentheim  1797 
Juh  31;  ferner  Bonn.,  fata  Bonnensia,  Bd.  I,  fol.  35b.  Der  Verfasser  dieser 
handschriftlichen  Chronik  ist  nach  P.  C 1 e m e n , Die  Kunstdenkmäler  der  Rhein- 
provinz. Bd.  V (Düsseldorf  1905),  3,  S.  26  Jakob  Müller,  f 1815  [identisch 
mit  Jakob  Müller,  dem  Syndikus  der  Städtekurie  ?J. 

3)  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  121:  Die  Regierung  an  die  Deputierten  vonNeufs, 
Andernach,  Rheinbach,  Meckenheim,  1797  Juni  10  (Konzept). 

4)  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  1055. 
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en  egard  ä la  Situation  des  autres  contribuables"  zu  steuern  habe  ; 
durch  die  Vermehrung  der  Steuerobjekte,  die  mit  der  Belastung 
der  zahlreichen  geistlichen  Güter  eintrat,  sollte  also  der  auf  den 
einzelnen  Kontribuenten  entfallende  Beitrag  herabgemindert  werden. 

Die  von  Hoche  geforderte  Gleichmäfsigkeit  in  der  Lasten- 
verteilung mufste  die  Erinnerung  wecken  an  jene  Kämpfe,  die  vor 
der  Franzosenherrschaft  auf  den  kurkölnischen  Landtagen  geführt 
worden  waren,  in  denen  der  modus  per  totum,  der  Grundsatz, 
dafs  die  geistlichen  Güter  in  der  Besteuerung  vor  denen  des  ge- 
meinen Mannes  keinen  Vorzug  geniefsen  dürften,  so  oft  im  vierten 


Kollegium  seinen  Verteidiger  gefunden  hatte.  Von  städtischer  Seite 
wurde  die  Verordnung  denn  auch  freudig  begrüfst,  und  der  alte 
Gedanke,  dem  sie  neues  Leben  gegeben  hatte,  wieder  aufgegriffen. 

Die  führende  Rolle  lag  wie  früher  auf  den  Landtagen,  so 
auch  jetzt  wieder  bei  den  Städten  Andernach,  Neufs,  Bonn  und 
Ahrweiler.  Für  die  Verhandlungen  mit  der  Regierung  hatten  diese 
einen  gemeinsamen  Geschäftsträger  gewählt  in  der  Person  des 
Geheimrates  Johann  Jakob  Schmitz  -),  der  an  der  kurfürstlichen 
Universität  eine  Professur  für  Staatsrecht  bekleidet  hatte  •’)  und 
jetzt  selbst  der  Regierung  als  Mitglied  angehörte. 

Schmitz  trat  nun  bei  den  weiteren  Beratungen  der  Behörde 
über  die  Not  des  Landes  und  die  Mittel,  ihr  zu  steuern,  mit  einem 
Antrag  hervor,  der  an  Hoches  Verordnung  vom  16.  prairial  an- 
knüpfte;  offenbar  im  Einverständnis  mit  seinen  Klienten  schlug 
er  dem  Regierungskollegium  vor,  „clerum  et  populum  zu  ver- 
einigen" ^).  Was  er  darunter  verstanden  wissen  wollte,  legte  er 
am  2.  Juli  in  einem  ausführlichen  Pro  Memoria  dar.  Dem  Bürger- 
und Bauernstand  sind,  führte  er  aus,  in  den  letzten  Jahren  so 
viel  Lasten  aufgebürdet  worden,  dafs  er  neue  Leistungen  in  Geld 
oder  Naturalien  nicht  übernehmen  kann,  ohne  sich  an  den  Rand 
des  Verderbens  zu  bringen;  ebenso  haben  auch  die  Geistlichen 
durch  die  Kriegsereignisse  sehr  schwer  gelitten,  und  doch  mufs 
dem  ganzen  Lande  an  ihrer  Erhaltung  unendlich  viel  gelegen  sein, 
denn  „als  bürger  sind  sie  kein  abgesonderter  stand,  der  sich  über 

1)  Gedruckte  Verordnung  Hoches,  d.  d.  Bonn  V,  prairial  16  (=  1797 
Juni  4)  bei  Regierungsprotokoll  1797  Juni  6:  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  2129. 

2)  Hesse,  S.  148.  3)  Hofkalender  1793,  S.  121. 

4)  Maas-Rhein-Akten,  Nr.  2130:  Regierungsprotokoll  1797  Juli  2;  Vor- 
trag des  Geheimrats  Schmitz  1797  Juli  2. 
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das  wohl  oder  wehe  des  landes  gleichgiltig  Zeichen  (!j  mag; 
sie  sind  eingebohrne  wie  wir,  . . . von  bürgerlichem  stof  und 
denkungsart  . . Die  Existenz  des  einen  wie  des  anderen  Standes 
ist  bedroht;  alle  Gefahr  läfst  sich  aber  beseitigen,  wenn  der  Klerus 
für  die  Städte  und  diese  für  den  Klerus  eintreten,  wenn  beide 
sich  auf  der  Grundlage  gemeinsamer  Interessen  vereinigen.  Der 
Klerus  soll  dem  gemeinen  Mann  die  Kriegslasten  tragen  helfen, 
dafür  wird  ihm  von  städtischer  Seite  die  Erfüllung  eines  lang- 
gehegten Wunsches  zugesichert.  Verpflichtet  sich  die  Geistlichkeit, 
bei  allen  ordentlichen  und  auf serord entliehen  Landeslasten  nach 
Mafsgabe  ihrer  Güter  zu  steuern,  im  selben  Verhältnis  für  die 
Abtragung  der  Landesschulden  Geld  zu  zahlen,  und  unterstützt 
sie  ein  Unternehmen,  das  für  die  genaue  Feststellung  des  Gesarat- 
grundvermögens  im  Kölnischen  unerläfslich  ist,  nämlich  eine  Ka- 
tasterrektifikation, so  räumt  ihr  dafür  die  vierte  Kurie  . .in  allen 
landständischen  angelegenheiten  ohne  ausnahme  in  ihrem  städtischen 
collegio  raitsprache,  sitz  und  stimme  . . ein  ^). 

Die  Städte  hatten  also,  seitdem  vor  nunmehr  fast  drei  Jahren 
die  Frage  des  modus  per  totum  zuletzt  aufgerollt  worden  war, 
ihre  Forderungen  keineswegs  gesteigert,  und  eine  revolutionäre 
Sprache  führen  auch  jetzt,  wo  sie  mit  der  französischen  Republik 
in  unmittelbare  Berührung  gekommen  waren,  noch  nicht  gelernt. 
Der  Antrag  als  solcher  hätte  genau  so  gut  auf  einem  der  Land- 
tage gestellt  werden  können;  abgesehen  von  den  Anspielungen  auf 
die  Kriegsereignisse  und  die  Mafsnahmen  des  Generals  Hoche  er- 
innert in  Form  und  Inhalt  nichts  daran,  dafs  zwischen  ihm  und 
den  Angriffen  gegen  die  geistliche  Steuerfreiheit,  die  unter  dem 
kurfürstlichen  Regiment  seitens  der  Städte  erfolgt  waren,  ein  Zeit- 
raum von  mehreren  Jahren  liegt.  Der  Gedanke,  dafs  dem  Klerus 
für  die  Aufgabe  seiner  Sonderstellung  in  der  Steuer  als  Ersatz 
Sitz  und  Stimme  auf  dem  Landtag  einzuräumen  sei,  war,  wie  wir 
schon  darzustellen  hatten,  nicht  neu  ^),  und  hatte  auch  vor  der 
französischen  Zeit  bereits  die  Billigung  des  Städtekollegiums  ge- 
funden; nur  war  es  dabei  geblieben,  dafs  die  vierte  Kurie  immer 
erklärte,  sie  werde,  wenn  die  Geistlichkeit  sich  ihrer  Steuerfreiheit 

1)  Vortrag  des  Geheimrats  Schmitz  1797  Juli  2,  ferner  Eingabe  des  Stiftes 
St.  Gereon  an  den  Kurfürsten,  praesentatum  Mergentheim  1797  Juli  20. 

2)  Vgl.  z.  B.  III,  B,  90,  Joseph  Graf  zu  Zeyl- Wurzach  an  den  Staats- 
minister V,  Waldenfels,  d.  d.  Köln  1793  Mitrz  13  und  Flugschrift  1793,  S.  190  ff. 
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begebe,  sich  zur  Bewilligung  der  Landstandschaft  bereit  finden 
lassen  ');  freiwillig  angeboten  hatten  die  Städte  diesen  Entgelt 
damals  nicht. 

Der  Vorschlag  des  städtischen  Geschäftsträgers  fand  die  Bil- 
ligung der  Regierung  des  kölnischen  Landes.  Noch  am  selben 
Tage  beauftragte  sie  ihn,  seiner  Bitte  entsprechend,  damit,  die 
nötigen  Verhandlungen  zwischen  den  Städten  und  dem  Klerus 
einzuleiten,  und  in  drei  Tagen  das  Geschäft  zum  Abschlufs  zu 
bringen  ^).  So  schnell  freilich  kam  die  Union  nicht  zustande, 
immerhin  aber  nahm  das  Geschäft  einen  im  Vergleich  mit  den 
früheren  Verhandlungen  überraschend  schnellen  Fortgang. 

Schon  am  4.  Juli  trat  sowohl  der  clerus  intraneus  wie  der 
extraneus  in  Köln  zur  Beratung  zusammen,  und  alsbald  erklärten 
sich  beide  corpora  bereit,  unter  billigen  Bedingungen  wegen  des 
modus  per  totum  in  Unterhandlungen  einzutreten.  So  konnte  Schmitz 
am  Tage  darauf  die  Vorzüge  einer  Union  in  einem  ausführlichen 
Vortrag  darlegen,  der  zugleich  den  Zweck  haben  sollte,  allen  etwa 
vorhandenen  Gegenbestrebungen  mit  „wahrer  teutschheit“  zu  be- 
gegnen. Bei  der  Begründung  seines  Antrags  erwies  sich  Schmitz, 
ebenso  wie  1790  das  Städtekollegium,  als  Anhänger  der  „Aequi- 
valenztheorie“  ^).  „Wir  geniesen  alle  in  gleicher  mafse,  jeder  nach 
seinem  fafsungsvermögen,  die  vortheile  der  bürgerlichen  gesellschaft, 
warum  sollen  wir  nicht  auch  in  gleicher  mafse  die  lasten  tragen?“ 
Sich  über  die  Verteilung  der  Abgaben  zu  streiten,  sei  aber  gerade 
jetzt  umso  verderblicher,  als  die  Selbständigkeit  des  Landes  von 
der  Politik  Frankreichs  abhänge,  und  man  einem  so  mächtigen 
Nachbarn  nicht  durch  Zwistigkeiten  Gelegenheit  zum  Eingreifen 
in  die  innere  Ordnung  des  Staates  geben  dürfe.  Zudem  könne 
der  Klerus  durch  Annahme  des  modus  per  totum  und  Einwilligung 
in  den  Vergleich  all  den  Anfeindungen,  denen  er  in  jetzigen 
Zeiten  vielfach  ausgesetzt  sei,  mit  einem  Schlage  ein  Ende  machen : 
„Im  Trierischen  ist  der  clerus  bei  weitem  angenehmer  als  im 
Kölnischen,  weil  er  da  beiträgt!“  Voll  Zuversicht  glaubte  er  ver- 
sichern zu  können,  dafs  der  Kurfürst  und  das  Domkapitel  dem 
Vergleich  ihre  Zustimmung  nicht  versagen  würden,  und  „dem 
adel,  wenn  er  als  adel  zurückkommen  sollte,  machen  wir  ...  eine 


1)  So  st.  L.  Pr.  1794  März  2. 

2)  Maas- Rhein- Akten  Nr.  2130:  Eegierungsprotokoll  1797  Juli  2. 

3)  Vgl.  st.  L.  Pr.  1790  Februar  22  (oben  S.  7). 
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solche  rechnung,  dafs  er  aufhören  mufs,  freiherr  zu  sein,  wenn  er 
bürger  sein  will“\).  Mit  diesen  Worten,  die  zum  ersten  Male 
an  das  Vorhandensein  radikaler  Tendenzen  gemahnen,  die  aber 
deswegen  einer  Körperschaft  gegenüber,  welche  manchen  Adligen 
in  sich  schlofs,  wenig  angebracht  waren,  beendete  er  seine  Aus- 
führungen. Er  hatte  nicht  vergeblich  gesprochen. 

Denn  im  Kollegium  des  clerus  extraneus  fanden  sich  keine, 
und  im  intraneus  nur  wenige  Mitglieder,  die  aus  prinzipiellen 
Gründen  von  einer  Union  abrieten  Als  dann  (am  8.  Juli)  die 
Deputierten  der  Landtagsstädte  -),  die  sich  inzwischen  gleichfalls 
eingefunden  hatten,  nähere  Vereinigungs Vorschläge  übergaben,  da 
antwortete  die  Mehrzahl  der  geistlichen  Abgeordneten  damit,  dafs 
sie  auf  das  Angebot  der  Landstandschaft  eingingen  und  dafür  den 
modus  per  totum,  wie  ihn  Geheimrat  Schmitz  vorgeschlagen  hatte, 
anzunehmen  versprachen  •*). 

So  war  denn  der  Kampf  der  vierten  Kurie  doch  nicht  ganz  ver- 
geblich gewesen.  Hatte  sie  auch  von  ihren  Mitständen  keinen 
zum  dauernden  Verzicht  auf  die  Steuerprivilegien  bewegen 
können  — , bei  der  grofsen,  aufsorhalb  des  Landtags  stehenden 
Körperschaft,  die  als  die  reichste  (Gutsbesitzerin  im  Lande  durch 
den  städtischen  Antrag  auf  den  modus  per  totum  mit  am  stärksten 
betroffen  wurde,  und  aus  deren  Reihen  heraus  zur  Zeit  des  alten 
Kurstaates  so  schroffe  Gegenerklärungen  erfolgt  waren  ^),  hatte 
die  anfangs  nur  von  wenigen  vertretene  Anschauung  dafs  gegen 
günstige  Bedingungen  die  neue  Steuereinrichtung  anzunehmen  sei, 
immer  mehr  Anhänger  gewonnen.  Sieben  Jahre  nach  Eröffnung 
der  städtischen  Angriffe  schlofs  sich  der  gröfste  Teil  des  clerus  in- 
traneus et  extraneus,  unter  dem  Vorbehalt,  dafs  er  zu  den  land- 

1)  Vortrag  des  Geheimrats  Schmitz  1797  Juli  5. 

2)  Ob  alle  Landtagsstädte  vertreten  waren , läfst  sich  nicht  genau  er- 
mitteln. Eine  Eingabe  aus  den  Kreisen  der  Vorderstände  an  den  Kurfürsten 
(praesentatum  September  15)  spricht  nur  von  den  „deputirten  einiger  Städten“; 
aus  Unterschriften  usw.  bestimmt  nachweisbar  sind  lediglich  Abgeordnete  der 
Städte:  Andernach,  Neufs,  Bonn,  Ahrweiler,  Kempen,  Rheinberg,  Ürdingen,  Linn, 
Meckenheim,  Zülpich,  Rhense  und  Zons. 

3)  Bericht  des  Geheimrats  Schmitz  1797  Juli  31  und  fata  Bonnensia  I, 
fol.  35  b. 

4)  Vgl.  die  beiden  Denkschriften  des  clerus  intraneus  von  1793. 

5)  III,  B,  90:  Joseph  Graf  zu  Zeyl-Wurzach  an  den  Stastsminister  v.  Walden- 
fels  1793  März  13. 
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ständischen  Beratungen  hinzugezogen  werde,  den  Städten  an,  und 
es  konnte  die  Bedeutung  dieses  Erfolges  nicht  herabmindern,  wenn 
( bei  verschiedenen  Nebenfragen  die  Städteversammlung  und  die 
einem  Vergleich  günstig  gesinnte  Mehrheit  des  Klerus  sich  vor- 
läufig noch  nicht  einig  waren. 

Zunächst  gingen  die  Meinungen  darüber  auseinander,  in  welcher 
Form  der  Klerus  in  Zukunft  auf  den  Landtagen  vertreten  sein 
solle.  In  der  städtischen  Punktation  vom  8.  Juli  war  vorgeschlagen 
worden,  Städte  und  Klerus  bilden  ein  und  denselben  Gesamtstand, 
i das  Votum  dieser  erweiterten  vierten  Kurie  üben  zur  Hälfte  die 


Abgeordneten  der  Landtagsstädte,  zur  anderen  Hälfte  Deputierte 
der  Geistlichkeit  in  noch  zu  bestimmender  Anzahl  aus;  für  den 
Fall,  dafs  die  Beratungen  beider  zu  verschiedenen  Ergebnissen 
führen , und  auf  der  geistlichen  Bank  die  Mehrheit  der  Stimmen 
gegen  die  „majora“  der  städtischen  Bank  ausfallt,  sollen  diese 
„paria  so  viel  als  ein  gemeinsames  votum  negativum  gegen  die 
vordem  stände  gelten  . . .“  ^). 

Im  Gegensatz  aber  zu  diesem  immerhin  ungewöhnlichen  Plan 
einer  Umgestaltung  des  vierten  Landtagskollegiums  beanspruchte 
die  Geistlichkeit  für  sich  mehr  als  ein  halbes  Votum;  auch  sie 
wollte,  um  den  anderen  Ständen  nicht  nachzustehen,  ihr  eigenes 
„Votum  virile“  abgeben  -)  und  forderte,  wie  der  Verfasser  der  Flug- 
schrift von  1793  ^),  eine  besondere,  fünfte  Kurie.  Und  gleichfalls 
in  Übereinstimmung  mit  jener  Schrift  ^),  folgerte  sie  weiter : W erden 
die  geistlichen  Güter  von  jetzt  ab  gegen  Zusicherung  der  Land- 
standschaft mit  der  ganzen  Steuerlast  belegt,  dann  müssen  natur- 
gemäfs  alle  bisherigen  Leistungen,  wie  die  dona  gratuita  bei  be- 
sonderen Anlässen,  die  Beiträge  für  die  Bonner  Universität  und 
die  quarta  colonica  der  Halbwinner  auf  hören,  und  es  ist  nicht 

mehr  als  billig,  dafs  auch  die  anderen  Stände  den  vollen  Steuer- 
anschlag entrichten  ^). 

In  letzterem  Punkte  vertrat  sie  dieselbe  Anschauung  wie  die 
Städteversammlung;  hatte  diese  doch  die  Bestimmung  vorgesehen, 
dafs  in  Fällen,  wo  es  sich  um  eine  Belastung  des  Landes  handele, 
Einstimmigkeit  oder  Stimmenmehrheit  der  Vorder-Stände  nichts 

1)  Punktation  der  Städte  1797  Juli  8. 

2)  Eingabe  des  Stiftes  St.  Gereon  an  den  Kurfürsten,  praesentatum  1797 
Juli  20. 

3)  S.  190  ff.  4)  S.  185ff.  5)  Vgl.  2.  Kap.  II,  2,  a,  ß.  6)  = Anm.  2. 
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entscheiden  könne,  und  versprochen,  sich  zusammen  mit  dem  Klerus 
für  die  exemptionslose  Besteuerung  auch  der  anderen  Güterbesitzer 
verwenden  zu  wollen  i).  Die  Notw<;ndigkeit  einer  Beseitigung  der 
bisherigen  besonderen  Beiträge  der  Geistlichkeit  war  freilich  in 
der  städtischen  Punktation  nicht  in  Betracht  gezogen  worden. 

Aber  alle  Meinungsverschiedenheiten  konnten  das  Zustande- 
kommen der  Union  nicht  in  Frage  stellen,  zumal  die  Städte  bald 
schon  die  Erklärung  abgaben,  es  gelte  ihnen  gleich,  wie  die  geist- 
liche Landstandschaft  beschaffen  sein  werde  -).  Verzögerungen 
liefsen  sich  allerdings  nicht  vermeiden,  und  diese  mehrten  sich 
noch,  als  die  „getreuen“  des  Domkapitels  und  des  Adels  den 
Unterhandlungen  ihre  Aufmerksamkeit  zuwandten  und  den  Ab- 
schlufs  des  Vergleichs  durch  „kabalen“  zu  hintertreiben  suchten 
Unerwartet  tauchte  der  Vorschlag  auf,  es  müsse  erst  durch  Um- 
frage unter  den  Mitgliedern  des  Klerus  festgestellt  werden,  wieviel 
Stimmen  sich  für  ein  halbes  Votum,  wieviel  sich  für  ein  beson- 
deres Kollegium  aussprechen  würden,  und  die  Gegner  der  Union 
innerhalb  des  intraneus  — es  waren  dies  die  Stifter  St.  Gereon, 
St.  Aposteln,  St.  Kunibert,  St.  Georg,  St.  Ursula,  St.  Cäcilia  und 
das  Mariengredenstift  — liefsen  sich  in  ihrer  Haltung  nur  noch 
bestärken.  Ja,  sie  blieben  dabei,  obwohl  der  „unvergleichliche“ 
clerus  extraneus  in  einer  Kongregation  vorn  13.  Juli  auf  möglichst 
baldigen  Abschlufs  des  Vergleichs  drang.  Voller  Bedenklichkeiten, 
wollten  sie,  ehe  irgendein  entscheidender  Schritt  getan  werde,  des 
Kurfürsten  Stellung  zu  der  ganzen  Bewegung  kennen  lernen  und 
sandten  daher  zwei  Deputierte  an  den  Deutschmeistersitz  Mergent- 
heim, wo  Max  Franz  seit  Dezember  1794  seine  Residenz  auf- 
geschlagen hatte  5),  so  dafs  nunmehr  auch  die  Städte  sich  genötigt 
sahen,  durch  einige  Abgeordnete  dort  vorstellig  zu  werden  und  für 
die  Vereinigung  um  die  landesherrliche  Zustimmung  nachzusuchen  *’). 

Ein  entscheidendes  Eingreifen  des  Kurfürsten  zugunsten  des 


1)  Punktation  der  Städte  1797  Juli  8. 

2)  Städtisches  Pro  Memoria  1797  Juli  9. 

3)  Geheimrat  Schmitz  an  die  Regierung  des  kölnischen  Landes  1797  Juli  11. 

4)  Eingabe  des  Stiftes  St.  Gereon  an  den  Kurfürsten,  praesentatum  1797 
Juli  20. 

5)  Hüffer  in  der  Allgemeinen  Deutschen  Biographie,  Bd.  XXI,  S.  64. 

6)  Bericht  des  Geheimrats  Schmitz  1797  Juli  31,  ferner  Eingabe 
St.  Gereon,  praes.  1797  Juli  20. 


von 
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einen  oder  des  andern  Teils  erfolgte  daraufhin  jedoch  nicht, 
wäre  aber  auch  nicht  notwendig  gewesen,  da  sich  in  Köln  alle 
bis  zur  Stunde  dem  Gelingen  der  Unionsbestrebungen  entgegen- 
stehenden Hindernisse  nunmehr  aus  dem  Wege  räumen  liefsen. 
Zunächst  erfolgte  eine  Erklärung  der  Städte  Versammlung  ^),  die 
alle  wesentlichen  Forderungen  des  Klerus  bewilligte  und  obendrein 
noch  die  Versicherung  enthielt,  dafs  nur  die  Beseitigung  der  Un- 
gleichheiten im  Steuerwesen,  also  das  Wohl  des  Landes  der  Zweck 
der  Union  sei,  dagegen  alle  sonstigen  geistlichen  Freiheiten  und 
Immunitäten  unangetastet  bleiben  sollten. 

Nicht  umsonst  waren  die  Städte  der  Klerikerversammlung  so 
weit  entgegengekommen.  So  eifrig  wurde  hier  auf  Beendigung 
des  Vergleichsgeschäftes  hingearbeitet,  dafs  die  dissen tierenden 
Stifter  und  Klöster  mehr  über  die  Zudringlichkeit  der  übrigen 
Geistlichen  als  über  die  des  Städtekollegiums  zu  klagen  hatten  -). 
Schliefslich  gaben  sie  denn  auch  ihren  Widerstand  auf,  und  als 
daraufhin  Klerus  und  Städte  — von  der  Geistlichkeit  waren  nur 
die  im  Preufsischen  gelegenen  Klöster  und  Stifter  nicht  zu  den 
Kölner  Verhandlungen  hinzugezogen  worden  — über  die  ein- 
zelnen Artikel  des  Vergleichs  unterhandelten,  da  endeten  die  Be- 
ratungen damit,  dafs  eine  Urkunde,  die  unter  dem  Datum  des 
2.  September  den  nunmehr  vollzogenen  Abschlufs  der  Union  be- 
stätigte und  die  dabei  aufgestellten  Bedingungen  verzeichnete, 
einstimmig,  vom  clerus  in-  et  extraneus  wie  von  allen  Städten, 
auch  denen,  die  anfangs  nicht  hatten  beitreten  wollen  ^),  genehmigt 
wurde 

Zunächst  wurde  darin  der  Umfang  der  neuen  Leistungen 
festgesetzt,  die  die  Geistlichkeit  in  Zukunft  auf  sich  nehmen  wird. 
Mit  Verzicht  auf  irgendeine  Ausnahmestellung  im  Abgabewesen, 
verpflichtet  sie  sich  für  alle  Zeiten,  zu  allen  Landsteuern,  welcher 
Art  sie  immer  sein  mögen,  von  ihren  liegenden  Gründen  und  ihren 
Gebäuden  den  Beitrag  per  totum  zu  zahlen ; nur  die  Kirchengebäude, 

1)  „Nähere  bestimmungen “ zu  den  Hauptartikeln  des  Vergleichs,  undatiert. 

2)  Votum  des  Domkapitularen  Gramer  v.  Clauspruch  (undatiert,  anzusetzen 
nach  1797  Oktober  14),  § 6. 

3)  Ebenda,  § 1. 

4)  Gutachten  eines  Referenten  aus  des  Kurfürsten  Umgebung  (undatiert, 
anzusetzen  nach  1797  Oktober  16). 

5)  Vortrag  des  Hofratsdirektors  Hörster  (undatiert,  anzusetzen  zwischen 
1797  September  29  und  Oktober  16). 
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die  Pastoral-  und  Benefizialwohnungen  wie  die  Stifts-  und  Kloster- 
baulichkeiten  mit  den  zugehörigen  Gärten  geniefsen  Steuerfreiheit. 
Die  Geistlichkeit  wird  gleichfalls  für  die  Abtragung  der  alten 
Landesschulden  und  der  Kapitalien,  die  wegen  der  jetzigen  Kriegs- 
wirren haben  aufgenommen  werden  müssen,  eintreten,  sie  wird  die 
Kosten  für  die  so  notwendige  Neuausmessung  des  Landes  und  die 
Katasterrektifikation  mittragen  und,  wenn  feindliche  Truppen  das 
Stift  besetzen,  ihr  Vermögen  im  selben  Verhältnis  wie  das  der 
übrigen  Landeseinwohner  mit  Kriegskontributionen  belasten  lassen  ^). 

Zwar  nicht  ausdrücklich  betont,  aber  stillschweigend  voraus- 
gesetzt wurde,  dafs  sämtliche  im  Lande  gelegenen  Güter,  also  auch 
die  der  anderen  bisher  befreiten  Stände  sich  dem  modus  per  totum 
zu  unterwerfen  hätten  -). 

Zahlt  nun  der  Klerus  die  danach  auf  seine  Liegenschaften 
entfallenden  Steuerquoten,  so  zieht  das  die  Aufhebung  aller  übrigen 
Abgaben  nach  sich,  und  die  Städte  werden  die  Vereinigung  als 
nicht  geschehen  betrachten,  wenn  weiterhin  noch  dona  gratuita 
eingezogen,  die  quarta  colonica  der  geistlichen  Halbwinner  nebst 
den  Beiträgen  zur  Bonner  Hochschule  erhoben  und , was  hier 
zum  ersten  Male  erwähnt  wird,  von  den  im  Besitze  des  Klerus 
befindlichen  adligen  Gütern  ßittersimpeln  gefordert  würden 

Vor  allem  aber  erscheint  als  conditio  seine  qua  non,  dafs  die 
Geistlichkeit  künftig  in  irgendeiner  I'orm  auf  den  Landtagen  ihre 
Meinung  geltend  machen  könne.  Städtischerseits  erklärte  man 
sich  mit  der  Bildung  eines  fünften  ständischen  Kollegiums  umso 
mehr  einverstanden,  als  schon  der  Kurfürst  vor  mehreren  Jahren 
dem  Klerus,  falls  er  von  seinen  Gütern  den  vollen  Simpelsbeitrag 
entrichten  werde,  ein  Votum  virile  auf  den  Landtagen  zugesichert 
und  1794  eine  Teilnahme  geistlicher  Deputierter  an  den  Beratungen 
der  Kriegskommission  gewünscht  habe  ^). 

1)  Vergleichsurkunde  1797  September  2,  Punkt  1 — 5. 

2)  Das  ergibt  sich  besonders  aus  der  ]’’assung  von  Punkt  1. 

3)  Die  Einhebung  dieser  Beiträge  war  von  der  Kegierung  durch  Zirkular 
vom  4.  August  befohlen  worden.  Maas  - Rhein  - Akten , Nr.  2131:  Regierungs- 
protokoll 1797  August  4. 

4)  Für  das  Gehalt  ihres  Syndikus  und  andere  Privatausgaben  schrieb  die 
dritte  Kurie  von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  ritterschaftlichen  Besitzungen  einige  „Ritter- 
simpeln“ aus,  vgl.  Walter,  S.  191. 

5)  Vergleichsurkunde,  Punkt  6. 

6)  Vgl.  3.  Kapitel  I,  2.  7)  Vergleichsurkunde,  Punkt  7. 
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Allein  auch  die  Möglichkeit,  dafs  aus  irgendeinem  Grunde 
die  volle  Landstandschaft  nicht  zustande  kommen  könne,  war  vor- 
gesehen worden.  In  diesem  Falle  sollte  die  Geistlichkeit  wenig- 
stens, gemäfs  dem  Vorschlag  des  Geheimrats  Schmitz,  einen  An- 
teil an  der  städtischen  Stimme  erhalten,  und  zwar  sollte  jeder  Stand 
zunächst  für  sich,  mit  einem  eigenen  Syndikus  und  in  einem  be- 
sonderen Sitzungssaale,  tagen  und  dann  zusammen  mit  dem  anderen 
in  einem  gemeinsamen  Beratungszimmer  über  die  Abgabe  der  Gesamt- 
stimine verhandeln,  wobei  der  Klerus  ebenso  wie  bei  gemeinsamen 
Konferenzen  aller  Stände  den  Vorrang  vor  den  Städten  zu  be- 
anspruchen habe.  Läfst  sich  eine  Einigung  nicht  herbeiführen, 
dann  tritt  da,  wo  es  auf  eine  sofortige  bestimmte  Entschliefsung 
ankommt,  Entscheidung  durch  das  Los  ein.  Bei  Geldbewilligungen 
gibt  für  die  Haltung  der  Gesamtkurie  der  Stand  den  Ausschlag, 
der  sich  „per  majora“  für  die  kleinere  Summe  ausspricht,  und 
Anträge,  die  vom  Domkapitel,  den  Grafen  und  den  Rittern  ausgehen, 
haben,  falls  Stimmenmehrheit  auf  der  einen  Bank  gegen  Stimmen- 
mehrheit auf  der  andern  steht,  als  vom  Gesamtstand  abgelehnt 

zu  gelten. 

Ehe  aber  die  neuen  Bestimmungen  in  Kraft  treten,  mufs  der 
Kurfürst  von  der  Union  in  Kenntnis  gesetzt  und  seine  Genehmigung 

eingeholt  werden  ^). 

Dem  entsprachen  die  Städte  dadurch,  dafs  sie  gegen  Ende 
des  Monats,  am  29.  September,  in  Mergentheim  bei  Max  Franz 
um  die  Bestätigung  des  Vergleichs  nachsuchten  -),  und  nicht  minder 
ernst  nahm  es  der  Klerus  mit  den  Abmachungen:  Die  Kapitels- 
versammlung von  St.  Gereon  tat  jetzt  Schritte  zur  Bekämpfung 
der  Unionsgegner,  zu  denen  sie  bis  vor  kurzem  selbst  noch  ge- 
hört hatte;  sie  schlofs  alle  Domkapitulare,  die  beim  Kollegiatstift 

präbendiert  waren,  aus  ^). 

Das  Abschwenken  der  Stifts-  und  Klostergeistlichkeit  fand 
beim  Domkapitel,  beim  Grafen-  und  beim  Ritterstand  keine 
Nachahmung,  vielmehr  setzte  bei  diesen  bald  nach  Beginn  der 
Vergleichsunterhandlungen  eine  Bewegung  ein,  die  das  Zustande- 
kommen der  Union  möglichst  zu  verhindern  suchte. 


1)  Vergleichsurkunde  1797  September  2,  Punkt  8—11. 

2)  Vortrag  dcß  Hofratsdiroktors  HÖrstor. 

3)  Votum  des  Domkapitularen  Gramer  von  Clauspruch,  § 18. 
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Dies  schlofs  natürlich  nicht  aus,  dafs  auch  jetzt  wieder  inner- 
halb der  alten  privilegierten  Stände  gelegentlich  Stimmen  zugunsten 
der  neuen  Einrichtung  laut  wurden.  Ausdrücklich  bezeugt  wird 
uns  dies  freilich  nur  für  das  Domkapitel.  So  setzte  sich  in  Arns- 
berg, w’ohin  sich  eine  gröfsere  Zahl  von  Kapitularen  geflüchtet 
hatte,  der  Priesterkanoniker  Peter  Joseph  Gramer  von  Clauspruch 
durch  seine  entschieden  städtefreundliche  Gesinnung  in  schroffen 
Gegensatz  zu  seinen  übrigen  anwesenden  Kapitelsgenossen;  es 
kennzeichnet  seine  schwierige  Lage,  wenn  er  in  einem  Briefe  er- 
wähnt, dafs  bei  allen  Beratungen  „unser  herr  domdechandt,  welcher 
kaum  lesen  und  schreiben  kan,  gar  unhöflich  seine  waidsprüche 
über  das  , alles  beim  alten  lafsen  etc.‘  anzubringen  pflegt“  ^). 
Zu  seiner  Rechtfertigung  entwickelte  Clauspruch  seine  Gedanken 
über  den  modus  per  totum  und  die  Vereinigung  des  Klerus  mit 
den  Städten  in  einer  längeren  schriftlichen  Darlegung  -). 

Danach  mufste  er  allerdings  denen,  die  in  blindem  Fanatismus 
den  Standpunkt  verteidigten,  dafs  auf  allen  Gebieten  die  alte 
Ordnung  bestehen  bleiben,  und  jede  Abänderung  unbesehen  als 
staats  verderblich  verworfen  werden  müsse,  wie  ein  gefährlicher 
Neuerer  erscheinen.  Denn  er  war  von  der  Berechtigung  der 
Steuerexemptionen  nicht  entfernt  so  sehr  überzeugt  wie  die  meisten 
anderen  Domkapitularen  (§  2l),  vielmehr  hatte  er  sich  mit  dem 
Gedanken,  dafs  . . . „endlich  doch  das  ganze  gebäude  geistlicher 
Steuerfreiheit  zusammenstürtzen  ...  werde“  (§  26),  völlig  vertraut 
gemacht.  Er  konnte  denn  auch  in  der  ganzen  Bewegung  zugunsten 
eines  besseren  Steuersystems  nicht  ein  revolutionäres,  auf  Umsturz 
der  Gesellschaftsordnung  und  Vernichtung  der  Geistlichkeit  ab- 
zielendes Unternehmen  erblicken;  den  Vorwurf,  die  Städte  hätten 
den  Klerus  eingeschüchtert  und  nur  so  ihn  zum  Abschlufs  des 
Vergleichs  bewogen,  weist  er  ausdrüc.klich  zurück  (§  8),  für  ihn 
ist  die  Bewegung  das  Ergebnis  einer  langen  Entwicklung,  die 
ihren  Ursprung  im  Volke,  besonders  auch  in  der  Ackerbau  trei- 
benden Bevölkerung  genommen  und  durch  den  Einflufs  neuerer 
staatsrechtlicher  Schriften  mehr  und  mehr  an  Stärke  gewonnen 
habe  (§  2).  So  hat  das  Städtekollegium  lediglich  in  öffentlichem 

1)  Gramer  voa  Clauspruch  an  ?,  d.  d.  Arnsberg  1797  November  16. 

2)  Votum  Clauspruchs  (Anlage  zu  dem  in  Anm.  1 genannten  Brief). 

3)  Über  die  von  Clauspruch  angeführten  Schriften  vgl.  5.  Kapitel  I,  1. 


55 


^ Interesse,  nicht  aus  „gehäfsigkeit“  1790  auf  dem  Landtag  „als 
Stellvertreter  des  landmanus“  (§  7)  die  brennende  Frage  zur 

I Sprache  gebracht,  und  ist  mit  Recht  auch  in  der  Folge  dafür 
eingetreten,  da  der  kölnische  Landmann,  wie  Clauspruch  1794  als 
Landtagsdeputierter  selbst  beobachtet  haben  will,  der  neuen  Ein- 
richtung immer  mehr  Sympathien  entgegenbrachte ; zumal,  seitdem 
1793  eine  aus  domkapitularischen  Kreisen  stammende  Flugschritt  ’) 
gleichfalls  die  Annahme  des  modus  per  totum  befürwortete  (§§  2,  3). 
Eine  solche  tief  im  Volke  wurzelnde  Bewegung  eindämmen,  die  Union 
umstofsen  wollen,  hiefse  höchst  unklug  handeln : Nach  Clauspruchs 
Ansicht  empfiehlt  es  sich  ebenso  für  den  Politiker  wie  für  die  An- 
hänger der  ständischen  Organisation  im  Staate,  sie  zu  begünstigen. 

Die  Landstände  sollen  für  das  Beste  des  Landes  sorgen  und 
eine  allzu  hohe  Belastung  desselben  mit  Steuern  verhüten.  Wie  aber 
kann  dies  besser  geschehen  als  dadurch,  dafs  auch  dem  Klerus  die 
Landstandschaft  zugebilligt  und  so  dem  Regenten  eine  neue  „fessel“ 
angelegt  wird?  So  würde  die  Union  einmal  eine  Vergröfserung 
der  ständischen  Macht  zur  Folge  haben  (§§  15,  17);  aber  mehr 
noch.  Tritt  von  jetzt  ab  der  modus  per  totum  an  die  Stelle  des 
bisherigen  ungleichen  Fufses,  so  wird  dem  gemeinen  Mann  ein 
langgehegter  W^unsch  ertüllt;  daher  wird  ihn  eine  Bestätigung 
des  Vergleichs  in  dem  Glauben  bestärken,  dafs  die  kurfürstliche 
Regierung  nur  sein  Bestes  will;  eben  deshalb  wird  er  die  möglichst 
baldige  Rückkehr  dieses  Regimentes  herbeisehnen  und  sich  von 
allen  republikanischen  Unternehmungen  abkehren  (§§  4,  12) 

Dem  Domkapitel  bietet  sich  so  eine  Gelegenheit,  durch  Mit- 
wirkung bei  der  Neuorganisation  des  Landtags  seine  Stellung  zu 
stärken  und  ferner,  seine  Sorge  um  das  Wohl  des  Staates  zu  be- 
tätigen (§  18);  daher  möge  es,  wünscht  Clauspruch,  nicht  nur  selbst 
seiner  Steuerfreiheit  entsagen,  sondern  auch  in  anderen  Kreisen  der 
I neuen  Steuereinrichtung  Anhänger  werben  und  nicht  aut  angeblich 
I wohlbegründete  Rechte  pochen  sowie  alles,  was  diesen  Privilegien 

I entgegentritt,  ohne  weiteres  verdammen  (§  25). 

Aber  Clauspruch  wandte  seine  Kräfte  an  ein  wenig  aus- 
sichtsreiches Unternehmen.  Hatte  doch  die  Arnsberger  Ver- 
sammlung, obwohl  noch  nicht  der  vierte  Teil  aller  Domherren 
anwesend  war  '-),  im  Namen  des  gesamten  Kapitels,  ohne  die  An- 


1)  Vgl.  3.  Kapitel  II,  2,  1). 


2)  Votum  Clauspruchs,  § 23. 
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sicht  der  fehlenden  Kapitelsmitglieder  zu  befragen,  das  Wort  ge- 
führt, und  zwar,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  in  einem  gegen 
die  Städte  durchaus  feindseligen  Tone  um  die  Intervention  des 
Kurfürsten  nachgesucht.  In  ihrem  Bestreben,  diesen  gegen  das 
Verfahren  der  Städte  und  des  Klerus  einzunehmen,  wurde  sie  von 
Angehörigen  des  Grafen-  und  des  Ritterstandes  getreulich  unterstützt. 

Das  zeigt  uns  eine  Vorstellung,  die  ~ wohl  in  den  letzten 
Tagen  des  Augusts  verfafst ')  — am  15.  September  dem  Kur- 
fürsten in  Mergentheim  vorgelegt  und  durch  die  Unterschriften  des 
Grafen  Sigismund  zu  Salm- Reifferscheid,  ferner  der  Ritter  Frei- 
herren V.  Lombeck-Lüftelberg,  Joseph  Klemens  v.  Gudenau,  v.  Rols- 
hausen  zu  Turingen,  v.  Ritz  zu  Wachendorf,  Ferdinand  v.  Bour- 
scheidt-Burgbroel,  v.  Harff  zu  Drey]>orn,  Raitz  v.  Frentz,  F.  H. 
V.  Beifsel  von  Gymnich  und  v.  Lützerode  gedeckt  wurde. 

Wie  die  Jahre  der  Fremdherrschaft  in  der  städtischen  Politik 

• • 

keine  wesentliche  Änderung  hervorgerufen  hatten,  so  waren  sie 
auch  ohne  Einflufs  auf  das  Verhalten  der  Vorder-Stände  geblieben. 
Keine  Spur  von  gröfserer  Nachgiebigkeit  findet  sich  in  den  Ein- 
gaben nach  Mergentheim,  ja,  gelegentlich  hatten  Domkapitel, 
Grafen  und  Ritter  vor  der  französischen  Okkupation  mehr  Ver- 
ständnis für  die  Forderungen  des  vierten  Standes  gezeigt  als  jetzt. 
Denn  auf  den  Landtagen  hatten  sie  bei  einzelnen  Gebieten  des 
Steuerwesens  wenigstens  eine  Reformbedürftigkeit  anerkannt  und 
auch  Besserungsvorschläge  angenommen,  jetzt  aber  lehnten  sie 
jedes  Eingehen  auf  den  modus  per  totum  und  die  daran  an- 
knüpfenden Bestrebungen  rundweg  ab. 

Zwar  waren  sie  direkt  noch  nicht  angegrifien  worden,  wohl 
aber  waren  schon  Aufserungen  gefallen,  dafs  auch  bei  den  Vorder- 
Ständen  der  neue  Steuerfufs  durchgedrückt  werden  müsse  und 
jedenfalls  in  Fällen,  wo  dem  Lande  neue  Lasten  aufgebürdet  werden 
sollten , Einstimmigkeit  der  drei  ersten  Landtagskurien  keinerlei 
Entscheidung  bringen  dürfe  ^).  Dies  konnte  keinen  Zweifel 
darüber  aufkommen  lassen,  dafs  die  Städte  mit  dem  der  Geistlich- 
keit gegenüber  errungenen  Erfolge  .sich  nicht  begnügen  würden. 
So  spricht  denn  aus  allen  Schriftstücken,  die  uns  von  Angehörigen 
der  Vorder-Stände  vorliegen,  die  Besorgnis,  die  Durchführung  des 

1)  Datiert:  „Bedburg,  den  30*«  [sc.  August],  Köln,  den  2*®“  und  Bonn, 
4^  September  1797.“ 

2)  Vgl.  Punktation  der  Städte  1797  Juli  8. 
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modus  per  totum  und  die  Bestätigung  der  geistlichen  Landstand- 
schaft werde  den  Umsturz  der  ganzen  Verfassung  nach  sich  ziehen, 
insbesondere  den  Untergang  der  privilegierten  Stände  besiegeln. 

Mehrmals  kehrt  der  Gedanke  wieder,  dafs  tatsächlich  Staats- 
umwälzung, nicht  friedliche  Reform  das  Ziel  des  vierten  Standes 
sei,  dafs  dieser  im  Trüben  fischen  und  durch  den  „Schleichweg“ 
sich  aneignen  wolle , was  er  in  offenem  Kampfe  bisher  vergebens 
zu  erreichen  versucht  habe  ^). 

Dies  glauben  die  Vorder-Stände  aus  dem  „rechtlosen“  Ver- 
fahren ihrer  Gegner  schliefsen  zu  müssen.  Die  grofse  Masse  der 
Einwohner  hat  unter  der  alten  Landesverfassung  stets  zufrieden 
und  glücklich  gelebt,  nur  um  ihres  Privatvorteils  willen  blasen 
einige  übelgesinnte  Städte  und  ihre  „verkehrte  consulenten“  „den 
schrecken- ton“  '-).  Vor  w^enigen  Jahren  noch  hat  der  Klerus  selbst 
vor  diesem  Tone  gewarnt,  und  jetzt  steht  derselbe  Klerus  aut 
der  Seite  der  Städte  Diese  verhandeln  mit  der  Geistlichkeit 
über  deren  Landstandschaft,  also  über  ein  ihr  einzuräuraendes 
Privilegium;  anderseits  wollen  sie  den  privilegierten  Ständen  ihre 
Vorrechte  rauben,  und  gerade  Privilegien  sind  es,  „wogegen  man 
itzt  am  mehresten  schreit  und  woher  man  die  löse-wörter  zum 
Umsturz  nimmt!“*)  Wie  lange  wird  es  dauern,  dann  verlangen 
auch  andere  Klassen  von  Untertanen,  so  der  Landraann,  dessen 
Vertretung  die  Städte  sich  ohne  alle  Berechtigung  angemafst  haben, 
Zutritt  zu  den  Landtagen,  wie  leicht  könnten  sich  die  unritter- 
bürtigen  Besitzer  adliger  Güter  mit  dem  Landmann  vereinigen  und 
so  „ein  wahres  tiers  etat  und  folglich  ein  sechstes  landtags- Colle- 
gium“ bilden  -)?  Je  mehr  Kreise  des  Volkes  in  einer  solchen 
„ national versamml ung “ Einflufs  gewinnen,  umso  mehr  werden 
„die  gerechtsamen  des  landesherrn  nichts  und  jene  der  mitständen 
nur  so  viel  als  die  rechte  eines  privaten  gelten“,  wird  „die  re- 
gierungsfbrm  . . . eine  andere  gestalt  und  alles  einen  allgemeinen  Um- 
sturz leiden  . . .“ '"). 

1)  So  Domsymlikus  Bollich  an  Jen  Kurfürsten,  d.  d.  Arnsberg  1797  August  6 ; 
Domkapitel  an  den  Kurfürsten,  d.  d.  Arnsberg  1(97  Oktober  14. 

2)  Bollich  an  den  Kurfürsten  1797  August  6. 

3)  Domkapitel  an  den  Kurfürsten,  d.  d.  Arnsberg  1797  August  23. 

4)  Sigismund  Graf  zu  Salm- Reifferscheid  u.  a.  an  den  Kurfürsten,  prae- 

sentatum  1797  September  15, 

5)  = Anm.  2.  6)  = Anm.  4. 
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Wir  erinnern  uns,  dafs  Clauspruch  eine  Vermehrung  der 
Landtagskurien  von  ganz  anderem  Standpunkt  aus,  lediglich  unter 
dem  Gesichtswinkel,  dafs  sie  eine  Erweiterung  der  ständischen 
Machtbefugnisse  zur  Folge  haben  müsse,  betrachtet  hatte.  Aber 
auch  darin,  wie  sie  die  Unionsbewegung  in  den  Zusammenhang 
der  Zeitereignisse  einstellten,  unterschifiden  sich  die  vorderen  Stände, 
die  in  den  Eingaben  nach  Mergentheim  zu  Wort  kamen,  von  dem 
Domkapitularen. 

Zur  selben  Zeit,  als  die  modus  per  totum- Frage  wiederum 
die  Gemüter  beschäftigte  und  die  Hoffnung  geweckt  wurde,  dafs 
die  Bewegung  sich  diesmal  als  lebenslähig  erweisen  werde,  machte 
sich  eine  besonders  starke  Tätigkeit  der  Zisrhenanen  im  Kölnischen 
bemerkbar. 

Im  Einverständnis  mit  Hoche  und  der  „Commission  inter- 
mediaire'*,  suchten  sie  die  Bevölkerung  zu  veranlassen,  ihre  Sym- 
pathien für  einen  rheinischen  Freistaat  öffentlich  kundzugeben, 
eifrig  waren  ihre  Organe  an  der  Arbeit,  um  die  Namensunter- 
schriften aller  Günstiggesinnten  zu  sammeln,  und  besonders  drangen 
sie  in  die  Städte,  dem  republikanischen  Ideal  zu  huldigen  ^). 
Aber  wie  die  Zünfte  und  der  Rat  der  Stadt  Bonn  jede  Beteili- 
gung an  den  geplanten  republikanischen  Festen  ablehnte  -),  so 
fanden  die  Zisrhenanen  auch  andersvvo  wenig  Entgegenkommen 
bei  der  Bevölkerung  Wo  Freiheitsbäume  gepflanzt  wurden 
und  festliche  Umzüge  stattfanden,  da  war  das  mehr  äufseres  Schau- 
gepränge, als  dafs  darin  die  Stimmung  des  Volkes  ihren  Ausdruck 
gefunden  hätte.  Eine  wirkliche  Gefahr  konnte  die  zisrhenanische 
Bewegung  nur  so  lange  bedeuten,  als  die  französischen  Macht- 
haber bereit  waren,  sie  durch  gewaltsames  Eingreifen  zu  fördern. 

In  dieser  Zeit  der  Krisis  ist  es  vor  allen  Dingen  erforderlich, 
die  Anhänglichkeit  der  Einwohner  an  das  alte  Regiment  zu  stärken, 
ihre  Ho-ffnung,  dafs  mit  der  Rückkelir  der  kurfürstlichen  Herr- 
schaft ihr  Elend  aufhören  und  eine  dauernde  Besserung  ihrer  Lage 
eintreten  werde,  neu  zu  beleben,  eben  durch  Erfüllung  ihres 
Wunsches  nach  einem  neuen,  gerechteren  Steuerfufs  — so  hatte 
Clauspruch  sich  ausgesprochen.  Umgekehrt  sahen  die  vorderen 

1)  Sigismund  Graf  zu  Salm -Reifferscheid  u.  a.  an  den  Kurfürsten,  prae- 
sentatum  1797  September  15. 

2)  Perthes  I,  S.  253 ff.  3)  Ebenda,  S.  259 ff 
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Stände  darin  nicht  ein  Mittel,  die  Republikanisierung  des  Landes 
zu  verhüten,  sondern  ein  die  Zisrhenanen  und  ihre  Absichten 
forderndes  Moment.  Denn  in  ihren  Eingaben  deuten  sie  an,  dafs 
das  zeitliche  Zusammenfallen  der  zisrhenanischen  Bewegung  und 
der  Verhandlungen  wegen  des  modus  per  totum  kein  Zufall  sei, 
dafs  vielmehr  auch  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  beiden 
bestehe:  Mit  dem  Antrag  auf  landesherrliche  Bestätigung  der  Union 
will  man  die  Zeitumstände  ausnutzen  ^),  die  unruhigen  Köpfe  im 
Erzstift  „bezielen^‘  weniger  die  Einführung  des  modus  per  totum 
als  „Umwälzung  des  . . . trons  und  der  Verfassung'^-),  erklärte  die 


Amsberger  Kapitelsversamralung,  und  die  aus  gräflichen  und  ritter- 
schaftlichen  Kreisen  stammende  Eingabe  meinte,  das  auffallende 
Betragen  der  Städte  und  des  Klerus  erscheine  erst  dann  im  rich- 
tigen Licht,  wenn  man  in  Betracht  ziehe,  dafs  gleichzeitig  rastlos 
daran  gearbeitet  werde,  die  Lande  zwischen  Maas  und  Rhein  „in- 
dependent" zu  machen  -^). 

Indem  sie  so  die  Frage  auf  das  politische  Gebiet  hinüber- 
zogen, spielten  die  Vertreter  von  Domkapitel,  Grafen-  und  Ritter- 
stand ihren  stärksten  Trumpf  aus.  Für  den  Kurfürsten  bedeutete 
ja  eine  Verwirklichung  des  zisrhenanischen  Ideals  den  Verlust 
seiner  Herrschaft,  daher  mufsten  sich  die  Vorder-Stände  von  ihren 
Andeutungen  über  den  Zusammenhang  der  städtischen  Bestrebungen 
und  des  zisrhenanischen  Gedankens  den  meisten  Erfolg  versprechen; 
mehr  noch  als  von  einem  anderen  Hinweis  politischer  Natur,  dafs 
nämlich  im  Falle  des  Zustandekommens  der  Union  der  pfölzische 
und  der  preufsische  Hof  durch  die  Abgeordneten  der  jülich- 
bergischen  wie  klevisch- märkischen  Abteien  und  Stifter,  die  zum 
clerus  coloniensis  gehörten,  Einflufs  im  Lande  gewinnen  könne  ^). 

Ob  die  vorderen  Stände  im  Kurfürsten  einen  Bundesgenossen 
finden,  oder  ob  Max  Franz  sich  für  die  Partei  der  Städte  ent- 
scheiden werde,  hatte  beim  Beginn  der  Unionsverhandlungen  noch 
als  zweifelhaft  zu  gelten,  wenigstens  soweit  sich  das  nach  den  von 
ihm  vorliegenden  Aufserungen  beurteilen  läfst.  Die  Notwendig- 
keit eines  gerechteren  Steuerfufses  hatte  auch  er  wohl  erkannt, 

1)  Domkapitel  an  den  Kurfürsten  1797  Oktober  14. 

2)  Bollich  an  den  Kurfürsten  1797  August  6. 

3)  Sigismund  (Iraf  zu  Salm  - Reifferscheid  u.  a.  an  den  Kurfürsten,  prae- 
sentatum  1797  September  15. 

4)  = Anm.  1. 
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und  das  Streben  nach  einem  solchen  scheint  seine  Billigung  ge- 
funden zu  haben.  Denn  schon  1790  spricht  der  gräfliche  Deputierte 
Kley  von  dem  Landesherrn,  „welcher  die  einfürung  des  modi  per 
totum  gern  sehen  soll  und  des  Kurfürsten  Verhalten  den  Land- 
tagen gegenüber  sowie  die  Bereitwilligkeit,  mit  der  er  sich  zur 
Versteuerung  seiner  Domänen  erbot  ■),  bestärken  uns  in  der  Ver- 
mutung, dafs  Kleys  Urteil  richtig  war. 

Hinsichtlich  der  geistlichen  Landstandschaft  widersprechen  sich 
die  Äufserungen  des  Erzbischofs.  Wir  sahen,  wie  er  1793,  als 
der  Vorschlag,  auch  den  Klerus  zu  den  Landtagsverhandlungen 
zuzulassen,  zuerst  auftauchte,  diesen  sofort  ablehnte  ®).  Ebenso 
betonen  zwei  kurfürstliche  Schreiben  vom  18.  Juli  und  vom 
16.  August  1794,  die  das  Domkapih;!  gegen  die  Städte  ausspielte, 
dafs  der  Klerus  wohl  zu  den  Tagungen  der  Kriegskommission 
Deputierte  entsenden,  dagegen  niemals  eine  dauernde  Vertretung 
auf  den  Landtagen  erhalten  könne  ^).  Und  doch  versicherten 
anderseits  die  Städte,  Max  Franz  habe  der  Geistlichkeit  ein  „votum 
virile“,  die  Landstandschaft  in  einem  besonderen  Kollegium,  tür 
den  Fall  versprochen,  dafs  sie  die  Landeslasten  entsprechend  ihrem 
Vermögen  mittragen  helfe 

Als  1797  nun  die  Unionsbewegung  an  den  Kurfürsten  heran- 
trat, behandelte  er  die  Angelegenheit  zunächst  rein  dilatorisch. 
Ohne  auf  das  Prinzipielle  der  Frage  einzugehen,  vertrösteten  seine 
Reskripte  darauf,  dafs  er  nach  seiner  „wahrscheinlich  baldt  er- 
folgender rückkehr“  „die  grofsen  wunden,  die  dem  allgemeinen 
Wohlstand  geschlagen  worden  sind,  heilen  . . .“  werde  •’). 

Erst  nachdem  der  Vergleich  zwischen  dem  Klerus  und  den 
Städten  abgeschlossen  worden  war,  und  letztere  um  Bestätigung 
nachgesucht  hatten,  trat  seine  Ansi(.*ht  bestimmter  hervor.  Jetzt, 
wo  das  kölnische  Land  zum  weitaus  gröfsten  Teil  der  alten  Herr- 


1)  Dvck. , Abt.  Akten,  Bd.  19:  Kley  an  die  Keichsgräfin  Ton  Salm  1790 
Februar  25. 

2)  Vgl.  3.  Kapitel  I,  1. 

3)  III,  B,  90;  V.  Waldenfels  an  Joseph  Grafen  zu  Zeyl-Wurzach  1793  März  26. 

4)  Bollich  an  den  Kurfürsten  1797  August  6. 

5)  Nähere  bestimmungen  “ zu  den  Hauptartikeln  des  Vergleichs  (undatiert). 

6)  Eeskript  an  das  Stift  St.  Gereon  1797  Juli  20;  ferner  Reskript  auf  eine 
Vorstellung  des  clerus  in-  et  eitraneus,  d.  d.  Mergentheim  1797  Juli  24  und 
Reskript  an  die  Städte  1797  August  8;  vgl.  auch  fata  Bonnensia  I,  fol.  35  b. 
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Schaft  seine  Anhänglichkeit  bezeugt  habe,  komme  es  vor  allem 
darauf  an,  diese  gute  Stimmung  zu  erhalten,  und  das  sei  nur 
möglich,  wenn  der  Union  die  landesherrliche  Genehmigung  nicht 

versagt  werde  ^). 

Nach  welcher  Seite  er  hinneigte,  gibt  er  in  diesen  Worten  klar 
zu  erkennen,  und  bald  trat  zutage,  dafs  auch  das  Hofratskollegium, 
das  seinen  Sitz  in  Recklinghausen  genommen  hatte,  sich  der  von  den 
Vorder-Ständen  vertretenen  Anschauung  nicht  anzuschliefsen  ver- 
mochte. Der  Kurfürst  hatte  von  ihm  ein  ausführliches  Gutachten  ein- 
gefordert-); statt  dessen  übersandte  es  unterm  16.  Oktober  den 
Vortrag  seines  Direktors,  den  es  in  der  Sitzung  vom  selben  Tage 
genehmigt  hatte  Hörsters  Vortrag  enthält  für  uns  keine  neuen 
Gedanken,  deckt  sich  vielmehr  in  allen  wesentlichen  Punkten  mit 
Clauspruchs  Votum.  Hörster  geht  davon  aus,  dafs  die  Union  eine 
Wohltat  für  das  ganze  Land  bedeute,  da  der  steuerpflichtige  Unter- 
tan, wenn  er  allein  alle  Gelder  auf  bringen  müsse,  verloren  sei. 
Aber  nicht  nur  aus  wirtschaftlichen  Gründen  billigt  Hörster  sie, 
er  mifst  ihr  auch  dieselbe  politische  Bedeutung  bei  wie  Clauspruch. 
Seiner  festen  Überzeugung  nach  wird  Max  Franz  mit  der  Be- 
stätigung des  Vergleichs  sein  Land  nicht  der  Umsturzpartei  in  die 
Hände  liefern,  sondern  im  Gegenteil  nur  zur  Beruhigung  der  ihm 
treu  ergebenen  Einwohner  beitragen  und  dadurch  umso  mehr  einer 
baldigen  Rückkehr  des  geistlichen  Regiments  Vorarbeiten.  Daher 
rät  er  dem  Kurfürsten,  seine  Zustimmung,  und  zwar  ohne  jeden 
Rückhalt  und  bald,  ehe  Gegenschläge  von  der  anderen  Seite  er- 
folgen, zu  geben.  Um  zu  beweisen,  dafs  dies  kein  übereilter  oder 
gefährlicher  Schritt  sein  würde,  prüft  er  die  Vergleichsurkunde 
Punkt  für  Punkt  auf  etwa  darin  vorhandene  Verstöfse  gegen  die 
Verfassung.  Das  Ergebnis  lautet:  Nichts  darin  ist  gesetzeswidrig, 
auch  die  Gewährung  der  Landstandschaft  nicht,  denn  es  ist  kein 
Gesetz  bekannt,  das  die  Zahl  der  Stimmfähigen  auf  vier  Land- 
tagskurien beschränkte. 

In  Mergentheim,  in  des  Kurfürsten  unmittelbarer  Umgebung, 


wurde  dieses  Gutachten  einer  genauen  Prüfung  unterzogen. 

Was  das  Wesen  der  Union  anbetrifft,  so  lassen  sich  zwischen 

1)  III,  D,  77:  Reskript  an  die  kurfürstliche  Regierung  1797  September  29. 

2)  = Anm.  1. 

3)  Hofrat  an  den  Kurfürsten,  d.  d.  Recklinghausen  1797  Oktober  16. 

4)  Undatiert,  anzusetzen  zwischen  1797  September  29  und  Oktober  16. 
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Hörsters  Votum  und  dem  Referat,  das  uns  vorliegt  ^),  keine  Unter- 
schiede feststellen.  Jede  VeränderuEg  als  verfassungswidrig  und 
als  revolutionäres  Unternehmen  zu  bezeichnen,  wäre,  so  heifst  es 
darin,  absurd.  Darum  kann  niemand  den  Klerus  hindern,  sich 
zur  Zahlung  der  vollen  Steuerquoten  zu  verpflichten.  Ebenso 
kann  durch  den  Landesherrn  sehr  wohl  eine  neue  Landtagskurie 
geschafien  werden,  des  cleri  Forderung  wäre  mithin  zu  genehmigen. 

Derselbe  Referent  hatte  vor  kurzem  noch  einen  anderen  Stand- 
punkt eingenommen.  Damals  hatte  er  erklärt,  durch  Zulassung 
der  Geistlichkeit  könne  leicht  ein  ganz  neues  Resultat  der  Land- 
tagsverhandlungen herbeigeführt  werden,  und  deshalb  beantragt, 
ihr  die  Standschaft  zu  versagen  Umso  bedeutungsvoller  mufs 
es  erscheinen,  wenn  er  jetzt  auch  in  diesem  Punkte  Hörsters  Aus- 
führungen sich  anschliefst. 

Und  so  erfährt  die  letzte  domkapitularische  Eingabe,  die  ihm 
zur  Begutachtung  vorliegt  — es  ist  die  vom  14.  Oktober  — , eine 
gründliche  Abfertigung;  keiner  der  vom  Kapitel  angeführten  Gründe 
erweist  sich  ihm  als  stichhaltig,  und  er  kommt  zu  dem  Schlufs, 
dafs  die  Genehmigung  nicht  blofs  gewährt  werden  könne,  sondern 
auch  gewährt  werden  müsse. 

Nur  rät  er  im  Gegensatz  zu  Hörster,  die  Bestätigung  noch 
einige  Zeit  zu  verschieben;  denn  er  gibt  sich  der  trügerischen 
Hoffnung  hin,  dafs  nach  dem  inzwischen  erfolgten  Friedensschlufs 
„das  revolutions-sistem“  zu  Ende  gehen  werde,  und  meint,  so  falle 
der  wichtigste  Grund,  die  Bestätigung  zu  beschleunigen,  fort.  Da 
nun  keine  Gefahr  mehr  im  Verzug  sei,  bittet  der  Referent,  vor 
dem  nächsten  Landtag,  auf  dem  der  Gegenstand  ohne  Zweifel 
„in  voller,  lebhafter  anregung  kommen werde,  keine  entscheidenden 
Schritte  zu  tun. 

Begonnen  hatten  die  Verhandlungen  unter  dem  Schutze  der 
französischen  Behörden,  dann  war  eins  der  bedeutendsten  und 
reichsten  Glieder  der  privilegierten  Stände  der  Union  beigetreten 
und  nun  hatte  sich  auch  die  alte  Landesregierung  den  Städten 

1)  Referent  unbekannt;  Konzept,  aber  durch  kurfürstliches  „placet“  ge- 
nehmigt; undatiert,  anzusetzen  nach  1797  Oktober  16. 

2)  Referat;  Konzept;  undatiert,  anzusetzen  vermutlich  kurz  nach  1797 
September  29.  Dafs  es  sich  hier  um  denselben  Verfasser  handelt  wie  in  Anm.  1, 
ergibt  der  Schriftvergleich. 

3)  von  Campo  Formio  (1797  Oktober  17). 
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angeschlossen.  Grund  genug  für  diese,  gleich  dem  Kurfürsten  und 
seinen  Behörden  mit  frohen  Erwartungen  der  nächsten  Zukunft 
entgegenzusehen. 

Im  Oktober  griff“  in  den  Kampf  der  Meinungen  für  und  wider 
die  zisrhenanische  Republik  eine  Druckschrift  ein  ^),  die  vor  allen 
demokratischen,  auf  Staatsumwälzung  hinarbeitenden  Tendenzen 
warnte  und  zum  treuen  Festhalten  an  der  alten  Landesverfassung 
aufforderte.  Zwar  stellte  sie  für  die  Zeit  des  alten  Kurstaates  das 
Vorhandensein  von  Mifsständen  keineswegs  in  Abrede,  aber  nur  ein 
Tor  zerstört  wegen  einiger  „unpossirlich  angebrachten  aufsenwerke 
ein  ganzes  gebäude,  wenn  jene  unbeschadet  des  ganzen  geändert 
oder  gar  . . . weggeschafft  werden  können  . . -j,  und  in  diesem 
Zusammenhang  glaubt  der  Verfasser  versichern  zu  dürfen,  dafs 
dem,  wie  er  in  längerer  Darlegung  nach  weist  •^),  wohl  gerecht- 
fertigten Verlangen  nach  der  Aufhebung  der  Steuerexemptionen 
nunmehr  bald  seitens  des  /dels  Genüge  geschehen  werde,  dafs 
der  Bürger-  und  Bauernstand  dicht  vor  seinem  Ziele  stehe  ^). 

Allein  alle  Hoffnungen  wurden  bitter  enttäuscht.  Schon  bald 
nach  dem  Abschlufs  der  Union  glaubte  die  Regierung  des  köl- 
nischen Landes,  mit  deren  Genehmiguog  doch  einst  Geheimrat 
Schmitz  die  Vergleichsunterhandlungen  begonnen  hatte,  den  „verein“ 
als  ein  „unvollständiges  werck“  bezeichnen  zu  müssen  und  lehnte 
es  ab,  vorderhand  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  da  verschiedene 
darin  enthaltene  Bedingungen  „...von  ihr  [der  Geistlichkeit]  und 
den  Städten  allein  nicht  in  erfüllung  gebragt  werden  könnten“  ^), 
Ob  die  Regierung  ihre  Haltung  später  geändert  hat,  ist  nicht  er- 
sichtlich ^);  jedenfalls  war  von  einer  Durchführung  des  Vergleichs 


1)  „Etwas  zur  beherzigung  an  die  bewohner  des  köllniscben  landes  als 
einzig  wahrer  gesichtspuukt  fürs  gegenwärtige  und  zukünftige“;  „. . . geschrieben 
U . . .,  im  octoher  1797“  (anonym). 

2)  S.  16. 

3)  S.  17  ff. 

4)  S.  17  und  S.  25;  vgl.  auch  Maas -Rhein -Akten,  Nr.  1341;  Gerichts- 
Bchöffe  Schotter  „als  einweiliger  [!]  consulent  der  Städten“  an  die  Regierung, 
d.  d.  Bonn  1797  September  12. 

5)  Maas-Rhein- Akten , Nr.  2132:  Regierungsprotokolle  1797  September  13 
und  September  14. 

6)  Die  weiteren  Regierungsprotokolle  bringen  keine  Mitteilungen  mehr 
über  die  Union,  vgl.  Maas-Rhein- Akten,  Nr.  2133 — 2136. 
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keine  Rede  und  ebensowenig  fand  er  die  ersehnte  Bestätigung  durch  | 
den  Kurfürsten.  Alle  Abmachungen  blieben  auf  dem  Papier  stehen. 

Ein  später  Nachklang  aus  dem  Jahre  1797  erinnert  uns  an 
die  Union  und  läfst  uns  zugleich  erkennen,  welches  Schicksal 
dem  mit  so  viel  Hoffnung  begonnenen  Unternehmen  beschieden 
worden  war:  Am  28.  Dezember  baten  die  Städte  nochmals  um 
Genehmigung  des  Vergleichs  i),  und  denselben  Zweck  verfolgte 
eine  Vorstellung  des  clerus  in-  et  extraneus  -),  die  gleichfalls  in 
eben  diesen  Tagen  entstanden  sein  wdrd. 

Den  Kurfürsten  um  seine  Genehmigung  anzugehen,  war  aber 
in  diesem  Zeitpunkt  ein  zweckloses  Beginnen.  Denn  Max  Franz  ) 
war  nicht  mehr  Herr  seiner  Lande  links  des  Rheins.  Der  Tod 
Hoches  (1797  September  18)  hatte  der  zisrhenanischen  Republik 
alle  Lebensfähigkeit  geraubt,  an  die  Gründung  eines  selbständigen 
rheinischen  Freistaates  oder  gar  an  die  Rückkehr  der  kurfürst- 
lichen Herrschaft  war  von  da  ab  nicht  mehr  zu  denken.  Ein  Dekret 
des  Pariser  Direktoriums  vom  4.  November  bestimmte  die  Ver- 
einigung des  linken  Rheinufers  mit  Frankreich,  im  selben  Monat 
wurde  die  Mittelbehörde  aufgelöst  und  unter  Rüdlers  Regiment 
damit  begonnen,  die  Rheinlande  als  französische  Provinzen  der 
Republik  anzugliedern  ^). 

Das  war  das  Ende  des  Kurfürstentums.  Eine  völlig  neue 
Organisation  der  linksrheinischen  (Tebiete  liefs  vielfach  die  Er- 
innerung an  den  alten  Stände-Staat  bald  verblassen.  Kurze  Zeit 
schon  nach  den  Unionsverhandlungen,  am  10.  prairial  der  Jahres  VI 
(1798  Mai  29),  wurde  in  einer  Rede  beim  Fest  der  Erkenntlich- 
keit zu  Bonn  die  Frage  aufgeworfen : „Wem  unter  uns  ist  es  un- 
bekannt, dafs  diese  stände  es  waren,  die  sich  mit  eiserner  hart- 
näckigkeit  den  gleichen  abgaben  in  hiesigen  landen  widersezten 
So  gerieten  unter  dem  Eindruck  der  neuen  Zeit  mit  den  vielen 
unerfreulichen  Erscheinungen,  die  sich  auf  den  letzten  Landtagen 
gezeigt  hatten,  auch  die  unverkennbaren  Ansätze  zur  Reform,  die 
aus  der  Mitte  derselben  ständischen  Körperschaft  hervorgegangen 
waren,  in  Vergessenheit. 

1)  Städte  an  den  Kurfürsten,  praesentatum  Frankfurt  1798  Januar  5. 

2)  Clerus  in-  et  extraneus  an  den  Kurfürsten , praesentatum  1 rankfurt 
1798  Januar  5. 

3)  V.  Heigel  II,  S.  321;  Perthes  I,  S.  266ff. 

4)  Bonner  Kreisbibi.  acc.  852,  Astraea,  Monatsschrift  von  Geich,  I (1798),  S.  40. 
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Am  4.  März  1886  wurde  ich,  Karl  Essers,  evangelischer 
Konfession,  als  Sohn  des  Kaufmanns  Peter  Essers  und  seiner  Gattin 
Maria,  geh.  Kühnendahl,  in  Barmen  geboren.  Von  Ostern  1895 
an  besuchte  ich  das  Gymnasium  meiner  Vaterstadt  und  verliefs 
Ostern  1904  die  Anstalt  mit  dem  Zeugnis  der  Reife.  Die  beiden 
ersten  Semester  verbrachte  ich  in  Tübingen,  Ostern  1905  bezog 
ich  die  Universität  München,  im  Herbst  desselben  Jahres  die  Uni- 
versität Leipzig.  Seit  Herbst  1906  lag  ich  an  der  Rheinischen 
Friedrich- Wilhelms-Universität  zu  Bonn  meinen  Studien  ob,  wo  ich 
am  23  Dezember  1908  die  mündliche  Doktorprüfung  bestand. 

Meine  akademischen  Lehrer  in  Bonn  waren  die  Herren : 
von  Bezold,  Giemen,  Erdmann,  Hashagen,  Levison,  Litzmann, 
Rein,  Ritter,  Schulte,  Seil,  Wihnanns. 

Ihnen  allen  schulde  ich  Dank,  ganz  besonders  aber  Herrn 
Privatdozenten  Dr.  Justus  Hashagen,  bei  dem  ich  in  hohem  Mafse 
Anregung  und  Förderung  fand,  sowie  Herrn  Geheimrat  Prot.  Dr. 
Aloys  Schulte,  der  mir  gleichfalls  stets  seinen  Rat  und  seine  Unter- 
stützung geschenkt  hat. 

Sodann  spreche  ich  auch  hier  Ihrer  Hochfürstlichen  Durch- 
laucht, Alfred  Fürsten  und  Altgrafen  von  Salm  - Reiflferscheid- 
Krautheim-Dyck  meinen  Dank  aus  für  die  freundlichst  gewährte 
Erlaubnis  zur  Durchsicht  der  Aktenbestände  auf  Schlofs  Dyck. 
Demnächst  Herrn  Grafen  Galen , Landrat  des  Kreises  Bonn , der 
mir  die  Benutzung  der  Kreisbibliothek  gestattete,  wie  auch  dem 
Magistrat  zu  Neufs  und  Herrn  Prof.  Dr.  Knickenberg  in  Bonn, 
die  mir  den  Zugang  zu  den  betreffenden  Stadtarchiven  eröffneten. 

Endlich  bin  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Hilling,  Herrn  Gymnasial- 
direktor Prof  Pohl  in  Bonn  und  den  Herren  Archivaren  am 


